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136. Sitzung 

Bonn, den 26. April 1985 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, bevor ich den Tages-
ordnungspunkt 12 aufrufe, muß ich eine Vorbemer-
kung machen. Bei der Abstimmung gestern abend 
über Punkt 5 der Tagesordnung — das war das 
Strafrechtsänderungsgesetz — ist ein Fehler im 
förmlichen Ablauf vorgekommen, den wir im Laufe 
der heutigen Sitzung berichtigen müssen. Ich bitte, 
damit einverstanden zu sein, daß ich nachher noch 
einmal Punkt 5b aufrufe, um insoweit die Abstim-
mung nachzuholen, die noch nicht erfolgt ist. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Anpassung der Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung und der 
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversi-
cherung im Jahre 1985 
— Drucksache 10/2705 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Auschuß) 

— Drucksache 10/3243 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Jagoda 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 10/3262 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler 
Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 

(Erste Beratung 115. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung (11. Ausschuß) zu der Unterrich-
tung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die gesetz-
lichen Rentenversicherungen, insbesondere 

über deren Finanzlage in den künftigen 15 
Kalenderjahren, gemäß §§ 1273 und 579 der 
Reichsversicherungsordnung, § 50 des Ange-
stelltenversicherungsgesetzes und § 71 des 
Reichsknappschaftsgesetzes (Rentenanpas-
sungsbericht 1984) 

sowie das 

Gutachten des Sozialbeirats zur Anpassung 
der Renten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zum 1. Juli 1985 sowie zu den Vor-
ausberechnungen der Bundesregierung über 
die Entwicklung der Finanzlage der Renten-
versicherung bis 1998 

— Drucksachen 10/2235, 10/3243 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Jagoda 

c) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die vierzehnte Anpassung der 
Leistungen nach dem Bundesversorgungsge-
setz (Vierzehntes Anpassungsgesetz-KOV 

—14. AnpG-KOV) 

— Drucksache 10/2882 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 10/3241 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kirchner 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 10/3261 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler 
Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 

(Erste Beratung 124. Sitzung) 
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Vizepräsident Westphal 
Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion 

der SPD auf den Drucksachen 10/3244 bis 10/3254 
vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 12a bis 12c und eine Aussprache von 90 Mi-
nuten vorgesehen. Ich sehe dazu keinen Wider-
spruch? — Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Der Abgeordnete Jagoda zur Berichterstattung. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Ihnen vorge-
legte Bericht auf Drucksache 10/3243 umfaßt 35 Sei-
ten. Durch ein technisches Versehen fehlt die Seite 
36; sie ist nicht mitverteilt worden. Um der guten 
Ordnung halber und damit bei dem endgültigen 
Ausdruck die 36. Seite angefügt werden kann, will 
ich sie kurz verlesen: 

(Lachen bei der SPD) 

Die im Regierungsentwurf für Alters-, Hinter-
bliebenen- und Waisengelder angegebenen 
Mehraufwendungen zu Lasten des Bundes in 
Höhe von 36 Millionen DM haben sich dadurch 
auf 60 Millionen DM erhöht, daß sich einerseits 
die darin für die Rentenanpassung enthaltenen 
Mehraufwendungen durch den niedrigeren An-
passungssatz um 5 Millionen DM vermindert 
haben, andererseits die infolge struktureller 
Veränderungen, insbesondere in der Zahl der 
Leistungsempfänger, erwarteten Einsparungen 
von 29 Millionen DM nach neuesten Schätzun-
gen nicht eintreten werden. Der sich daraus 
ergebende Mehrbedarf an Bundesmitteln wird 
bei der Fortschreibung des Finanzplanes be-
rücksichtigt. 

Zu Artikel 9 — Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch. 
Die Ergänzung der Vorschrift über die Wäh-
rungsumrechnung stellt sicher, daß in allen 
Fällen — z. B. auch in Bestandsfällen —, in de-
nen ausländisches Einkommen zu berücksichti-
gen ist, eine Währungsumrechnung entspre-
chend dieser Vorschrift stattfindet. 

Bonn, den 24. April 1985 

Ich danke Ihnen, daß ich das noch vortragen durf-
te. 

(Lutz [SPD]: Wir danken Ihnen für Ihren 
frischen Vortrag!) 

Vizepräsident Westphal: Nun können wir die allge-
meine Aussprache eröffnen. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Günther. 

Günther (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es gibt Veranlas-
sung, erneut hier und heute die Feststellung zu tref-
fen: Die Renten sind sicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Heyenn [SPD]) 

— Ich nehme an, meine Damen und Herren von der 
Opposition, Sie haben nichts dagegen. 

(Lutz [SPD]: Aber Sie werden sich sicher 
noch steigern in der Substanz!) 

Die Renten sind sicher. Sie werden pünktlich ge-
zahlt. 

(Lachen bei der SPD — Egert [SPD]: Platt

-

heit!) 

Kurzfristige Liquiditätsprobleme werden sachbezo-
gen gelöst. Insofern, meine Damen und Herren von 
der Opposition, gibt es auch keine Rente auf Pump. 
Ich stelle das fest, um das endlich aus der Welt zu 
schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD — Lutz [SPD]: Heiter

-

keit auf allen Bänken des Hauses! — Wei

-

tere Zurufe der SPD: In diesem Jahr 
nicht!) 

Die Renten bleiben beitragsbezogen. Und wir 
werden keine Manipulation zulassen. 

(Lachen bei der SPD) 

Die Renten folgen weiterhin der Einkommensent-
wicklung. Die Rentner werden in angemessener 
und zumutbarer Form an den Kosten ihrer Kran-
kenversicherung beteiligt. 

(Egert [SPD]: Das glauben Sie selber 
nicht!) 

Die stufenweise Einführung der Beteiligung ist 
1987 beendet. 

Für Panikmache ist überhaupt kein Raum. Wer 
sagt „Die Renten werden gekürzt", der lügt. 

(Roth [SPD]: Was?) 

Wer die alten Menschen in ihrem Lebensabend per-
manent verunsichert und aufhetzt, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Aber das 
sind doch Sie hier!) 

muß an den Pranger gestellt werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Dr. Müller [Bremen] [GRÜ

-

NE]) 

weil gerade die alten Menschen mit Angst- und Pa-
nikmache so ihre Erfahrungen haben. 

Nicht die Politik der Bundesregierung ist daran 
schuld, sondern diejenigen sind es, die aus dieser 
Politik falsche Schlüsse ziehen und ihre parteipoli-
tischen und verbandspolitischen Probleme damit 
verdrängen oder lösen wollen. 

(Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

Das Rentenanpassungsgesetz 1985, das wir heute 
verabschieden, ist zugegebenermaßen ein umstrit-
tenes Rentenanpassungsgesetz. 

(Lutz [SPD]: Das kann man sagen!) 

— Ja. Ich sage dies, Kollege Lutz, weil wir das ja 
festgestellt haben. 

(Egert [SPD]: Sie müssen es zugeben!) 
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Günther 
Grund hierfür ist die vergleichsweise geringe An-
passung von 3 %. 

(Lutz [SPD]: „Vergleichsweise" ist stark 
untertrieben!) 

Unter Berücksichtigung einer weiteren Stufe der 
Beteiligung der Rentner an den Beiträgen für ihre 
Krankenversicherung beträgt die Rentenerhöhung 
1,41 % zum 1. Juli 1985. 

Dieser Anpassungssatz ist die Folge der Lohnent-
wicklung im Jahr 1984, die nach Angaben des Stati-
stischen Bundesamts 3 % betrug. Die statistische 
Größe „3 % Lohnsteigerung im Jahr 1984" ist nach 
dem Gesetz ausschlaggebend für die Höhe der An-
passung im folgenden Jahr. Es bleibt dabei: Die 
Renten werden nach der Lohnentwicklung erhöht. 

An dieser Größe kann auch nicht manipuliert 
werden. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Daran ge-
messen waren sie noch nie so hoch wie 

heute!) 

Über die Höhe der Lohnanpassungen entscheiden 
also mehr die Tarifpartner als der Gesetzgeber. 

(Egert [SPD]: Also doch manipuliert!) 

Wenn die Tarifpartner, wie 1984, den Produktivi-
tätszuwachs, der zur Verteilung zur Verfügung 
steht, zu einem erheblichen Teil zur Arbeitszeitver-
kürzung verwenden und wenn dadurch zwangsläu-
fig die Lohnerhöhungen vergleichsweise geringer 
sind, muß dies vom Gesetzgeber hingenommen wer-
den. Aber man kann den Gesetzgeber nicht für die 
Höhe, in diesem Fall für die geringere Höhe, verant-
wortlich machen. 

(Lutz [SPD]: Ja doch!) 

Die Gewerkschaften und die Arbeitgeber haben — 
etwas überspitzt formuliert — einen größeren Ein-
fluß auf die Höhe der Rentenanpassung als der Ge-
setzgeber, der im Grund nur einen Nachvollzug der 
Lohnentwicklung vornimmt. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Solange wir die Renten lohnbezogen anpassen, 
bleibt das so. Wir werden jede andere Form der 
Rentenanpassung ablehnen, weil wir — ich sagte es 
eben schon — Manipulationen an der Rente verhin-
dern wollen. Ich sage dies noch einmal zum Schluß 
des Abschnitts über die Höhe des Anpassungssat-
zes von 3 %. 

(Bueb [GRÜNE]: Ihr kürzt doch laufend! — 
Zuruf von der SPD: Und Bangemann?) 

Zum zweiten Faktor, meine Damen und Herren, 
der für die Rentenanpassung in diesem Jahr wich-
tig ist, der dritten Stufe der Beteiligung der Rentner 
an den Beiträgen ihrer Krankenversicherung 
möchte ich darauf hinweisen, daß auch die SPD und 
sogar die Kriegsopferverbände, die heute lauthals 
schreien, die Einführung eines Krankenversiche-
rungsbeitrags im Grundsatz bejaht oder zumindest 
akzeptiert haben. 

(Lutz [SPD]: Aber nicht in dem Tempo!) 

Die SPD sah in ihrem Gesetzentwurf vor der Wende 
eine Beteiligung der Rentner in Stufen von 1 bis 
maximal 4 % vor. 

(Lutz [SPD]: Und immer nur 1 %, Herr Kol

-

lege!) 

Inzwischen schlägt auch die SPD, wie der heutige 
Änderungsantrag zeigt, für 1985 4 % und für 1986 
5 % Krankenversicherungsbeitrag vor. Wir unter-
scheiden uns dann 1986 noch um ganze 0,2 %, meine 
Damen und Herren! 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das ist ja 
sehr interessant! — Lutz [SPD]: Die Rent

-

ner haben weniger als Sie!) 

Ich frage: Warum dieser Theaterdonner? 

Die Regierung Kohl mußte nach der Wende im 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 neben anderen Maß-
nahmen auch die Stufen der Beteiligung der Rent-
ner an den Krankenversicherungsbeiträgen än-
dern, und man hat sich für 1 %, 3 % und zunächst 
5 % in den Jahren 1983, 1984 und 1985 entschieden. 
Dabei wußte keiner, weder die Regierung noch Sie 
als Opposition, wie sich die Lohnentwicklung und 
damit die Höhe des Anpassungssatzes der folgen-
den Jahre gestalten würde. Wir müssen an dieser 
Stelle auch die Rentner um Verständnis bitten, 
wenn die Tarifpartner zur Arbeitszeitverkürzung 
Lohnteile verwenden und damit die Möglichkeit 
schaffen, Arbeitslose einzustellen. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das ist un

-

geheuerlich! — Lutz [SPD]: Das ist un

-

glaublich! — Egert [SPD]: Schämen Sie 
sich, Herr Günther!) 

— Dieses ist eine bekannte Tatsache. Ich weiß gar 
nicht, warum Sie sich darüber aufregen, wenn ich 
dieses hier feststelle. 

Ein Abzug von 2 % Krankenversicherungsbeitrag 
im Jahre 1985 hätte zu einem Anpassungssatz von 
unter 1 % geführt. Deshalb hat die Bundesregierung 
im Rentenversicherungsfinanzierungsgesetz die 
Stufe verkürzt, indem sie statt 5 % nun 4,5 % vor-
sieht. Hierdurch erhöht sich der Anpassungssatz 
auf 1,41 %, wie er im heute zu verabschiedenden 
Gesetz enthalten ist. 

Die Höhe der Rentenanpassung, die gleicherma-
ßen für die gesetzliche Rentenversicherung, für die 
Altershilfe für Landwirte, für die Unfallversiche-
rung und Kriegsopferversorgung gilt, ist das Ergeb-
nis von Tarifverhandlungen der Sozialpartner 

(Egert [SPD]: Dies ist falsch, Herr Kollege! 
— Lutz [SPD]: Das stimmt nun wirklich 

nicht!) 

— nun warten Sie doch mal ab; lassen Sie mich den 
Satz zu Ende reden —, der Gesetzgebung im Haus-
haltsbegleitgesetz 1983 und der Korrektur im Ren-
tenversicherungsfinanzierungsgesetz und nicht, 
wie die SPD, der Reichsbund, der VdK, einige Ge-
werkschaften und besonders die Arbeiterwohlfahrt, 
um nur einige zu nennen, der Öffentlichkeit vorgau-
keln, eine soziale Demontage zu Lasten der Rent-
ner. Man hat manchmal den Eindruck, daß die oben 
genannten Parteien und Verbände noch nicht be-
griffen haben, daß die Wachstumsraten der Wirt- 
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schaft und damit auch der Löhne und deshalb auch 
die Rentenanpassungen geringer als in der Vergan-
genheit sind. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lutz? 

Günther (CDU/CSU): Nein, ich habe nur noch ein 
paar Minuten, Kollege Lutz. Lassen Sie mich das im 
Verbund zu Ende ausführen. Sie kommen sicher 
auch gleich dran. 

(Egert [SPD]: Das hätte das Trauerspiel 
nur verlängert!) 

CDU/CSU und FDP können das Verdienst für 
sich in Anspruch nehmen, meine Damen und Her-
ren, daß sie die Inflationsrate halbiert und damit 
die Kaufkraft der Rentner insgesamt verbessert ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Rentner sollten sich nicht verunsichern lassen 
und die Sondersituation der stufenweisen Beteili-
gung an den Beiträgen zur Krankenversicherung, 
die auch noch in den nächsten beiden Jahren mit 
jeweils 0,7 % die Rentenanpassung um diese 0,7 
verringert, akzeptieren. Ich finde überall bei den 
Rentnern Verständnis, wenn ich jetzt in Versamm-
lungen gehe, 

(Lutz [SPD]: So? Wen hören Sie denn an?) 

wenn ihnen, Kollege Lutz die Zusammenhänge 
richtig erläutert werden. Die Rentner haben mehr 
Solidarität in sich als Sie von der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lutz  [SPD]: Das ist ja frivol! — Egert 
[SPD]: Das hat aber platsch gemacht! — 
Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das war 

giftig!) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU hat 1957 
das derzeitige Rentensystem geschaffen, und es hat 
sich in hohem Maße — dies zeigen Vergangenheit 
und Gegenwart — bewährt. Ein Strukturreformge-
setz ist zwar notwendig, um das System auch gegen 
demographische und konjunkturelle Schwankun-
gen wetterfest zu machen, aber der Kernbereich 
der Rentenversicherung wird erhalten bleiben. 

Lassen Sie mich zu dem zweiten Punkt der heuti-
gen Beratung, nämlich dem Rentenanpassungsbe-
richt 1984 und dem Gutachten des Sozialbeirats, 
einige Anmerkungen machen. Die SPD verwirft 
den Rentenanpassungsbericht 1984, weil er nicht 
mehr aktuell sei. 

(Egert [SPD]: Er stimmt vorn und hinten 
nicht!) 

Ich möchte hierzu anmerken, daß der Rentenanpas-
sungsbericht, hier insbesondere die langfristigen 
Vorausschätzungen, die Aufgabe hat, modellhaft 
mögliche Entwicklungen in dem Zeitraum von 1984 
bis 1998 aufzuzeigen. Dieser Aufgabe wird der Be-
richt gerecht, auch wenn sich durch neuere Schät-
zungen im mittelfristigen Bereich — das sind etwa 
fünf Jahre — infolge der Gesetzgebung und der tat-
sächlichen Entwicklung ein gegenüber dem Ren

-

tenanpassungsbericht leicht verändertes Bild er-
gibt. 

(Lutz [SPD]: „Leicht verändert" ist schön!) 

Der Rentenanpassungsbericht hat auf die Gesetz-
gebung auch schon dahin gehend Einfluß genom-
men, als beispielsweise beim Rentenversicherungs-
finanzierungsgesetz und auch bei dem heutigen An-
passungsgesetz die Entwicklung der Finanzen vor-
sichtig eingeschätzt wurde. 

Auch bei einer Lohnsteigerung um 3 % wird die 
Mindestschwankungsreserve von einer Monatsaus-
gabe bis 1989 nicht unterschritten. 

(Bueb [GRÜNE]: Na, na!) 

Die Rentenversicherung wird in den nächsten Jah-
ren zwar keine zusätzlichen Rücklagen aufbauen 
können, aber nach dem derzeitigen Stand — dies 
zeigen auch die jüngsten Vorausschätzungen von 
April 1985 — werden sich auch keine kritischen 
Situationen ergeben. 

(Lutz [SPD]: Das kommt alles ins Proto

-

koll!) 

— So ist es: Das kommt alles ins Protokoll. Deshalb 
sage ich das hier. 

Das Gutachten des Sozialbeirats enthält zur Ren-
tenanpassung 1985 sowohl die Empfehlung, den 
Krankenversicherungsbeitrag von 2 % auf 1 % zu 
reduzieren, als auch den Vorschlag, die Rentner 
entsprechend der 1983 beschlossenen 2 % zu bela-
sten. Die Bundesregierung hat mit der Reduzierung 
um ein halbes Prozent beiden Vorschlägen in etwa 
Rechnung getragen. Sie hat einen Mittelweg ge-
wählt, der auch dazu beiträgt, dem im Prinzip 
gesetzlich festgelegten verteilungspolitischen 
Grundsatz einer gleichgewichtigen Entwicklung 
von Renten und verfügbaren Arbeitsentgelten ge-
recht zu werden. Bei manchen Arbeitnehmern, 
meine Damen und Herren, bleibt bei 3 % Brutto-
lohnanhebung weniger übrig als 1,41 %. Deshalb 
werden wir auch die Belastungen der Arbeitnehmer 
abbauen müssen, und die Steuerreform wird dies 
mit sich bringen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß zumin-
dest mit dem bisherigen Instrumentarium das Prin-
zip einer gleichgewichtigen Entwicklung von Ren-
ten und verfügbaren Arbeitsentgelten nicht jähr-
lich, sondern nur in einem etwas längerfristigen 
Zeitraum realisiert werden kann. Ein Vergleich der 
Entwicklung der Rentnernettoeinkommen, also der 
Kaufkraft der Rentner, mit derjenigen der Arbeit-
nehmer im Jahre 1984 gegenüber 1979 zeigt, daß 
sich die Rentner besser stehen als die Erwerbstäti-
gen, die Arbeitnehmer. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Die Rentenmark, meine Damen und Herren, ist 
in den letzten fünf Jahren in der Kaufkraft stärker 
gestiegen als die Verdienstmark — oder wenn Sie 
so wollen: die Lohnmark —. Dies gilt sowohl nomi- 
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nal als auch real, also nach Abzug der Preissteige-
rungen. 

(Roth [SPD]: Weil ihr die Steuerreform ver-
zögert!) 

— Sie hätten sie ja längst machen können, Herr 
Roth. Sie haben j a jahrelang daran überhaupt 
nichts getan. 

(Kolb [CDU/CSU]: Guten Morgen, Herr 
Roth!) 

Das Rentenanpassungsgesetz 1985 ist — ich sagte 
es eingangs und sage es noch einmal — 

(Lutz  [SPD]: Ein Machwerk!) 

ein umstrittenes Gesetz — auch Ihre Zwischenrufe, 
Herr Kollege Lutz, kommen ins Protokoll —, und 
die Höhe des Anpassungssatzes ist im Vergleich zu 
früheren Jahren geringer. 

Ich habe in meinem Beitrag versucht, die Situa-
tion nüchtern darzustellen 

(Lutz [SPD]: Der Versuch ist mißlungen!) 

— ich hoffe, daß die Opposition das gleich auch tut 
— und die Faktoren, die zu diesem Rentenanpas-
sungsgesetz geführt haben, herauszustellen. 

Die vorgefundene Finanzmisere in der Renten-
versicherung, die vorgefundene hohe Arbeitslosig-
keit, die Investitionsschwäche, die uns die Regie-
rung Schmidt als Erblast übergeben hat 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD) 

— ich weiß, Sie können das nicht hören, und darum 
sage ich es —, wirken sich eben auch auf die Ren-
tenversicherung aus. Wir haben bei der Regierungs-
übernahme darauf hingewiesen, daß allen Bürgern 
Opfer zur Abtragung der Erblast abverlangt werden 
müssen. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Wir haben das vor der Wahl gesagt, und wir haben 
das realisiert. Die Bürger haben dafür Verständ-
nis. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Dann 
müssen Sie aber eine miserable Opposition 

gemacht haben!) 

Ich bitte Sie, diesem Gesetz Ihre Zustimmung zu 
geben, damit die Rentenerhöhung pünktlich zum 
1. Juli 1985 auf den Konten bzw. in den Händen der 
Rentner ist. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Frak-
tion ist und bleibt der Anwalt der Rentner. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir beweisen dies heute und in Zukunft. Die Rent-
ner können sich auf uns verlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Rentenklau! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, irgendwo hat da eben ganz deutlich eine Bank 
gequietscht. Wenn mir derjenige, wo das geschehen  

ist, sagt, wo das war, kann ich veranlassen, daß das 
geölt wird. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Es hat sich 
angehört wie ein „Beifall"! — Kolb [CDU/ 
CSU]: Ich glaube, der Betreffende braucht 

viel Öl, Herr Präsident!) 

Jetzt kommt der Herr Abgeordnete Egert. 

Egert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben soeben den Auftritt des Kolle-
gen Günther erlebt, der versucht hat, aus einer un-
sozialen Maßnahme Gold zu machen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Schön sach

-

lich!) 

Er dauert mich so ein bißchen, weil er offensichtlich 
Opfer der regierungsamtlichen Propaganda gewor-
den ist. Er hat versucht, alles dies in seiner Rede 
auszudrücken, was aber durch Wiederholung nicht 
richtiger, nicht wahrer wird. Ich denke, daß es reiz-
voll wäre, dies nun alles im einzelnen zu widerle-
gen. Nur, damit würden wir schon denen auf den 
Leim gehen, die ein Stück Nebelwerferfunktion in 
dieser Debatte nutzen wollen, um den älteren Men-
schen den Blick zu trüben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Jagoda, zu Ihnen komme ich noch. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden uns heute hier in zweiter und dritter 
Lesung mit diesem Rentenanpassungsgesetz be-
schäftigen müssen. Dieses Gesetz leistet tatsächlich 
einen weiteren Beitrag, die neue Armut in der Bun-
desrepublik auszuweiten. Dies ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Mit den geringeren Steigerungssätzen zum 1. Juli 
1985 wird in die Geldbeutel der Rentnerinnen und 
Rentner hineingegriffen. Die Preiserhöhungen ma-
chen ja auch vor dem Rentnerhaushalt nicht halt; 
im Gegenteil, sie wirken sich dort besonders hart 
aus. Deshalb werden sich Rentnerinnen und Rent-
ner nach dem 1. Juli dieses Jahres für das gleiche 
Geld weniger kaufen können als vor diesem Datum. 
Herr Kollege Günther, dies ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Kolb 
[CDU/CSU] — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Herr Kollege Kolb, alle engagierten Versuche 
der Sozialdemokraten, den Regierungsfraktionen 
eine Erhöhung der Renten abzutrotzen, die zumin-
dest die Preissteigerungsrate auffängt, sind in den 
Ausschußberatungen von ihnen abgelehnt worden. 

(Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Wir geben Ihnen heute noch einmal die Chance, den 
Rentnern mindestens die Preissteigerungsrate in 
ihre Portemonnaies zu geben. Wir werden darüber 
eine namentliche Abstimmung hier im Bundestag 
haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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Nun komme ich, Herr Günther, zu dem, was Sie 

dem Herrn Bundesarbeitsminister nachplappern. 
Der hat gesagt: „Wir lassen die Rentner nicht im 
Stich." Ich weiß nicht, ob man angesichts dieser 
Formulierung nun sprachlos oder schamrot werden 
soll, weil diese Frechheit gegenüber der älteren Ge-
neration — — 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Beides können 
Sie nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ja, es ist eine Frechheit gegenüber der älteren 
Generation, sich hinzustellen und zu sagen: Wir 
werden die Rentner nicht im Stich lassen, wenn Sie 
gerade die Kleinrentner mit dieser Rentenanpas-
sung im Stich lassen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von den 
GRÜNEN) 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung erdreistet sich, die materielle Not der älteren 
Menschen zu höhnen, wenn er feststellt, den Rent-
nern gehe es im allgemeinen gut. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer diese Aussage trifft, Herr Bundesarbeitsmini-
ster, ist blind vor der Tatsache, daß rund 95 % der 
Versichertenrenten an Frauen, rund 90 % der Wit-
wenrenten in der Arbeiterrentenversicherung unter 
1 000 DM im Monat liegen. Rund 34 % aller Rentne-
rinnen beziehen nur eine Rente. Das sind immerhin 
fast 4 Millionen Frauen in diesem Lande, die be-
nachteiligt werden, wenn die Renten unzureichend 
angepaßt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Rund 240 000 Rentnerinnen und Rentner nehmen 
zusätzlich zur Rente Sozialhilfe in Anspruch; 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

mutmaßlich noch einmal die gleiche Zahl macht 
von einem an sich bestehenden Anspruch auf So-
zialhilfe keinen Gebrauch. Das sind eine halbe Mil-
lion Menschen, die Zubrot aus der Sozialhilfe brau-
chen. Sie trifft natürlich eine prozentuale Erhöhung 
von nur 1,41% stärker als andere. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist die Erblast, die Sie uns hinter-

lassen haben.) 

— Auf die „Erblast" komme ich noch. 

Zum regierungsamtlichen Selbstbetrug gehört, 
daß das gegenüber 1982 geringfügig gestiegene 
Rentenniveau als Beleg für eine befriedigende Ein-
kommenssituation der Rentnerinnen und Rentner 
mißbraucht wird. Wahr ist, daß das Nettorentenni-
veau im Jahre 1985 gegenüber 1984 sinkt und nicht 
steigt, daß das Nettorentenniveau heute nur deswe-
gen höher als 1982 ist, weil die Abgabenquote der 
Arbeitnehmer von 30,6 % im Jahre 1982 auf 32,1 % im 
Jahre 1984 gestiegen ist 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 

und vermutlich auf mindestens 32,5 % 1985 steigen 
wird. Dies alles vor allem auf Grund der schlagseiti-
gen Sozialpolitik dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Klartext heißt das: Weil die Arbeitnehmer im 
Nettoergebnis in ihren Portemonnaies weniger 
Geld behalten, steigt relativ das Nettorentenniveau. 
Die Armut der einen ist die Voraussetzung für die 
Armut der anderen. Das Ganze wird dann bei der 
Regierungspropaganda zum Alibi dafür, daß es an 
sich allen besser geht. 

(Lutz [SPD]: Unglaublich ist das!) 

Diese Scheinheiligkeit werden wir Ihnen allerdings 
nicht durchgehen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Abseits dieses statistischen Gaukelspiels ist fest-
zustellen, Herr Günther, daß die Realeinkommen 
der Rentner von 1982 auf 1985 um rund 1,3 % gesun-
ken sind. Um 1,3 % sind die Realeinkommen der 
Rentnerinnen und Rentner gesunken und nicht ge-
stiegen! 

Einmal mehr muß als Ausrede für die ärmliche 
Rentenerhöhung die Erblastlüge als Argument her-
halten. Nun wird durch viele Wiederholungen nicht 
überzeugender, was von Beginn an falsch war. Am 
31. Dezember 1982 — nun hören Sie zu, weil Sie ja 
immer mitschreiben lassen wollen, wenn Sie etwas 
sagen; nun schreiben Sie einmal mit! — betrug die 
Schwankungsreserve in der gesetzlichen Renten-
versicherung 20,5 Milliarden DM, das sind 2,1 Mo-
natsausgaben. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Nur noch!) 

— Herr George, „nur noch": Am 31. 12. 1984 betrug 
sie 9,75 Milliarden DM, also nur noch 0,9 Monats-
ausgaben! 

(Kolb [CDU/CSU]: Herr Kollege, wie war 
es 1973?) 

Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik war 
die Schwankungsreserve unter das gesetzliche Soll 
von einer Monatsausgabe abgesunken. Dies ist die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Und wie war es 1973? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

In der bisherigen Regierungszeit von CDU/CSU 
und FDP, Herr Kollege Kolb, ist das Vermögen der 
Rentenversicherungsträger um 10,75 Milliarden 
DM geschrumpft. Dies ist die Wahrheit. Das ist das 
Ergebnis Ihrer Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kolb? 

Egert (SPD): Nein. Der Herr Kollege Günther 
konnte auch keine Zwischenfrage zulassen. Herr 
Kollege Kolb, es tut mir leid. Wenn dies der Stil 
wird, müssen Sie darunter leiden. 

Diese massive Auszehrung des Vermögens der 
Rentenversicherungsträger ist praktisch aus-
schließlich auf die Kürzung der Rentenversiche- 
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rungsbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit zurück-
zuführen, 

(Beifall bei der SPD — Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]: So ist es!) 

eine Maßnahme, die Sie am 1. Januar 1983 beschlos-
sen haben. Der Einnahmeausfall der Rentenversi-
cherung aus dieser Maßnahme in drei Jahren: 1983 
5,2 Milliarden DM, 1984 4,55 Milliarden DM, 1985 
wahrscheinlich erneut 4,6 Milliarden DM. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist ein Skan-
dal!) 

Rechnet man die Zinsen mit ein, hat allein die Kür-
zung 1983 und 1984 einen Rückgang der Schwan-
kungsreserve um 10,3 Milliarden DM verursacht —
10,3 Milliarden DM! Das entspricht nahezu dem 
Vermögensabbau, der seit der Wende in Bonn statt-
gefunden hat. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Ihr habt ein Vielfaches verschleudert!) 

Das heißt, Herr Kolb, es gäbe ohne Kürzung der 
Rentenversicherungsbeiträge bei der Bundesan-
stalt für Arbeit und bei der Rentenversicherung 
heute keinerlei Finanzprobleme. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vor diesem Hintergrund der massiven indirekten 
Entlastung des Bundeshaushaltes — dies ist doch 
die Wirkung Ihrer Maßnahme — sollte der Bundes-
arbeitsminister endlich aufhören, das krampfhafte 
Jubelgeschrei über die Erhöhung des Bundeszu-
schusses um 1,5 Milliarden DM anzustimmen, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

denn unter Abzug der Einnahmekürzung zu Lasten 
der Rentenversicherung schuldet der Bund der 
Rentenversicherung 8,8 Milliarden DM. Dies ist die 
Wahrheit, Herr Bundesarbeitsminister! 

(Beifall bei der SPD) 

Während die Renteneinkommen 1985 um 1,41 % 
steigen sollen, werden die Einkommen aus Unter-
nehmenstätigkeit um 9 % steigen. Herr Kollege 
Günther, da sagen Sie, das sei sozial ausgewogen! 
Ich sage: Es verhöhnt die Rentnerinnen und Rent-
ner, wenn diese soziale Verwerfung als sozial ge-
recht abgefeiert werden soll. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Rentnerinnen und Rentner, insbesondere diejeni-
gen mit dem kleinen Portemonnaie, werden auch 
dadurch benachteiligt, daß Vorstellungen darüber, 
wie man der neuen Armut mit geeigneten Vorschlä-
gen beikommen kann, von dieser Regierung weder 
gemacht noch aufgegriffen werden. 

Vorschläge, Herr Kollege Kolb, der SPD-Bundes-
tagsfraktion, etwa eine bedarfsorientierte Mindest-
rente einzuführen und so der sozialen Not der älte-
ren Menschen zu begegnen, werden von der Tages-
ordnung abgesetzt und auf den Sankt-Nimmerleins-
Tag vertagt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 

Vorschläge zur Harmonisierung der Alterssiche-
rung, die zur sozialeren Struktur der Altersversor-
gung beitragen könnten, verstauben in Akten-
schränken des Ministeriums. Statt eine Strukturre-
form in der Rentenversicherung zügig und ent-
schlossen anzugehen, flickschustert sich diese Re-
gierung von einer Rentenfinanzkrise zur anderen 
und verunsichert mit ihren kurzatmigen Maßnah-
men ständig die Rentner. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie sind es doch, der 
verunsichert!) 

— Nicht wir verunsichern die Rentner, nein, Ihre 
unzureichenden Maßnahmen führen zur Verunsi-
cherung der Rentner. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn wir dennoch dieser bescheidenen Renten-
erhöhung zustimmen werden, dann deshalb, weil 
wir wissen, daß jede Mark und jeder Pfennig im 
Rentnerinnen- und Rentnerportemonnaie dringend 
gebraucht werden. 

(Lutz [SPD]: So ist es! — Zuruf des Abg. 
Jagoda [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Jagoda, da die Rentnerinnen und 
Rentner das regierungamtliche Lügengewebe 
durchschauen, sind wir zuversichtlich, daß sie die 
nächste Gelegenheit nutzen werden, um der 
Rechtskoalition die geeignete Antwort zu geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Am 12. Mai wird in Nordrhein-Westfalen gewählt. 
Ich denke, die Rentnerinnen und Rentner haben 
Anlaß, die Sozialdemokraten und Johannes Rau zu 
unterstützen. 

Vielen Dank für Ihre aufgeregte Geduld. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach die-
ser sehr aufgeregten Rede des Kollegen Egert ver-
stehe ich das Verhalten der SPD im Ausschuß über-
haupt nicht mehr. Da haben die Sozialdemokraten 
diesem Gesetzentwurf nämlich zugestimmt. Des-
halb frage ich mich, ob die Zustimmung damals und 
wahrscheinlich heute auch im Plenum eigentlich 
eine Verhöhnung der Rentner darstellt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Egert [SPD]: Sie haben wohl nicht zuge

-

hört, Frau Kollegin!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lutz? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Es tut mir 
schrecklich leid. Ich habe nur sehr wenig Zeit, Herr 
Kollege Lutz; Sie kommen j a gleich vielleicht auch 
noch dran. 

Die Sozialdemokraten ziehen draußen durchs 
Land und malen ein unglaubliches Schreckensge- 
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mälde der Situation der Rentner bei uns in der Bun-
desrepublik. 

(Lutz [SPD]: Ein leider realistisches! — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Rente auf 

Pump!) 

Meine Damen und Herren, wer soll den Sozialde-
mokraten das eigentlich glauben? Etwa die Rent-
ner? Die sehen doch, verglichen mit ihrer eigenen 
Jugend, verglichen mit der Situation vor 30 Jah-
ren, 

(Bueb [GRÜNE]: Im Krieg ist es ihnen 
noch schlechter gegangen!) 

in welchem Wohlstand sie heute leben und daß sich 
dieser Wohlstand auch in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich vermehrt hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Egert [SPD]: Wo leben Sie denn?) 

Die heutige Rentnergeneration hat hart gearbei-
tet. Sie hat den Aufbau nach dem Kriege geschafft. 
Wir sind den Rentnern dankbar dafür. Deshalb ha-
ben sie einen Anspruch darauf, eine ihrer Lebens-
arbeit angemessene Rente zu beziehen. Die Rent-
ner von heute wissen aber auch ganz genau, daß sie 
diesen Anspruch mit — gemessen an ihrem Ge-
samteinkommen — unglaublich niedrigen Bei-
tragssätzen erworben haben. Sie sehen, daß heute 
der hohe Standard der Renten von der aktiv arbei-
tenden Generation mit sehr viel höheren Beitrags-
sätzen finanziert werden muß. 

Die Rentner kennen Solidarität. Sie wissen, daß 
dieses System nur funktionieren kann, wenn es 
eine Solidarität zwischen den aktiv Arbeitenden 
und den Rentnern gibt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Ich bin sicher, daß die Rentner folgenden sicherlich 
ein bißchen polemischen Spruch sehr wohl verste-
hen und ihn nicht angewandt wissen wollen, der da 
lautet: Opa bezahlt von der Rente das Studium des 
Enkels, weil Vater die Rente des Opas bezahlen 
muß. — Diese Situation wollen wir nicht. Deshalb 
werden wir dafür sorgen, daß die Einkommensent-
wicklung der Rentner und die Belastung der akti-
ven Arbeitnehmer in einem ausgewogenen Verhält-
nis stehen. 

(Beifall bei der FDP — Lutz [SPD]: Auch 
noch die Rentner verspotten! Unglaublich 
ist das! — Horacek [GRÜNE]: Das ist des-
wegen, weil sie auch noch das BAföG weg-

nehmen!) 

Gestern hat der Vorsitzende der SPD-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, Herr Vogel, zugegeben, daß 
die bisherige Rentenformel auf Dauer nicht mehr 
finanzierbar ist. 

(Egert [SPD]: Deshalb haben wir einen 
Vorschlag gemacht!) 

Dies ist ein Wort, auf das wir lange Zeit von den 
Sozialdemokraten gewartet haben. 

(Egert [SPD]: Wir haben sogar schon einen 
Vorschlag gemacht, Frau Kollegin! Sie lau-

fen doch der Zeit hinterher! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

— Sie brauchen gar nicht so aufgeregt dazwischen-
zurufen, auch Sie nicht, Frau Fuchs. Wir haben Ih-
ren Entwurf selbstverständlich gelesen. 

(Egert [SPD]: Sie reden ja darüber hin

-

weg!) 

Wir hätten uns nur gefreut, wenn Sie etwas früher 
auf die Denkvorstellungen der Freien Demokraten 
eingegangen wären, 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

dann wäre nämlich eine ganze Reihe der Eingriffe 
in die Rentenversicherung, die in den vergangenen 
Jahren vorgenommen worden sind, überflüssig ge-
wesen. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Wir haben hier schon vor vielen Jahren die Forde-
rung nach einem gleichgewichtigen Anstieg von Ar-
beitnehmereinkommen und Rentnereinkommen 
erhoben. Aber erst in neuester Zeit sind sowohl So-
zialdemokraten als auch Christdemokraten zu der 
Überzeugung gekommen, daß dies eine vernünftige 
Maßnahme ist, die durchgesetzt werden muß. Ich 
wiederhole es noch einmal: Wenn diese Maßnahme, 
nämlich einen gleichgewichtigen Anstieg vorzuneh-
men, schon früher hätte durchgesetzt werden kön-
nen, dann wäre eine Reihe der Eingriffe in die Ren-
tenversicherung nicht notwendig gewesen, die aber 
so gemacht werden mußten. 

Ich meine auch, die Ehrlichkeit gebietet es, nicht 
allein die Rentenanpassung eines einzigen Jahres 
zu nehmen, sondern es muß im Zusammenhang ge-
sehen werden, wie sich das Einkommen der Rent-
ner und der aktiven Arbeitnehmer in den vergange-
nen Jahren entwickelt hat. Wenn man vor diesem 
Hintergrund einen Vergleich zieht, dann stellt man 
fest, daß die Einkommen der Rentner in den Jahren 
vorher stärker gestiegen sind als die Einkommen 
der aktiven Arbeitnehmer. 

(Egert [SPD]: Das sagen Sie wider besseres 
Wissen! — Lutz [SPD]: Bis zur Wende hat 

das gestimmt!) 

Das ist der Grund, weshalb wir unsere Zustimmung 
zu der jetzt vorgesehenen Anpassung der Renten 
erklären, die in diesem Jahr in der Tat etwas niedri-
ger als der Anstieg der verfügbaren Einkommen 
der Aktiven sein wird. 

(Bueb [GRÜNE]: Um 100% niedriger, nicht 
„etwas"!) 

Meine Damen und Herren, es ist unehrlich, im-
mer nur darauf abzuheben, wie die absolute Zahl 
der Rentenanpassung aussieht, ohne sich gleichzei-
tig vor Augen zu halten, wieviel mehr die Rentner 
an verfügbarem Einkommen haben und wieviel sie 
damit machen können. Ich sage Ihnen: Eine Ren-
tenanpassung von 4 % bei einer gleichzeitigen Infla-
tionsrate von 6 % ist für die Rentner weniger wert 
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als eine Anpassung von 1,41% bei einer Inflations-
rate von 2 %. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lutz  [SPD]: Das ist eine krause Logik! — 
Weitere Zurufe von der SPD und den GRÜ-

NEN) 

Natürlich gibt es nach wie vor Mini-Renten, 
kleine Renten; natürlich ist die Einkommenssitua-
tion vieler Witwen unbefriedigend. Das ist ja auch 
ein Grund dafür, weshalb wir im Zusammenhang 
mit der Hinterbliebenenreform erstmals eine An-
rechnung von Erziehungszeiten einführen wollen. 
Das geschieht gerade, um die Situation der Witwen 
zu verbessern. 

Aber, meine Damen und Herren, wir müssen uns 
doch auch einmal vor Augen halten, daß 54% derje-
nigen, die eine Rente von unter 600 DM im Monat 
haben, in Haushalten mit einem verfügbaren Net-
toeinkommen von über 2 000 DM leben. Das ist 
doch auch ganz verständlich: Natürlich gibt es viele 
Kleinrenten, gerade bei Frauen, die eine gewisse 
Zeit ihres Lebens gearbeitet, dann aber wegen der 
Familie die Berufstätigkeit aufgegeben haben. Sie 
haben heute einen Anspruch auf Witwenrente aus 
der Rentenversicherung des Mannes sowie einen 
eigenen Anspruch. Deshalb darf man nicht die Ein-
zelrente betrachten, sondern man muß das verfüg-
bare Einkommen des Haushalts betrachten. Da ist 
es nun einmal so, daß über 50 % derer, die eine 
kleine Rente erhalten, in Haushalten mit einem 
Nettoeinkommen von über 2 000 DM leben. 

(Beifall bei der FDP — Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]: Und die anderen 50%? — Lutz 

[SPD]: Und der Rest?) 

— Es sind immerhin noch über 70 %, die in Haus-
halten mit einem verfügbaren Einkommen über 
1 500 DM leben. 

Meine Damen und Herren, die Rentner werden 
die Angstmacherei der Sozialdemokraten schon 
richtig einschätzen. Davon bin ich überzeugt. Sie 
lassen sich nicht bangemachen. 

(Lachen und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Lutz [SPD]: Da haben Sie 

recht!) 

— Ich freue mich ausdrücklich über die Zustim-
mung, die aus Ihrem Lager dazu kommt. Die Rent-
ner werden sich nicht bangemachen lassen, son-
dern diese Tatsachen bei der anstehenden Wahlent-
scheidung richtig einordnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Egert [SPD]: Bangemann, geh Du voran!) 

Wir verabschieden heute auch das Vierzehnte An-
passungsgesetz in der Kriegsopferversorgung. Wir 
Freien Demokraten sind zufrieden, daß mit diesem 
Gesetzentwurf drei Wünsche verwirklicht werden 
konnten, die in den vergangenen Jahren gerade von 
den Kriegsopfern sehr häufig geäußert worden 
sind, nämlich einmal die Verbesserung der Möglich-
keit zur Kapitalisierung der Renten, zum anderen 
die Verbesserung des Krankenversicherungsschut-
zes im Ausland und zum dritten eine Erhöhung des 
Sterbegeldes. Wir werden darüber hinaus bei der  

nächsten sich bietenden Gelegenheit entscheiden, 
wie es mit der Abkoppelung bestimmter Leistungen 
von der Sozialhilfe weitergehen wird. 

Wir werden darüber hinaus im Zusammenhang 
mit der Strukturreform prüfen, wie der durchaus 
problematische Einkommensbegriff, der der Erhö-
hung der Rentenanpassung zugrunde gelegt wird, 
unter Umständen geändert werden muß. Denn es 
ist sicherlich problematisch — darauf haben die So-
zialdemokraten zu recht hingewiesen —, daß bei 
dem Einkommen, das vom Statistischen Bundes-
amt ermittelt wird, auch die Beamten in der Anpas-
sung berücksichtigt sind, obwohl sie in der Renten-
versicherung nicht versichert sind. 

(Lutz [SPD]: Da kann ich Ihnen beipflich

-

ten!) 

Wir werden diese Frage bei der nächsten sich bie-
tenden Gelegenheit prüfen, mit Sicherheit aber im 
Zusammenhang mit der Strukturreform. 

Meine Damen und Herren, die Freien Demokra-
ten werden die Änderungsanträge der Sozialdemo-
kraten ablehnen. 

(Zurufe von der SPD: Unerhört!) 

— Es ist ja nur reine Augenwischerei, die Sie hier 
veranstalten, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie sagen ja nicht klar und deutlich, wen Sie mit der 
Erhöhung, die Sie in Ihren Anträgen fordern, bela-
sten wollen. 

(Lutz [SPD]: Klar und deutlich haben wir 
das gesagt!) 

Sie sagen, Sie wollten das aus der Bundesanstalt 
für Arbeit nehmen, verschweigen aber, daß an-
schließend natürlich weitere Beitragserhöhungen 
gemacht werden müssen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist falsch!) 

Das wäre aber eine weitere Belastung der aktiven 
Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir werden deshalb die Anträge der Sozialdemo-
kraten ablehnen, aber dem Regierungsentwurf in 
der jetzt vom Ausschuß verabschiedeten Fassung 
zustimmen, und zwar sowohl bei der Rentenanpas-
sung als auch bei der Anpassung der Kriegsopfer-
versorgung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bueb. 

Bueb [GRÜNE]: Meine Damen und Herren! Der 
Bundeskanzler hat gestern in seiner unvergleichli-
chen Art die Koalition der Mitte angepriesen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Eine gute 
Rede!) 

Für ihn mag das ja wohl so erscheinen. Für mich 
aber ist diese Koalition eine Regierung der Aufrü- 
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stung, der Umweltzerstörung und des Sozialab-
baus. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Sozialabbau ist das traurige Markenzeichen die-
ser Regierung. Diesem Markenzeichen machen die 
vorgelegten Gesetzentwürfe zur Anpassung der 
Renten alle Ehre. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 

Da helfen auch alle Rechenkunststückchen von Ih-
nen, Frau Adam-Schwaetzer, nichts. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN 
und der SPD) 

1,41 % Rentenanpassung — so die Regierung — an-
gesichts von ca. 2 1 / 2  % bis 3 % Preissteigerung, das 
bedeutet für mich auf gut deutsch eine Rentenkür-
zung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Regierung und Ihnen empfehle ich einen Kurs 
in deutscher Sprache, damit Sie Ihre Absichten 
auch mit zutreffenden Ausdrücken belegen kön-
nen. 

Diese Rentenkürzungen haben eine weitere Ab-
senkung des durchschnittlichen Rentenniveaus zur 
Folge. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Systematisch betreibt die Bundesregierung damit 
eine Umverteilung zu Lasten der Alten. Der eigent-
liche sozialpolitische Skandal ist, daß diese soge-
nannte Rentenanpassung die grassierende Alters-
armut festschreibt. Denn jede prozentuale Erhö-
hung gibt denen viel mehr, die viel haben — näm-
lich auch Ihnen —, und denen so gut wie nichts, die 
zuwenig haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die armen Alten bleiben dank solcher prozentualen 
Rentenanpassungen arm. So sieht christliche Poli-
tik heute aus. 

Wie sie weiter aussieht, dazu möchte ich Herrn 
Blüm zitieren. Er sagte zur Altersarmut: 

Erstens ist Armut im Alter keine Massener-
scheinung, und zweitens hat diese Armut ihre 
eigentliche Ursache nicht in der Rentenversi-
cherung. Die Armut hat ihre Ursache vielmehr 
auch darin, daß zu wenige Beiträge gezahlt 
wurden, zu niedrige Beiträge. 

Norbert Blüm will uns mit dieser Aussage für 
dumm verkaufen. Denn warum hat ein so beträcht-
licher Teil unserer alten Menschen so wenig an Bei-
trägen eingezahlt? Etwa weil die Millionen Trüm-
merfrauen dauernd in der Sonne gelegen haben? 
Meinen Sie das, Herr Blüm? Oder hat das Renten-
system nicht einen Fehler in seinen Grundfesten, 
nämlich genau dort, wo die Ideologen des Lei-
stungsfetischismus in CDU und FDP seine Stärke 
sehen, im sogenannten Äquivalenzprinzip, Beitrag 
gegen Rente. Blüm sagte in derselben Rede — ich 
zitiere nochmals —: 

Das Äquivalenzprinzip ist ein Prinzip der 
Selbstachtung. Die älteren Mitbürger sollten 
ihre Rente nicht so auffassen, als schenke ih-
nen jemand etwas. Daran wollen wir nicht rüt-
teln lassen. 

Ich möchte Ihnen, wie es heute schon ein paar-
mal passiert ist, ein paar Daten zur Altersarmut 
präsentieren, die drastisch deutlich machen, zu wel-
chem Elend und zu welchen sozialen Ungerechtig-
keiten das ideologische Blendwerk vom Äquivalenz-
prinzip, dem auch Sie, meine Damen und Herren 
von den Sozialdemokraten, anhängen, führt. 

(Lutz [SPD]: Das war ein überflüssiger 
Schlenker!) 

— Nein, nein, das stimmt schon. Das ist nicht über-
flüssig. Das muß man euch schon mal sagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Knapp 8 % aller Frauen im Alter von über 65 Jah-
ren müssen Sozialhilfe in Anspruch nehmen. Noch-
mals dieselbe Zahl hätte auf Grund des geringen 
Einkommens ebenfalls Anspruch darauf, fordert 
diesen aus Scham aber nicht ein. Bei alten Frauen 
ist somit die Sozialhilfebedürftigkeit mehr als dop-
pelt so hoch wie bei der übrigen Bevölkerung. Aber 
das interessiert den Herrn Blüm ja gar nicht. 

Nun wissen wir alle, daß die Sozialhilfe viel zu 
niedrig ist, um ein würdiges Leben im Alter zu 
garantieren. Deswegen frage ich Sie nochmals, 
Herr Blüm: Wieviel braucht eigentlich ein alter 
Mensch? Etablierte Wirtschaftsforschungsinstitute, 
die bestimmt nicht verdächtig sind, den GRÜNEN 
nahezustehen, führen in ihren Statistiken eine un-
tere Einkommensgrenze von 1 000 DM pro Person 
auf. Auch wir GRÜNEN fordern, wie Sie wissen, 
eine Grundrente von mindestens 1 000 DM im Al-
ter. 

(Krey [CDU/CSU]: Für alle! — Jagoda 
[CDU/CSU]: Und Abschaffung der Wirt

-

schaft!) 

Wir fragen Sie also, Herr Blüm, und mit Ihnen die 
ganze Koalition der bewußten Vereinfacher und 
Verharmloser: Wie groß muß materielle Not sein, 
damit Armut für Sie wirklich zum Problem wird? So 
groß, daß Rentner vor Hunger sterben wie letzten 
Winter im reichen London, oder daß Rentnerinnen 
und Rentner, wie letzthin im „Spiegel" geschrieben 
worden ist, von Katzen- und Hundefutter leben 
müssen? 

(Kolb [CDU/CSU]: Bei eurer Politik wäre 
das für alle der Fall!) 

Nach den Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes — Herr Egert hat schon darauf hingewie-
sen — verfügen über 1 Million Rentnerinnen und 
Rentner über weniger als 600 DM Einkommen im 
Monat. Das sind, wie Blüm sagte, nur etwa 9% der 
Rentner und Rentnerinnen. Für uns ist es ein 
Elendsbild. Aber das ist nicht alles; denn insgesamt 
über 6 Millionen Rentnerinnen und Rentner, also 
mehr als die Hälfte der deutschen Rentenbezieher, 
verfügen über ein Einkommen von weniger als 
1 000 DM. Darin sind alle sonstigen Einkünfte be- 
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reits enthalten, Frau Adam-Schwaetzer. So sieht es 
aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist die nackte Realität unseres Sozialstaates. 
Keine Massenerscheinung, Herr Blüm? Haben alle 
diese alten Menschen nichts geleistet? Hier zeigt 
sich, daß das Beitragsprinzip der gesetzlichen Ren-
tenversicherung keineswegs die Emanzipation för-
dert, wie Sie letzte Woche gesagt haben, die Selbst-
bestimmung und die Selbstverantwortung, sondern 
das Beitragsprinzip schreibt die Ungerechtigkeiten 
des Arbeitsmarktes fort. Frauen haben dort 
schlechtere Chancen, erhalten niedrigere Löhne, 
Kindererziehung wird nicht honoriert, genausowe-
nig wie Hausarbeit, die sie für den Mann leisten. 
Diese Ungerechtigkeiten werden im Rentensystem 
also fortgeschrieben. Deswegen ist es schlichtweg 
falsch, wenn Minister Blüm suggeriert, die jetzige 
Alterssicherung sei unschuldig an Altersarmut. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Sehr 
wahr!) 

An Stelle der unsozialen Rentenanpassung ließen 
sich andere Modelle verwirklichen, zu denen das 
Geld in der Tat vorhanden ist. So hat unsere Frak-
tion diese Woche ein mittelfristiges Rentenreform-
modell vorgelegt, das eine Grundrente von 1 000 
DM für alle und jeden finanzierbar macht. Die Zah-
len liegen auf dem Tisch. Setzen Sie sich gefälligst 
damit auseinander. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU und der FDP) 

— Ja, macht das mal. 

So wäre es durchaus möglich — das möchte ich 
betonen —, auch finanziell möglich, das Einkom-
men aller bisherigen Rentnerhaushalte auf einen 
Betrag von mindestens 1 000 DM pro Person und 
Monat aufzustocken. All das vorher Gesagte gilt 
auch für die jetzt anzupassende Kriegsopferversor-
gung. 

Auf zwei Aspekte möchte ich noch hinweisen. 
Zum einen ist es für uns GRÜNE unzumutbar, daß 
zwei alte Menschen nur deshalb verschiedene Ren-
ten erhalten, weil der eine sein Bein im Krieg, der 
andere das seine im Straßenverkehr verloren hat. 
Das ist das sogenannte Kausalitätsprinzip, nach 
dem die Ursache für die Einordnung in Renten-
gruppen verantwortlich ist. Das ist für uns ein so-
zialpolitischer Unsinn. 

Wenn wir hier von den Opfern des Krieges spre-
chen, sollten wir aber auch diejenigen nicht verges-
sen, die vom NS-Regime verfolgt und zu Opfern 
gemacht wurden. Wir denken dabei an Homose-
xuelle, Kommunisten, Roma, Sinti oder Fremdar-
beiter. Sie erhalten in vielen Fällen überhaupt 
keine oder nur völlig lächerliche Renten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Rente beruht auf 
Bezahlung und nicht auf Ansprüchen!) 

— Das ist typisch Ihr Weltbild. Genau das ist es. 
Hier werden Leute im Dritten Reich benachteiligt, 
und Sie sagen hier etwas vom Beitragsprinzip. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Horacek 
[GRÜNE]: Unverschämtheit! — Kolb 

[CDU/CSU]: Ihr Weltbild ist falsch!) 

— Ja, es ist wirklich eine Unverschämtheit, was Sie 
hier machen. Das ist Ignoranz ersten Ranges, Herr 
Kolb. Aber um das klarzustellen: Jedem, der im 
Krieg zum Opfer wurde, steht unserer Meinung 
nach eine ausreichende Versorgung zu. Wir sehen 
aber nicht ein, daß die Opfer des Faschismus in den 
KZs diese Versorgung nicht erhalten sollen. Wir se-
hen auch nicht ein, warum ein Unfallopfer der 
Straße oder sonstige Unfallopfer in den Fabriken 
schlechter oder überhaupt andersgestellt werden 
sollen. 

Zum Schluß möchte ich in diesem Zusammen-
hang noch einen Punkt nennen. Das beleuchtet 
schlagartig die perverse Denkweise der etablierten 
Parteien, die alle den Rüstungsexport in die Dritte 
Welt mehr oder weniger befürworten. Wir wissen, 
daß die Bundesrepublik Deutschland der dritt-
größte Rüstungsexporteur in die Dritte Welt ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Verbinden Sie das mit 
der Rente? Zur Sache!) 

— Ich komme gleich zur Sache. Während wir hier 
noch über die Kriegsopfer diskutieren, die durch 
den faschistischen Angriffskrieg vor 45 Jahren ver-
ursacht wurden, verursachen deutsche Waffen 
schon wieder millionenfach neue Kriegsopfer. Die 
Profite fließen auf die Konten der Banken und der 
Reichen bei uns. Hier wird nach dem Prinzip ge-
handelt: Erst kommt das Fressen, dann die Moral. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Und wann kommt bei Ihnen der 

Geist?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Regierung, die Koalitionsfraktionen erfül-
len ihre Pflicht: In der letzten Woche Sicherstellung 
der Rentenfinanzierung, in dieser Woche Anpas-
sung der Renten im normalen Jahresrhythmus. Wir 
ziehen unsere Ackerfurche unbeeindruckt vom Ge-
schrei; wir erfüllen die Pflicht im Dienste der Rent-
ner und der Kriegsopfer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und an diese wende ich mich. Die Rente folgt den 
Löhnen. Keine Lohnerhöhung geht an den Rent-
nern vorbei. Sie folgt mit einjährigem Abstand. Sie 
kann gar nicht der Lohnentwicklung im gleichen 
Jahr angepaßt werden. Denn sonst müßte man ja 
Mitte des Jahres schon wissen, wie die Löhne im 
Dezember sind. Schnellstmöglich folgen die Renten 
den Lohnerhöhungen. Deshalb noch einmal die Be-
ruhigung: Was immer zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern verteilt wird — es geht nicht an den 
Rentnern vorbei. Früher folgten die Renten in drei-
jährigem Abstand. Da gab es zwischen Löhnen und 
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Renten häufig eine tiefe Kluft. Für 1970/71 nur ein 
Beispiel: Nettolohnanstieg um 13%, im gleichen 
Jahr Rentenanstieg um 6,35%. Wir haben die Ren-
ten aktualisiert, wie die Fachleute sagen. Wir füh-
ren Renten- und Einkommensbezieher, Arbeitneh-
mer und Rentner, jung und alt, näher zusammen. 

Meine Damen und Herren, als der Kollege Egert 
hier sprach und uns Unterricht über Anpassung ge-
ben wollte, habe ich mir gedacht: Das ist so ähnlich 
wie bei einem Fahrer, der sein Auto wider den 
Baum knallt, aussteigt und dann sagt: Ich bin der 
beste Fahrlehrer. — Wie war das denn mit der An-
passung 1978, Herr Egert? Null! Sie haben sie da-
mals völlig ausfallen lassen. Wie war es mit der 
Anpassung 1979, 1980, 1981? Da haben Sie sich an 
Löhnen überhaupt nicht gestört. Da lag die Renten-
anpassung, zusammengezählt, 12 % unter der Lohn-
entwicklung. Und Sie stellen sich heute her und fra-
gen, wieso ich nicht rot werde. Sie sind doch schon 
rot. Sie müssen doch schamrot werden angesichts 
dieser Vergangenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Freilich, auch das will ich hinzufügen, wir ma-

chen keine Rentenpolitik der Bequemlichkeit. Die 
Rentner zahlen auch einen Solidaritätsbeitrag zu 
ihrer Krankenversicherung — im übrigen, machen 
Sie sich nicht davon, das zählte auch zu Ihren Plä-
nen —: bis zur Hälfte des Betrages, den ihre Ren-
tenversicherung an die Krankenversicherung ab-
führt. Das ist ein bescheidener Solidaritätsbeitrag. 
Solidarität hat doch nicht nur eine Fahrtrichtung. 
Es gibt doch nicht nur die Solidarität — sie ist 
unverzichtbar — von jung zu alt; es gibt auch die 
Solidarität der Alten mit den Jungen, nämlich die 
Jungen nicht mit Beitragslasten zu überschütten, 
die sie nicht tragen können. Deshalb ist das ein 
bescheidener Beitrag. Damit die Enkel und Kinder 
von Oma und Opa nicht unter Beitragslasten zu-
sammenbrechen, beteiligen sich die Großeltern an 
ihrer Krankenversicherung. Das ist ein ganz nor-
maler Solidaritätsausgleich. 

Ich will auch zu allen Forderungen, die zum Teil 
jetzt in der Öffentlichkeit erhoben werden — so als 
sollte die Rentnerkrankenversicherung abgekop-
pelt werden —, energisch nein sagen. Hier haben 
wir es mit der Solidarität der Generationen zu tun. 
Natürlich nehmen die Alten die Krankenversiche-
rung stärker in Anspruch als die Jungen, aber die 
Alten waren auch einmal jung, und die Jungen von 
heute werden auch einmal alt. Das ist der normale 
Solidaritätsausgleich des Lebens. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Vogel [München] [GRÜNE] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: In der Kurzdebatte wollen wir vielleicht 
keine Sprechstunde machen, in einer längeren De-
batte gerne. 

Meine Damen und Herren, nun noch einmal zum 
Gleichgewicht. Die Renten haben sich seit 1957 um  

600 % erhöht, die Löhne um 550 %. Das sei den Rent-
nern gegönnt, sie mußten aufholen, aber für die 
Zukunft — ich hoffe, das bleibt unsere gemeinsame 
Überzeugung — können in der Tat nur die verfüg-
baren Einkommen Maßstab für Rentenerhöhungen 
sein. 

Rückblickend auf die beiden letzten Jahre haben 
sich die Nettolöhne um 4,2 % erhöht, die Renten 
allerdings um 5,2 %. Zähle ich drei Jahre zusam-
men, 

(Kolb [CDU/CSU]: Wo ist der Herr Egert?) 

beziehe ich dieses Jahr mit ein, dann ergeben sich 
für die Renten 6,6 % und für die Nettoarbeitsent-
gelte 6,8 %. Wir können durchaus feststellen, daß 
Renteneinkommen und Einkommen der Arbeitneh-
mer, Nettoeinkommen der Arbeitnehmer, sich im 
Gleichgewicht entwickeln. 

Nun etwas zum Rentenniveau. 1980 in der Regie-
rungserklärung von Helmut Schmidt wurden 71,1% 
als ein Rekordnettorentenniveau angegeben, und 
die SPD hat Beifall gespendet. Sie hat Beifall ge-
spendet bei 71,1% als Rekordniveau. Inzwischen ha-
ben wir 73,3%. Das sind nach meiner Rechnung 2 % 
mehr. Wenn Sie bei 71 % klatschen, müssen Sie bei 
73 % noch mehr klatschen. Das gebietet die Logik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will auch hinzufügen — es ist hier schon 
gesagt worden, und die Rentner wissen das ganz 
gut —: Über den Lebensstandard entscheidet nicht 
nur die Rentenerhöhung; über den Lebensstandard 
entscheidet auch die Preiserhöhung. Daß wir die 
Preissteigerungsrate halbiert haben, ist eine laut-
lose Rentenerhöhung. So machen wir Politik für die 
Alten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich weiß, großen Verteilungspolitiker mögen das 
Geben immer gerne lautstark und das Abkassieren 
leise. Wir machen es umgekehrt. Das ist unsere Po-
litik. Ich gebe zu, daß diese Politik deshalb gewisse 
Wettbewerbsnachteile hat, aber ich appelliere an 
die Erfahrungen der älteren Generation: Wann ist 
ihr am meisten Unrecht geschehen? Immer dann, 
wenn Inflation war. Die ältere Generation ist doch 
die Generation, die als Kind Inflation erlebt hat, die 
Währungsreform erlebt hat und die weiß, daß Preis-
stabilität die größte Errungenschaft gerade für die 
Rentner, gerade für die Arbeitnehmer ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In Mark und Pfennig ausgedrückt: Halbierung der 
Preissteigerungsrate heißt 7 Milliarden mehr an 
Kaufkraft. 

Ich will noch einmal bestätigen, daß es Armut 
unter alten Menschen gibt. Da gibt es nichts zu 
beschönigen, das gibt es. Im übrigen ist es für den 
Betroffenen auch relativ belanglos, ob er sein 
Schicksal mit 10 000 oder mit 2 Millionen teilt. Je-
dem muß geholfen werden. 

Ich sage nur: Für allgemeine Armut ist die Ren-
tenversicherung nicht zuständig; denn nicht die Ma-
locher mit ihren Beiträgen haben des Existenzmini-
mum zu sichern. Die Rentenversicherung muß eine 
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Leistungsgemeinschaft bleiben. Lohn und Rente 
müssen im Zusammenhang bleiben. Wer ein Leben 
lang ausreichend Beitrag gezahlt hat, wird Gott sei 
Dank durch unsere Rentenversicherung vor der Ar-
mut bewahrt. Gott sei Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben nicht sehr viel Geld. Sie haben es doch 
verfeuert. Sie haben doch immer bestellt und nicht 
bezahlt. Das ist die Erblast. Ich rede so lange von 
Erblast, bis wir die letzte Mark der Schulden der 
SPD abgezahlt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir in diesem Jahr nicht 28 Milliarden DM —
28 Milliarden DM! — zahlen müßten, was könnte 
man nicht alles zur Bekämpfung der Armut in un-
serer Gesellschaft machen? 

(Kolb [CDU/CSU]: 21 davon sind ihre 
Schulden!) 

Ich weise noch einmal darauf hin: Die Armut, die 
mich in dieser Gesellschaft beunruhigt, ist nicht so-
sehr die Armut in Mark und Pfennig, sondern das 
ist die Armut jener alten Menschen, die ausrei-
chend Rente haben, die einen ausreichenden Wohl-
stand haben, aber von ihren Kindern vergessen 
werden, keinen Nachbarn mehr haben, in die Ecke 
geschoben werden. Laßt uns das schlechte Gewis-
sen einer Wohlstandsgesellschaft nicht dadurch be-
ruhigen, daß wir Geld ausgeben. Die Alten brau-
chen nicht nur Geld, sie brauchen die Achtung der 
Gesellschaft. Wir brauchen sie in den Parteien, in 
den Gewerkschaften. Wir brauchen die Erfahrung 
der Alten. Auch das gehört zu unserer Politik für 
die Rentner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Debatte sollte ja auch zu einigen struktu-
rellen Ausblicken genutzt werden. Ich bleibe dabei: 
Wir halten an dem fest, was hoffentlich weiterhin 
Konsens bleibt: Beitragsbezogenheit, verfügbare 
Einkommen als Maßstab. Laßt uns daran als Ge-
meinsamkeit aller Parteien festhalten. Der Bundes-
zuschuß muß neu geordnet werden. 

Dem Maschinenbeitrag — das möchte ich doch 
heute von dieser Stelle klarstellen — kann ich 
nichts abgewinnen. Ich weiß nicht, was er an Ren-
tensicherheit mehr bringen könnte. Zwei Gutachten 
liegen jetzt vor: eines für die Rentenversicherungs-
träger, ein neues von Herrn Professor Krelle. Beide 
kommen zu der überzeugenden Antwort, daß die 
Rentenversicherung vom Maschinenbeitrag — 
auch als Wertschöpfungsbeitrag deklariert — nichts 
hat. Ich fasse meine Einwände kurz zusammen. 

Erstens. Ein Maschinenbeitrag relativiert den Ei-
gentumsschutz der Rente. Die Abgaben von Ma-
schinen stehen nicht unter Eigentumsschutz. Die-
ser Eigentumsschutz ist die stärkste Sicherheit für 
die beitragsbezogene Rente. Übrigens ist der Wert-
schöpfungbeitrag, dieses schöne Wort, ein sehr 
dehnbarer Begriff, ein sehr manipulationsanfälliger 
Begriff. 

Zweitens. Maschinen mit einem Beitrag zu bela-
sten heißt, den notwendigen Strukturwandel zu be-

hindern, heißt, Wachstum zurückzudrängen. Von 
was leben wir? Wir leben doch entgegen der Idylle 
der GRÜNEN und ihrer roten Anhänger vom 
Wachstum. Das ist doch die alte Erkenntnis der 
Arbeitnehmerbewegung. Nur bei einem Mehr gibt 
es auch ein mehr an sozialer Gerechtigkeit. 

Drittens. Ein Maschinenbeitrag wäre auch das 
Eingeständnis der Ohnmacht gewerkschaftlicher 
Lohnpolitik. Er ist doch nur denkbar, wenn durch 
Rationalisierung die Löhne zurückgedrängt wer-
den. Das wäre j a das Aus für die Lohnpolitik. Trotz 
Rationalisierung sind die Lohnquote und damit der 
Fundus, aus dem auch Beiträge geschöpft werden, 
nicht zurückgegangen. 

Viertens. Fachleute weisen darauf hin, daß eine 
solche Umstellung mit einem Inflationsschub verse-
hen wäre. Die Betriebe, die entlastet würden, gäben 
das wahrscheinlich nicht über die Preise weiter; 
diejenigen, die belastet würden, gäben es mit Si-
cherheit über die Preise weiter. 

Ich berufe mich in dieser Frage nicht auf Wissen-
schaftler, ich berufe mich auf den von mir sehr ver-
ehrten Oswald von Nell-Breuning, der das Problem 
wieder einmal auf klassische, einfache Formeln ge-
bracht hat. Ich empfehle Ihnen sehr, über seine Äu-
ßerungen nachzudenken. Oswald von Nell-Breuning 
zum Maschinenbeitrag — Zitat —: 

Diesen Gedanken finde ich geradezu ungeheu-
erlich. Die Sicherung des Alters der Genera-
tion, die ihr Arbeitsleben hinter sich hat, ist die 
Sache der heutigen Erwerbstätigen. Hier geht 
es um die Solidarität der Generationen. Ma-
schinen haben mit Solidarität nichts zu tun. Sie 
haben der älteren Generation nichts zu danken 
und haben auch keine nachwachsende Genera-
tion aufzuziehen. 

Wir bleiben bei der Personensolidarität, bei der So-
lidarität der Alten und der Jungen. Und da gibt es 
Pflichten nur für Menschen, nicht für Maschinen. 
Und an den Pflichten der Jungen, für die ältere 
Generation zu sorgen halten wir fest gegen alle Vor-
schläge, die jetzt gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Auch die Kriegsopfer erwarten keine Geschenke 
vom Staat. Wie die Rentenansprüche auf Beitrag 
basieren, basieren die Ansprüche der Kriegsopfer 
auf ihrem Beitrag, der häufig mit Leib und Leben 
gezahlt wurde, dem höchsten Beitrag, den ein 
Mensch zahlen kann. Kriegerwitwen, die ihre Män-
ner verloren haben, Kriegsopfer, die im Krieg ge-
schädigt wurden: Hier verlangt es ja die Würde un-
serer staatlichen Gemeinschaft, dieses Opfer zu 
entgelten. Die Kriegsopfer brauchen dem Staat 
nicht Dankeschön zu sagen. Sie haben Anspruch 
auf eine ausreichende Versorgung. Deshalb bleiben 
sie im Anpassungsverbund mit den Rentnern. 

Lassen Sie mich diesen Debattenbeitrag mit der 
Hoffnung schließen, daß wir über allen Unterschie-
den im Detail an den Grundfesten unserer Renten-
versicherung, die gemeinsam gebaut wurde, die 
nicht das Verdienst einer einzigen Partei ist, fest- 
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halten. Das ist einerseits Leistungsgerechtigkeit, 
ausgedrückt in der Beitragsbezogenheit, und das 
sind zum zweiten die Solidarität von alt und jung 
und die Pflicht des Staates, der Rentenversicherung 
keine Aufgaben zuzuordnen, die er selber nicht be-
zahlen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Jämmerliche Rede!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kirschner. 

(Lutz [SPD]: Es kann nur besser werden!) 

Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Bundesarbeitsminister Blüm, Ihr 
Lied, wonach die Renten den Löhnen folgen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist richtig!) 

haben Sie es eigentlich auch dem Bundeswirt-
schaftsminister vorgesungen? Die Rollenverteilung, 
Herr Bundesarbeitsminister, im Bundeskabinett ist 
doch die, daß die einen von den sozialen Errungen-
schaften reden, sie auch herbeireden, und die ande-
ren die Sozialpolitik generell in Frage stellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Wenn Sie, Herr Bundesarbeitsminister, von ei-
nem Netto-Rentenniveau von heute 73,3 % gegen-
über 71,1% 1980 sprechen, dann hängt das doch 
nicht mit gestiegenen Renten zusammen, sondern 
damit, daß die Abgabenbelastung der Arbeitnehmer 
immer mehr steigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Am 1. Juni dieses Jahres — Sie haben ja darauf hin-
gewiesen, daß der Bundestag am vorigen Freitag 
mit Mehrheit ein solches Gesetz beschlossen hat — 
tritt doch bereits die fünfte Beitragserhöhung unter 
Ihrer Verantwortung in Kraft. Dies nimmt doch den 
Arbeitnehmern immer mehr Bruttolohn weg, und 
deshalb steigt theoretisch die Nettorente. Aber in 
Wirklichkeit gehen der Nettoanteil am Lohn der 
Arbeitnehmer immer weiter zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesarbeitsminister, wenn Sie hier Über-
legungen zu einer Bemessung des Arbeitgeberbei-
trags, die wir in der SPD-Bundestagsfraktion disku-
tieren, vorschnell als Maschinensteuer oder gar als 
Maschinenstürmersteuer abtun wollen, sollten Sie 
sich genau überlegen, wie lange wir es uns noch lei-
sten können, daß die einen dafür belohnt werden, 
daß sie Menschen durch Technik ersetzen und ob 
die Unternehmer dann nicht auch höhere Arbeitge-
berbeiträge mit einer anderen Bemessungsgrund-
lage für die Sozialversicherung zu leisten haben. 
Dies können wir uns doch nicht auf Dauer leisten. 

(Beifall bei der SPD — Günther [CDU/ 
CSU]: Das muß man anders anpassen, 

nicht über Beiträge!) 

Herr Blüm, Sie loben ein Gesetz, wo es nichts zu 
loben gibt. Ich meine, Sie sollten nach all dieser 
Flickschusterei und dem Verschiebebahnhof, den 

Sie seit dem Oktober 1982 hier vorgeführt haben, 
besser im Büßergewand gehen. 

(Lutz [SPD]: Das ist wahr!) 

Sie spielen sich hier als Anwalt der Rentner auf. Ich 
habe den Eindruck, das Höchste sind bei Ihnen die 
Anwaltskosten. Deshalb bleiben für die Rentner 
letztlich nur noch 1,41 % übrig. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wieviel bleibt denn in 
der Metallindustrie in diesem Jahr netto 

übrig?) 

— Hier kann man sagen, Kollege Kolb: Der Anwalt 
saniert sich zu Lasten seiner Klientel. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist doch keine Frage — lassen Sie mich das 
auch mal sagen — , daß die Renten sicher sind. Es 
wäre j a noch schöner, wenn die Renten in einem 
der reichsten Länder dieser Erde nicht mehr sicher 
wären. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Frage ist vielmehr — das verunsichert die 
Rentner und die Beitragszahler —, wie hoch die 
Rente am Ende eines Arbeitslebens für den Rent-
ner ist, die er zu erwarten hat. Das ist die entschei-
dende Frage, 

(Lutz [SPD]: Sehr wahr!) 

die Sie als Bundesregierung und als Koalitionsfrak-
tion zu beantworten haben. 

(Günther [CDU/CSU]: Jetzt ist sie sehr 
hoch!) 

— Ich habe es Ihnen j a gesagt, Herr Kollege Gün-
ther, woher das theoretisch hohe Nettorentenni-
veau kommt. 

(Egert [SPD]: Er hat es nicht begriffen! — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Er hat es nicht 

verstanden!) 

Dies kommt nicht daher, daß die Renten gestiegen 
sind, sondern durch die steigende Abgabenbela-
stung und durch nichts anderes. 

(Lutz [SPD]: Für Prozente kann man sich 
keine Suppe kaufen! — Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung dazu ma-
chen. Ich greife das von Ihnen gern auf, Herr Kol-
lege Günther; Sie haben das in Ihrem Diskussions-
beitrag ja gesagt. Wenn Sie heute von 40 Versiche-
rungsjahren und von 45,1 % Bruttorentenniveau re-
den, so wissen Sie, Herr Kollege Günther, genauso

-

gut wie ich, wenn Sie sich einmal die Zahlen des 
Verbandes der Rentenversicherungsträger an-
schauen, daß heute in der Arbeiterrentenversiche-
rung die durchschnittliche Versicherungszeit bei 
den Männern gerade noch knapp über 37 Jahren 
und bei den Frauen bei 18 Jahren liegt. Wer kann 
denn überhaupt von einem Bruttorentenniveau von 
durchschnittlich 45,1 % bei 40 Jahren reden? 

(Kolb [CDU/CSU]: Wie wollen Sie das denn 
ändern?) 
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Nur noch 4% aller Neurentner haben überhaupt 40 
Versicherungsjahre zusammengebracht. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Zahl muß man hier einmal zur Kenntnis neh-
men. Herr Kollege Kolb, reden Sie mal von dem, 
was Wirklichkeit ist, und stellen Sie nicht Dinge in 
den Raum, die überhaupt nicht mit der Wirklichkeit 
übereinstimmen! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich frage mich, ob Sie eigentlich wissen, von was 
Sie überhaupt reden. 

(Kolb [CDU/CSU]: Im Gegensatz zu Ihnen, 
ja! Man kann nicht früher in Rente gehen 

und mehr haben wollen!) 

— Nein, das wissen Sie eben nicht. 

Lassen Sie mich etwas zur Frau Kollegin Adam-
Schwaetzer sagen. Sie beklagen die Verunsiche-
rung der Rentner. Wer verunsichert denn hier die 
Rentner? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben die Rentner mit Ihrer Rente auf Pump 
verunsichert. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir können deutlich sagen, daß das eine Verunsi-
cherung ist, die Sie letzten Endes zu verantworten 
haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Lassen Sie mich noch ein weiteres sagen: Wer ver-
unsichert denn die Rentner mehr als der Bange-
mann, der letzten Endes den Verbund zwischen Ar-
beitsleben und Rente aufkündigen will? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Sie haben doch die Kasse ge-

plündert!) 

Dies ist der entscheidende Punkt, den Sie einmal 
zur Kenntnis nehmen müssen. 

(Lutz [SPD]: Wo ist denn der Herr Bange-
mann? — Zurufe von der CDU/CSU und 

der FDP) 

— Melden Sie sich doch zu Wort, wenn Sie etwas 
sagen wollen! 

Nicht wir verunsichern die Rentner, sondern ge-
rade der Vorschlag des FDP-Vorsitzenden und Bun-
deswirtschaftsministers hat die Rentner und die 
Versicherten so verunsichert wie noch nie jemand 
zuvor. 

(Beifall bei der SPD — Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]: Den hat Herr Mischnick unter-

stützt!) 

Lassen Sie mich auch noch etwas zur ewigen 
Erblast und zur Verschuldung sagen. Ich will Ihnen 
hier auch mal deutlich machen, daß Sie z. B. allein 
in den Jahren 1976 bis 1981 als Oppositionsfraktion 
ausgabenwirksame Anträge in einer Größenord-
nung von 147 Milliarden DM gestellt haben. Dies 
können Sie doch nicht wegleugnen. Die CDU/CSU- 

Bundesländer haben im gleichen Zeitraum Anträge 
in Höhe von 201 Milliarden DM gestellt. Es gab 
doch kein ausgabenwirksames Sozialgesetz oder 
ausgabenwirksames Steuergesetz, dem Sie nicht 
hier im Bundestag oder zuletzt über den Bundesrat 
die Zustimmung gegeben haben. 

(Egert [SPD]: Kollege Blüm an vorderster 
Front!) 

Sie können sich doch aus dieser Verantwortung 
nicht davonstehlen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich will auch noch 
etwas zur Verschuldung sagen, weil es nicht nur 
Schulden des Bundes gibt. 

(Günther [CDU/CSU]: Zur Rentenanpas

-

sung!) 

— Dies hat hier eine Rolle gespielt, Herr Kollege 
Günther, und der Herr Bundesarbeitsminister hat 
von der Erblast gesprochen. Wir wollen uns mit die-
sen Dingen auseinandersetzen. Der Bundestag ist 
letzten Endes ein Forum, wo wir darüber zu debat-
tieren haben. Ich will etwas zur Verschuldung der 
Länder sagen. Schleswig-Holstein, wo der Herr 
Bundesfinanzminister viele Jahre Ministerpräsi-
dent war, hatte 1970 — dieses Jahr nehmen Sie 
auch immer als Basisjahr für den Bund — 1,69 Mil-
liarden DM Schulden und 1983 11,5 Milliarden DM 
Schulden. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Dann ist er weg- 
gelaufen!) 

Das ist eine Erhöhung der staatlichen Schulden um 
fast das Zehnfache. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!) 

Ich frage mich, wer dort regiert hat. Auch in dem 
Land, aus dem ich komme, in Baden-Württemberg, 
sind die Schulden von 4 Milliarden DM im Jahre 
1970 auf 25,4 Milliarden DM im Jahre 1983 gestie-
gen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Und die Neu

-

verschuldung ist demnächst auf Null! Das 
müssen Sie auch sagen!) 

— Entschuldigen Sie bitte, Sie sagen doch immer, 
wir machten nur Schulden. Sie selber haben ausga-
benwirksame Anträge in der von mir genannten 
Größenordnung gestellt, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Weil wir uns 
auf Ihre Vorlagen verlassen haben!) 

Sie haben Ihre Verantwortung über die Zustim-
mung zu den Sozial- und Steuergesetzen einge-
bracht. Wo Sie regiert haben, haben Sie Ihre Schul-
den gemacht. Bekennen Sie sich doch endlich zu 
Ihrer eigenen Politik! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kolb? 

Kirschner (SPD): Bitte schön. 
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Kolb (CDU/CSU): Herr Kollege Kirschner, stimmt 
es, daß 1976 gesagt wurde, in der Rentenversiche-
rung seien 44 Milliarden DM auf der hohen Kante 
und es sei nicht sinnvoll, daß man eine so hohe 
„Sparkasse" habe, sondern man müsse dieses Geld 
verteilen? Ist dies richtig? 

Kirschner (SPD): Herr Kollege Kolb, ob dies im 
einzelnen so war, kann ich im Moment nicht nach-
vollziehen. Ich möchte Ihnen hier nur eines sagen: 
Wenn Sie ständig von den hohen Rücklagen reden, 
die da abgeschmolzen wurden, dann müssen Sie 
auch zugestehen, daß zu dem Zeitpunkt, als Sie die 
Regierung übernommen haben, nämlich 1982, mehr 
als 20 Milliarden DM in den Kassen der Rentenver-
sicherung waren. Sie haben dies innerhalb von zwei 
Jahren halbiert und sind dadurch unter die Grenze 
von einer Monatsrücklage gekommen. Das ist doch 
der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte vor allen 
Dingen auch noch etwas zum Vierzehnten Kriegs-
opferversorgungs-Anpassungsgesetz sagen. Ich 
meine, diese Vorlage, die im Ausschuß mit Mehrheit 
verabschiedet wurde, beleuchtet schlaglichtartig die 
Misere in der Sozialpolitik, die von dieser Bundes-
regierung betrieben wird. Die Politik der Wende, die 
j a so groß angekündigt wurde, hat bisher für die 
abhängig Beschäftigten und die Bezieher von Sozi-
aleinkommen mehr Schatten als Licht gebracht. 
Auch der vorliegende Gesetzentwurf setzt die Reihe 
der Gesetzesinitiativen der Bundesregierung fort, 
die die Starken zu Lasten der Schwachen begün-
stigt und so die Umverteilung von unten nach oben 
fördert. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!) 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf wird die 
Einkommenssituation der Kriegsopfer keineswegs 
verbessert, j a sogar durch die zu niedrige Anpas-
sung verschlechtert. Damit wird den Kriegsopfern 
als einer benachteiligten Gruppe ein weiteres Son-
deropfer zugemutet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 3 % weniger In-
flation bringen mehr!) 

— Ich komme gleich darauf; nur keine Sorge. 

Dieses Gesetz hat in unschöner Kontinuität den 
Behinderten und den Kranken durch zahlreiche 
Leistungsverschlechterungen und durch Auswei-
tung der Selbstbeteiligungsregelungen, z. B. beim 
Krankenhausaufenthalt, Sonderopfer zugemutet. 
Lassen Sie mich folgende Bemerkung machen, 
Herr Bundesarbeitsminister. Die Selbstbeteiligung 
an den Krankenhauskosten hat sich in der Zwi-
schenzeit doch als ein Flop erwiesen. Wann endlich, 
Herr Bundesarbeitsminister, ziehen Sie dieses Ge-
setz zurück? Es ist doch kein Gesetz, das zur Ko-
stendämpfung beiträgt, sondern das nur den Versi-
cherten zusätzlich das Geld aus der Tasche zieht. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Dies wissen Sie genau. Sie haben den Bericht ja 
vorgelegt, und das Ergebnis dieses Berichts zeigt 
das, was wir von Anfang an gesagt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das Gesetz 
stammt doch von Ihnen!) 

— Ach, reden Sie doch nicht! Bekennen Sie sich 
doch zu Ihrer Verantwortung; Sie haben das doch 
durchgesetzt. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie hätten es doch nicht durchzusetzen brau-
chen, oder? Warum haben Sie es denn gemacht? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie wissen doch ganz genau, wie das damals zu-
stande kam. Wir haben uns von diesem Gesetzent-
wurf anschließend distanziert. Für Sie war es doch 
ein willkommener Anlaß, hier dieses Gesetz durch-
zuziehen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ziehen Sie doch die Konsequenz aus dem Ergeb-
nis. Warum sagen Sie eigentlich nichts zu der Kon-
sequenz des Berichts, den uns der Bundesarbeits-
minister vorgelegt hat? Da schweigen Sie natürlich 
schön beredt, weil es Ihnen in Ihr Konzept paßt. 
Natürlich paßt es Ihnen ins Konzept, den Versicher-
ten das Geld aus der Tasche zu ziehen, damit Sie ja 
nicht an die Anbieter von Gesundheitsleistungen 
heran müssen. Dies ist doch der entscheidende 
Punkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch 
noch etwas zum Anpassungssatz sagen. Die Bedeu-
tung der von den Koalitionsfraktionen vorgeschla-
genen niedrigen Rentenanpassung von 1,41 v. H. für 
die Kriegsopfer kann nur derjenige ermessen, der 
weiß, daß in den letzten Jahren zahlreiche Spar-
maßnahmen diesen Personenkreis bereits mittel-
bar oder unmittelbar getroffen haben, und dies, ob-
wohl z. B. die Pflegezulage und die Schwerstbeschä-
digtenzulage von existenzieller Bedeutung für den 
betroffenen Personenkreis sind. 

Um so unverständlicher ist es, daß die Koalitions-
fraktionen auf der niedrigen Anpassung von 
1,41 v. H. beharren. Damit wird eine Anpassung 
vollzogen, die deutlich unterhalb der Preissteige-
rungsrate liegt. Dies bedeutet für die Kriegsopfer 
eine reale Einkommenseinbuße. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hält dies für unso-
zial und unerträglich. Wir setzen uns deshalb mit 
Nachdruck dafür ein, die Geldleistungen an die 
Kriegsopfer um wenigstens 2,24 v. H. anzupassen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Diese Höhe — lassen Sie mich das mal deutlich 
sagen — ergibt sich daraus, daß nach Auskunft des 
Statistischen Bundesamtes die Bruttolöhne und 
-gehälter der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten 1984 um 3,3 v. H. gestiegen sind und die 
Anhebung des Krankenversicherungsbeitrags der 
Rentner ab 1. Juli 1985 zu berücksichtigen ist. 
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Kirschner 
Die von der SPD-Fraktion verlangte Erhöhung 

trägt auch der Tatsache Rechnung, daß den Kriegs-
opfern im Jahre 1985 durch die starke Erhöhung 
ihres Krankenversicherungsbeitrages bereits ein 
übermäßiges, systemwidriges finanzielles Opfer ab-
verlangt wird. 

(Lutz [SPD]: So ist es!) 

Dem kann ernsthaft auch nicht entgegengehalten 
werden, daß die Finanzierung der hierdurch entste-
henden Mehraufwendungen nicht möglich sei. 
Wenn man bedenkt, daß im Bundeshaushalt 1985 
insgesamt rund 240 Millionen DM gegenüber dem 
Vorjahr allein durch die Sterbefälle der Kriegsopfer 
eingespart werden, kann die von der SPD vorge-
schlagene Anpassung um 2,24 %, die Mehraufwen-
dungen in Höhe von knapp 40 Millionen DM aus-
macht, nicht als Vorwand für die Ablehnung dieses 
Vorschlags dienen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wo ist denn die Systemwidrigkeit?) 

— Also, ich habe Ihnen klar und deutlich gesagt, 
wie wir zu diesen 2,24 % kommen. Horchen Sie bitte 
auch mal zu! 

Die Kriegsopfer werden aber nicht nur durch die 
zu geringe Anpassung ihrer Renten weiter benach-
teiligt; ebenso negativ fällt für die Kriegsopfer die 
Weigerung der Bundesregierung und der Koali-
tionsfraktionen ins Gewicht, die notwendigen 
strukturellen Anpassungen vorzunehmen. Die von 
den Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen Maß-
nahmen stellen allenfalls ein Feigenblatt vor. Zu-
dem sollen sie erst am 1. Januar 1986 in Kraft tre-
ten. 1985 sind für die Kriegsopfer überhaupt keine 
strukturellen Verbesserungen vorgesehen. Der An-
trag der SPD-Fraktion, wenigstens zum 1. Juli, also 
mit dem Anpassungstermin, diese Maßnahmen in 
Kraft treten zu lassen, wurde von den Koalitions-
fraktionen im Ausschuß niedergestimmt. Die SPD- 
Fraktion wird weiter darauf drängen, das gesamte 
Anpassungsgesetz zum 1. Juli 1985 in Kraft treten 
zu lassen, wie dies auch im Regierungsentwurf ur-
sprünglich vorgesehen war. 

Hier geht es, meine Damen und Herren, nicht um 
kleinkarierte Parteipolitik. Bereits während der Be-
ratungen zum Dreizehnten Kriegsopferversor-
gungs-Anpassungsgesetz bestand im Deutschen 
Bundestag Einigkeit darüber, daß die strukturellen 
Verbesserungen der Kriegsopferversorgung im 
Rahmen des nächsten Gesetzgebungsverfahrens, 
also in diesem Gesetzgebungsverfahren zur Kriegs-
opferversorgung, angegangen werden sollen. Diese 
interfraktionelle Übereinkunft, die im Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung festge-
halten ist — der Kollege Louven hat dies damals als 
Berichterstatter deutlich hineingeschrieben —, löst 
der Gesetzentwurf, so wie er nun vorliegt, völlig 
unzureichend ein. 

Lassen Sie mich ein Beispiel herausgreifen: die 
Probleme der immer älter werdenden Kriegsopfer 
mit orthopädischen Hilfsmitteln. In einer gemein-
sam getragenen Entschließung des Deutschen Bun-
destages vom 11. April 1984 zum Dreizehnten An-
passungsgesetz ist angekündigt, das Bundesversor-

gungsgesetz bei nächster Gelegenheit zu ändern, 
wenn sich die gesetzlichen Grundlagen für die Aus-
stattung mit orthopädischen Hilfsmitteln weiterhin 
als unzureichend erweisen sollten. Daß die gesetzli-
chen Grundlagen nicht ausreichen, hier Abhilfe zu 
schaffen, hat sich in der Zwischenzeit erhärtet. 
Trotzdem ist die Bundesregierung in ihrer Untätig-
keit verharrt. Die Koalitionsfraktionen haben wäh-
rend der Ausschußberatungen den Antrag der SPD- 
Fraktion, die erforderlichen Gesetzesänderungen 
vorzunehmen, abgelehnt. 

Ich darf ferner auf unseren Vorschlag hinweisen, 
eine Anpassung der Zuschüsse zum Erwerb, zur In-
standhaltung und zur behindertengerechten Aus-
stattung von Kraftfahrzeugen vorzunehmen. Die 
heute geltenden Höchstbeträge wurden im Jahre 
1976 festgelegt und seither nicht angepaßt. Die Be-
rechtigung dieses Anliegens der Kriegsopfer, diese 
Zuschüsse an die Preisentwicklung anzupassen, 
hatte auch der Petitionsausschuß des Deutschen 
Bundestages in seiner Sitzung am 24. Oktober un-
terstrichen. Der Erwägungsbeschluß, gemeinsam 
von allen Fraktionen getragen, wurde an die Bun-
desregierung gerichtet. Wenn es jedoch konkret 
wird — und das ist das Bedauerliche —, dann spit-
zen Sie eben nur die Lippen und ziehen nicht die 
Konsequenzen. Sie, Herr Kollege Jagoda, als Mitbe-
richterstatter haben uns j a noch vorgeworfen, daß 
wir früher nicht tätig geworden sind. Sie hätten 
jetzt die Chance gehabt, hier im Sinne unseres ge-
meinsam gefaßten Beschlusses tätig zu werden. Es 
ist doch wohl unbestritten, daß hier eine Anpassung 
dringend notwendig ist. 

Ebenso ist die Bundesregierung beim Berufs-
schadens- und Schadensausgleich, der in seiner 
heutigen Höhe völlig unzureichend ist, untätig ge-
blieben. Auch hier hat der Bundesrat die Bundesre-
gierung aufgefordert, aktiv zu werden. Doch was ist 
geschehen? Die Koalitionsfraktionen haben im Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung den Antrag der 
SPD-Fraktion, die Entschädigungsquote von vier 
auf fünf Zehntel anzuheben, abgeschmettert. 

Vizepräsident Westphal: Augenblick, Herr Kollege, 
ich möchte Ihnen ein bißchen Ruhe verschaffen. — 
Die  Kollegen, die sich jetzt wegen der Abstimmung 
nähern, werden gebeten, den anderen die Möglich-
keit zu lassen zuzuhören. Es findet nämlich gerade 
eine Debatte statt. Ich wäre dankbar, wenn sich die 
anderen hinsetzen würden. — Bitte fahren Sie fort, 
Herr Kollege. 

Kirschner (SPD): Lassen Sie mich noch kurz einen 
Punkt ansprechen, in dem die ganze Schäbigkeit 
der von der Bundesregierung vorgesehenen Maß-
nahmen deutlich wird: die Neufestsetzung der Bei-
hilfe für fremde Führung nach § 14 des Bundesver-
sorgungsgesetzes. Der Gesetzentwurf schlägt eine 
Erhöhung dieser Beihilfe um sage und schreibe 
3 DM, nämlich von 185 DM auf künftig 188 DM 
vor. 

(Egert [SPD]: Unglaublich!) 

Der Antrag der SPD-Fraktion, diese Beihilfe, die für 
die Kriegsblinden von besonderer Bedeutung ist — 
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Kirschner 
wir alle haben ein entsprechendes Schreiben des 
Bundes der Kriegsblinden vorliegen —, auf 250 DM 
zu erhöhen, wurde von den Koalitionsfraktionen im 
Ausschuß abgelehnt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!) 
Ich kann nur sagen: Die Art und Weise, wie die 
Bedürftigsten in unserer Gesellschaft abgespeist 
werden, ist ein Skandal. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die SPD-Fraktion bleibt daher mit Nachdruck da-
bei: Der Entwurf eines 14. Kriegsopferversorgungs-
Anpassungsgesetzes muß so geändert werden, daß 
der Anpassungssatz auf 2,24 v. H. angehoben wird 
und die seit langem allgemein als notwendig aner-
kannten Strukturverbesserungen wirksam werden 
können. Wir haben dazu Änderungsanträge gestellt. 
Sie liegen Ihnen in neun Änderungsanträgen vor. 
Wir lassen darüber gemeinsam und nach § 52 der 
Geschäftsordnung in namentlicher Abstimmung 
abstimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit dem 14. Renten-
anpassungsgesetz in der Kriegsopferversorgung lei-
ten wir ein ganzes Bündel von Maßnahmen und 
Verbesserungen ein. 

(Egert [SPD]: So?) 
Wir erhöhen die Leistungen im Rentenrecht um 
1,41 %, wir verdoppeln die Zahl der Stufen im Be-
reich der Anrechnungsverordnung und der Durch-
führungsverordnung zu § 33, wir verdoppeln das Be-
stattungsgeld, wir dynamisieren das Bestattungs-
geld, wir erweitern die Möglichkeit der Kapitalab-
findung, und wir verbessern die Auslandsversor-
gung für Kriegsopfer und Hinterbliebene. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Es hat in Anbetracht dessen, was Sie uns hinter-

lassen haben, ein Ausloten aller Möglichkeiten, daß 
wir jetzt bereits Verbesserungen durchführen kön-
nen. Die Entscheidung der Koalition der Mitte, den 
Beitrag zur Krankenversicherung der Rentner um 
ein halbes Prozent zu senken, wirkt sich positiv auf 
die Kriegsopfer und Witwen aus. 

Vizepräsident Westphal: Augenblick, Herr Kollege, 
ich möchte Ihnen gerne ein bißchen mehr Ruhe ver-
schaffen. 

Meine Damen und Herren, ich habe es schon ein-
mal nötig gehabt, darauf hinzuweisen, daß hier eine 
Debatte stattfindet. Auch diejenigen, die jetzt in 
den Saal kommen, werden gebeten, ihre Plätze ein-
zunehmen und dann am besten auch zuzuhören. 

Bitte schön, Herr Kollege. 

Jagoda (CDU/CSU): Ich will gerne berichten — es 
ist auch schon vom Herrn Kollegen Kirschner ge-

sagt worden —, daß die Opposition mehr haben 
wollte. Das ist nichts Neues in der Demokratie. 
Aber zu den Anträgen der Opposition gab es keine 
Finanzierungsanträge. 

(Zuruf von der SPD: Aber ja doch! — Frau 
Fuchs [Köln] [SPD]: Das stimmt doch 

nicht!) 

Sie haben nicht gesagt, wo Sie kürzen wollen, und 
Sie haben nicht gesagt, daß Sie in diesem Bereich 
mehr in die Verschuldung gehen müssen. 

(Egert [SPD]: Erzählen Sie doch nicht sol

-

chen Unfug! Gesundstoßen nennt man das! 
— Lutz [SPD]: Sie wollen sich an den 
Kriegsopfern bereichern! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, daß zu der Finanzierung dieser Maßnah-
men noch ein Wort gesagt werden muß. 

Wir sind in der Lage, das Bestattungsgeld zu ver-
doppeln. Damals in Ihrer Regierungszeit haben Sie 
das Bestattungsgeld ab dem 1. Januar 1974 auf 1 000 
DM erhöht. Wir gewähren nun 2 000 DM, und wir 
dynamisieren es, damit nicht erst wieder der Ge-
setzgeber die Sache anpassen muß. 

Wir haben von den Betroffenen und von der Ver-
sorgungsverwaltung vorgetragen bekommen, daß 
Kriegsopfer, die im Ausland leben, benachteiligt 
werden, weil gewisse Leistungen erst dann eintre-
ten, wenn sie ihre Not nachweisen. Wir ändern das 
Gesetz; das ist im Ausschuß ja gemeinsam gemacht 
worden. Es handelt sich hier nur um wenige Fälle, 
aber es trägt dazu bei, diesen Menschen mehr Ge-
rechtigkeit zukommen zu lassen. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt, den wir einbrin-
gen, ist, daß die Kapitalabfindung in der Zukunft 
bis zum 65. Lebensjahr möglich sein wird. Das be-
deutet, daß die Kriegsopfer, die Witwen, wenn sie 
ihre Wohnung renovieren oder wenn sie sie altenge-
recht umbauen wollen, nicht auf den Kapitalmarkt 
verwiesen werden und dort Zinsen zahlen müssen, 
sondern daß sie ihre Rente kapitalisieren können. 
Dies ist ein Fortschritt, der mit diesem Gesetz er-
reicht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Bueb, Sie haben hier für DIE GRÜ-
NEN einen Redebeitrag gebracht. Darf ich mir dazu 
vielleicht eine Anmerkung erlauben. 

(Bueb [GRÜNE]: Sie können auch mehrere 
machen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will 
der Bevölkerung draußen einmal sagen: Wenn es 
im Jahre 1985 auf die GRÜNEN angekommen wäre, 
dann hätten die Versorgungsämter und die Renten-
versicherungsämter am 1. Juli den Leuten schrei-
ben müssen: Eine Rentenerhöhung gibt es nicht, die 
GRÜNEN haben rotiert. — Die Renten und die 
Kriegsopferversorgung werden erhöht, weil die Par-
teien in diesem Bundestag, die nicht der Rotation 
unterliegen, stetig durcharbeiten und dafür sorgen. 

(Bueb [GRÜNE]: So ein Schwachsinn! — 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 
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Jagoda 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun 

einiges zu den Anträgen der SPD. Es wäre vielleicht 
ganz gut, wenn man sich über diese Grundsatzfrage 
länger auslassen könnte. Bei zehn Minuten Rede-
zeit haben Sie Verständnis, daß ich das holzschnitt-
artig machen muß. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ihr Minister hat 
zu lang geredet! Daher kommt das!) 

Wenn Sie hier ausführen, daß die Erhöhung der 
Rente um 1,41 % zu niedrig ist, und wenn Sie uns 
kritisieren, dann hätte ich Ihnen wenigstens die 
Stärke zugetraut, Ihre eigenen „Leistungen" aus 
dem Jahre 1978 und das Einundzwanzigste Renten-
anpassungsgesetz anzusprechen, mit dem Sie den 
Rentnern auf Dauer 12,5% ihrer Rente vorenthalten 
haben. Dies wenigstens sollten Sie sagen, wenn Sie 
sich hier beklagen. Die Rente, die heute 1 000 DM 
beträgt, betrüge heute 1 125 DM. Das wäre entschei-
dend mehr als das, was sie heute bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ehrenberg? 

Jagoda (CDU/CSU): Aber ja, bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege, darf ich Sie 
bitten — es wird jetzt nicht mehr möglich sein, aber 
für das nächste Mal —, bevor Sie das Märchen von 
den 12 % wiederholen, das schon der Bundesarbeits-
minister benutzt hat, die heutigen Statistiken des 
Bundesarbeitsministeriums der Rentenerhöhungen 
von 1978 bis 1981 durchzusehen. Sie werden fest-
stellen, daß die Rentenanpassung in einem Jahr um 
2,6 Prozentpunkte hinter den Löhnen zurückgeblie-
ben ist, in den anderen um 0,4, 1,1 und 0,9. Machen 
Sie uns bitte das Rechenkunststück vor, wie hier-
aus 12,5% entstehen! 

(Beifall bei der SPD) 

Jagoda (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ich brauche das nicht das nächste Mal 
zu machen, das kann ich Ihnen ganz deutlich sagen. 
Sie haben mit dem Einundzwanzigsten Rentenan-
passungsgesetz in Ihrer Regierungszeit, Herr Mini-
ster, die Renten am 1. Juli 1978 nicht erhöht. Sie 
haben die Dynamisierung gestoppt und haben im 
Jahre 1979 4,5%, in den Jahren 1980, 1981 und 1982 
je 4% beschlossen. Erst wir haben im Jahr 1983 die 
Dynamisierung wieder eingeführt. Das ist der Un-
terschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese fehlerhafte Politik haben Sie zu vertreten, Sie 
besonders, weil Sie die Hauptverantwortung getra-
gen haben. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Lesen Sie die Stati-
stik nach!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten Egert? 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Kollege Egert, Sie sind 
ein fleißiger Abgeordneter im Ausschuß. Wir kön-
nen die Gedanken dort austauschen. Ich habe nur 
noch drei Minuten Redezeit. Haben Sie bitte Ver-
ständnis, daß ich Ihre Zwischenfrage nicht mehr 
zulasse. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Berufsschadensausgleich, wie Sie ihn vorgeschla-
gen haben, würde 200 Millionen DM mehr kosten. 
Lassen Sie mich noch sachlich hinzufügen: Da die 
Ausgleichsrente dem Einkommen zugerechnet wür-
de, würde der Schwerbehinderte nach Ihrer Rege-
lung im Verhältnis weniger bekommen als derjeni-
ge, der nur zu 50 % oder zu 30 % beschädigt ist. 

Nächster Punkt: Abkopplung der Kriegsopferfür-
sorge von der Sozialhilfe. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, wir haben Ihnen im Ausschuß 
gesagt, daß wir diese Frage weiter prüfen werden. 

(Zurufe von der SPD) 

— Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich darf doch einmal sagen: Diese Forderung ist 
doch nicht im Jahre 1983 erhoben worden. Sie hät-
ten jahrelang Zeit gehabt, das zu machen, aber Sie 
haben es nicht gemacht. Wir prüfen es gründlich. 
Lassen Sie mich nur eines sagen, damit keine Mär-
chenbildung entsteht: Das Abkoppeln bedeutet 
keine Erhöhung der Leistungen; kein Kriegsopfer, 
keine Kriegerwitwe bekommt, weil wir es nicht ab-
koppeln, einen Pfennig weniger, sondern die Lei-
stungen bleiben genauso, wie sie vorher gewesen 
sind. Das muß man hier einmal deutlich sagen. 

Zur Beihilfe bei der Beschaffung von Motorfahr-
zeugen. Herr Kollege Kirschner, den Beschluß, das 
zu erwägen, habe ich mitgetragen. Ich bin auch da-
für, daß da etwas geschehen muß, nur: Wir sind 
solide Haushälter. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Rente auf 
Pump!) 

Wir können in diesem Bereich nur das ausgeben, 
was die Bürger miteinander erarbeiten. Wir haben 
nur das Geld, das die Bürger erarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Sie sparen sich gesund auf 

dem Rücken der Kriegsopfer!) 

Daß wir heute in der Lage sind, Verbesserungen 
durchzuführen, liegt daran, daß die Regierung Kohl 
mit der Politik der Sanierung des Haushalts weiter-
gekommen ist. Dank Ihnen, Herr Dr. Stoltenberg, 
sind wir heute in der Lage, wieder kleine Hand-
lungsspielräume zu eröffnen. Sie haben ganz ent-
scheidend mit dazu beigetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der letzten Zeit wird die Diskussion über die 
„neue Armut" geführt. Ich darf Ihnen aus meiner 
Sicht einmal eine Bitte vortragen. Ich wäre sehr 
dankbar, wenn diejenigen, die sich an dieser Dis-
kussion beteiligen, einmal die Definition dafür lie-
fern würden, was „neue Armut" ist. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Fragen Sie mal 
den Präsidenten des DRK!) 
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Jagoda 
Wollen Sie denn wirklich all jene Mitbürger, die 
Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz be-
kommen, diskreditieren und als Arme an die Wand 
stellen? 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, als Sie die Verantwor-
tung übernommen haben, hatten wir in der Sozial-
hilfe 1,2 Millionen Leistungsempfänger; als Sie die 
Regierung abgeben mußten, waren es 2,3 Millionen. 
Wenn wir jetzt das Bundessozialhilfegesetz dahin-
gehend ändern, daß wir dem Mehrbedarf Rechnung 
tragen und die Leistungen erhöhen, dann bedeutet 
das, daß das Niveau höher geht und daß immer 
mehr Leute Rechtsansprüche bekommen. Deswe-
gen, glaube ich, ist es um der Redlichkeit willen not-
wendig, daß sich diejenigen, die sich in diese Dis-
kussion einschalten, erst einmal definieren, was sie 
denn mit der neuen Armut meinen. 1983 ist die Zahl 
der Sozialhilfeempfänger nicht sprunghaft gestie-
gen, sondern das war in den 70er Jahren der Fall, 
obwohl wir Wirtschaftswachstum gehabt haben, ob-
wohl wir am Anfang der 70er Jahre Vollbeschäfti-
gung gehabt haben. Dieses Phänomen haben wir 
zur Kenntnis zu nehmen. Deswegen möchte ich Ih-
nen, meine sehr verehrten Damen und Herren, nur 
sagen: Ich bin gerne bereit, diese Diskussion aufzu-
nehmen. Aber wir tun den Leuten, die Leistungen 
nach dem BSHG bekommen — die bei kinderrei-
chen Familien auch nicht viel schlechter sind als 
bei Arbeitnehmern —, keinen Gefallen, wenn wir 
sie in der Öffentlichkeit diskreditieren. 

Meine Damen und Herren, ich danke der Regie-
rung, daß sie uns durch ihre Politik in den letzten 
Monaten die Möglichkeit gegeben hat, auch im Be-
reich der Kriegsopferversorgung Verbesserungen 
einzuführen. Ich kann den Kriegsopfern in unserem 
Lande hier für die CDU/CSU-Fraktion erklären, 
daß wir im Rahmen unserer Möglichkeiten versu-
chen werden, in der Zukunft den berechtigten An-
liegen der Kriegsopfer Rechnung zu tragen und das 
Kriegsopferrecht zum Wohle der Kriegsbeschädig-
ten und der Kriegerwitwen in unserem Lande fort-
zuentwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Nun bitte ich Sie sehr um Aufmerksamkeit. Wir 
haben zwei namentliche Abstimmungen vor uns 
und dazwischen, während der Zeit der Auszählung, 
die Korrektur eines formellen Fehlers von gestern 
abend. Dazu bitte ich um Aufmerksamkeit. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über Punkt 12a der Tagesordnung, den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Anpassung der Renten der ge-
setzlichen Rentenversicherung und der Geldlei-
stungen der gesetzlichen Unfallversicherung im 
Jahre 1985 auf Drucksache 10/2705. Auf der Druck-
sache 10/3254 liegt zu diesem Gesetzentwurf ein 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD, der Ände-
rungen mehrerer Artikel zum Inhalt hat, vor. Die 

Fraktion der SPD verlangt gemäß § 52 der Ge-
schäftsordnung namentliche Abstimmung darüber. 
— Erhebt sich, so muß ich zunächst fragen, Wider-
spruch dagegen, daß vor Aufruf der Einzelvorschrif-
ten über diesen Änderungsantrag, der mehrere Än-
derungsbegehren enthält, im Ganzen abgestimmt 
wird? — Das ist nicht der Fall. Dann werden wir so 
verfahren. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/3254 zuzustimmen wünscht, den bitte ich, die Ab-
stimmungskarte mit „Ja", wer dagegen stimmen 
oder sich der Stimme enthalten will, den bitte ich, 
die entsprechende Abstimmungskarte in die hier 
vorne aufgestellten Urnen zu legen. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Mitglied 
des Hauses anwesend, das seine Stimme nicht ab-
gegeben hat und dies zu tun wünscht? — Ich stelle 
fest, daß alle Kollegen, die an der Abstimmung teil-
nehmen wollten, die Möglichkeit dazu hatten und 
diese wahrgenommen haben. Ich schließe die Ab-
stimmung. — Ich bitte die Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Ich bitte auch die Schrift-
führer, die nicht eingeteilt, aber im Saal sind, zu der 
Auszählung zu kommen. Sie werden dort dringend 
gebraucht. 

Ich bitte nun um Aufmerksamkeit. Ich wäre 
dankbar, wenn die Kollegen ihre Plätze einnäh-
men. 

Wir haben einen formellen Fehler von gestern zu 
korrigieren. Meine Damen und Herren, wie ich 
heute morgen zu Beginn der Sitzung erwähnt habe, 
ist bei den vielen Abstimmungen gestern abend bei 
Punkt 5 der Tagesordnung ein Fehler im förmli-
chen Ablauf vorgekommen. Das hat erst das Steno-
graphische Protokoll ergeben. In der Sache war das 
Ergebnis der Abstimmung klar und in Ordnung. 

Wir müssen noch in zweiter Beratung über den 
Gesetzentwurf der Abgeordneten Schmidt (Mün-
chen), Bachmaier, Dr. Emmerlich, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der SPD eines Einund-
zwanzigsten Strafrechtsänderungsgesetzes auf 
Drucksache 10/891 abstimmen. Wir holen diese Ab-
stimmung jetzt nach. Der Ausschuß empfiehlt, die-
sen Gesetzentwurf abzulehnen. — Daraus ist, 
glaube ich, für alle Kollegen in Erinnerung, welcher 
Vorgang hier nachgeholt werden soll. 

Ich rufe also die Art. 1 bis 6, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich 
der Stimme? — Dann ist der Gesetzentwurf in zwei-
ter Beratung mit Mehrheit bei zwei oder drei 
Stimmenthaltungen abgelehnt. Damit unterbleibt 
nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung jede 
weitere Beratung. — Damit haben wir Punkt 5 der 
Tagesordnung nunmehr abgeschlossen. Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit dabei. 

Ich muß nun für einen Moment unterbrechen. 
Wir brauchen erst das Ergebnis, um dann die näch-
ste namentliche Abstimmung vornehmen zu kön-
nen. — 
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Vizepräsident Westphal 
Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen das von 

den Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/3254 bekannt. 
Von den vollstimmberechtigten Mitgliedern des Hau-
ses haben 399 ihre Stimme abgegeben. Es hat keine 
ungültigen Stimmen gegeben. Mit Ja haben gestimmt 
155, mit Nein haben gestimmt 217; es hat 27 Enthal-
tungen gegeben. Von den 14 Berliner Abgeordneten, 
die ihre Stimme abgegeben haben, hat es keine ungül-
tigen Stimmen gegeben. Mit Ja haben gestimmt 7, mit 
Nein 6; es hat 1 Enthaltung gegeben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 398 und 14 der Berliner Abgeordne-
ten; davon 

ja: 	154 und 7 der Berliner Abgeordneten 

nein: 	217 und 6 der Berliner Abgeordneten 

enthalten: 27 

Ja 

SPD 
Amling 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brück 
Buckpesch 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haar 
Haehser 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Junghans 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Klose 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 

Schlatter 
Schluckebier 
Frau Schmedt (Lengerich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schröer (Mülheim) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 

(Recklinghausen) 
Würtz 
Zander 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Egert 
Löffler 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

Nein 

CDU/CSU 

Frau Augustin 
Austermann 
Dr. Barzel 
Bayha 
Berger 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Broll 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 

Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 

von Zuydtwyck 
Frau Dr. Hellwig 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jagoda 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Lamers 
Dr. Lammert 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
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Vizepräsident Westphal 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Petersen 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 

(Quickborn) 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Stommel 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 

Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaet-
zer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Enthalten 

DIE GRÜNEN 
Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Horacek 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schmidt 

(Hamburg-Neustadt) 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Suhr 
Tischer 

Vogel (München) 
Vogt (Kaiserslautern) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

fraktionslos 
Bastian 

Damit ist der Änderungantrag abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr die Art. 1 bis 11, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer den auf-
gerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Dann sind 
die aufgerufenen Vorschriften mit großer Mehrheit 
bei Enthaltung der Fraktion der GRÜNEN angenom-
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann ist das Gesetz mit großer Mehr-
heit bei einer Reihe von Enthaltungen angenommen. 

Meine Damen und Herren, zum Tagesordnungs-
punkt 12b schlägt der Ausschuß unter Nr. 2 seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 10/3243 Kennt-
nisnahme vor. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei drei Enthal-
tungen ist die Beschlußempfehlung angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über Tagesordnungspunkt 12 c, den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die vierzehnte Anpassung der Lei-
stungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf 
Drucksache 10/2882. 

Meine Damen und Herren, bevor ich die einzel-
nen Vorschriften aufrufe, bitte ich um Ihre Auf-
merksamkeit für einige Hinweise zum Verfahren. 
Zu den Art. 1 und 2 liegen insgesamt zehn Ände-
rungsanträge der Fraktion der SPD auf den Druck-
sachen 10/3244 bis 10/3253 vor. Die Antragsteller 
sind damit einverstanden, daß über die neun Ände-
rungsanträge auf den Drucksachen 10/3244 bis 
10/3251 und 10/3253 gemeinsam abgestimmt wird. 
Sie verlangen gemäß § 52 der Geschäftsordnung 
namentliche Abstimmung. Ich gehe davon aus, daß 
Sie mit der gemeinsamen Abstimmung einverstan-
den sind. — Das kann ich so feststellen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß nach der na-
mentlichen Abstimmung noch einige Einzelabstim-
mungen erfolgen werden. 

Ich rufe Art. 1, 1 a und 2 auf und lasse zunächst 
namentlich über die Änderungsanträge der Frak-
tion der SPD auf den Drucksachen 10/3244 bis 
10/3251 und 10/3253 abstimmen. Wer diesen Ände-
rungsanträgen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
die Abstimmungskarte mit Ja, wer dagegenstim-
men oder sich der Stimme enthalten will, den bitte 
ich, die entsprechende Abstimmungskarte in die 
hier vorne aufgestellten Urnen zu legen. 
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Vizepräsident Westphal 
Ich eröffne die namentliche Abstimmung. Ist 

noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? 

(Zurufe: Ja, einen Moment noch!) 

— Dann warten wir noch einen Moment. — Ich stelle 
fest, daß jetzt alle Anwesenden ihre Stimme abgege-
ben haben. Ich schließe die Abstimmung. Ich bitte die 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Ich kann Ihnen das von den Schriftführern ermit-
telte Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
die Änderungsanträge der Fraktion der SPD auf den 
Drucksachen 10/3244 bis 10/3251 und 10/3253 mittei-
len. Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses haben 396 ihre Stimme abgegeben. Es war 
keine Stimme ungültig. Mit Ja haben 169, mit Nein 
214 Abgeordnete gestimmt. Es hat 13 Enthaltungen 
gegeben. Von den 14 Berliner Abgeordneten, die ihre 
Stimme abgegeben haben, hat keiner ungültig ge-
stimmt. Mit Ja haben 7, mit Nein 6 Abgeordnete ge-
stimmt. Es hat 1 Enthaltung gegeben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 395 und 14 der Berliner Abgeordne-
ten; davon 

ja: 	169 und 7 der Berliner Abgeordneten 

nein: 	213 und 6 der Berliner Abgeordneten 

enthalten: 13 und 1 Berliner Abgeordneter 

Ja 

SPD 
Amling 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brück 
Buckpesch 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Duve 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haar 
Haehser 

Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Junghans 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Klose 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kühler 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 

Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlatter 
Schluckebier 
Frau Schmedt 

(Lengerich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schröer (Mülheim) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Witek 
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Vizepräsident Westphal 
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Dr. Stoltenberg 
Stommel 
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Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
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Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
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Wimmer (Neuss) 
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Wissmann 
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Dr. Wörner 
Würzbach 
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Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam-
Schwaetzer 

Baum 
Beckmann 

Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Mischnick 
Möllemann 
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Paintner 
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Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
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Enthalten 

DIE GRÜNEN 
Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Hönes 
Lange 
Dr. Schierholz 
Schmidt 

(Hamburg-Neustadt) 
Senfft 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

Damit sind die Änderungsanträge abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/3252 ab. Wer die-
sem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Der Änderungsantrag ist mit Mehrheit 
bei einer Reihe von Enthaltungen abgelehnt. 

Wer Art. 1, 1 a und 2 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Stimmen dagegen? — Enthaltungen? — Die aufge-
rufenen Vorschriften sind mit großer Mehrheit gegen 
eine Reihe von Stimmen angenommen. 

Ich rufe Art. 3 und 4, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften 
sind mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? 
— Stimmenthaltungen? — Das Gesetz ist mit großer 
Mehrheit angenommen worden. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. George, Straßmeir, Lemmrich, Jagoda, 
Keller, Hinsken, Günther, Pfeffermann, Büh-
ler (Bruchsal), Milz, Hanz (Dahlen) und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeord-
neten Hoffie, Frau Dr. Adam-Schwaetzer, 
Kohn, Cronenberg (Arnsberg), Frau Dr. Se-
gall, Eimer (Fürth) und der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Erweiterung der unentgeltlichen Beförde-
rung Schwerbehinderter im öffentlichen 
Personenverkehr 
— Drucksache 10/3218 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 
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Vizepräsident Westphal 
Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 

bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Ich sehe keinen Widerspruch dagegen. 
Das ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Louven. 

Louven (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nun sind wir Sozial-
politiker wieder fast unter uns. Ich bedanke mich 
bei den wenigen anderen, die bei diesem weiteren 
sozialpolitischen Punkt noch zuhören. 

Insbesondere die Mitglieder des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung wissen nur zu genau, wel-
che Fülle von Gesetzen wir im Sozialbereich zu be-
raten haben und in welcher Eile dies in den letzten 
Jahren geschehen mußte. Zu Recht ist hier Klage 
geführt und darauf hingewiesen worden, daß eine 
sorgfältige Beratung, wie sie in allen Fällen wün-
schenswert wäre, nicht immer garantiert ist. Den-
noch, meine Damen und Herren, bleibt uns zu-
nächst im Sozialausschuß keine andere Wahl. Noch 
immer sind wir mit Aufräumarbeiten beschäftigt, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Was?) 

die auf Grund Ihrer Politik nach dem Regierungs-
wechsel notwendig wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Sie räumen sich selbst auf!) 

— Frau Kollegin Fuchs, ich weiß, daß Sie dies nicht 
gern hören. Der Bundeskanzler hat dazu gestern 
auch Ausführungen gemacht und gemeint: Im Aus-
geben waren Sie Weltmeister. Seitdem wir Sie 
daran hindern, sind Sie Weltmeister im Austeilen. 
Nur im Einstecken sind Sie Kreisklasse, Frau Kol-
legin Fuchs. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Da bin ich 

sehr gut, keine Angst!) 

Insbesondere im Bereich der Rentenangelegen-
heiten, der Fragen der Zurückdrängung der Ar-
beitslosigkeit und der Lohnnebenkosten sowie in 
vielen anderen Bereichen wäre ein Vor-sich-Her-
schieben nicht zu verantworten. Wir bleiben auch 
im nächsten Jahr über Gebühr beschäftigt. In die-
ser Situation und angesichts dieser Fülle von Auf-
gaben kann es nicht ausbleiben, daß Fehler passie-
ren. Die CDU/CSU-Fraktion hat zum Jahreswechsel 
erklärt, daß wir uns nunmehr dank der Sanierungs-
politik dieser Regierung auch finanziell in der Lage 
sehen, Fehler oder die eine oder andere Ungereimt-
heit zu beseitigen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Ihr macht nur Un-
gereimtheiten!) 

Hierhin gehört der von den Koalitionsfraktionen 
eingebrachte Gesetzentwurf zur Erweiterung der 
unentgeltlichen Beförderung Schwerbehinderter im 
öffentlichen Personenverkehr auf Drucksache 
10/3218. Das Vorziehen dieses Gesetzentwurfs ist 
deshalb vonnöten, weil die Beratung des Gesetzes  

zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes auf 
Drucksache 10/3138 noch einige Zeit in Anspruch 
nehmen wird. Die von uns eingebrachten Verbesse-
rungen sollten jedoch auf jeden Fall sehr bald in 
Kraft treten. Bei den Beratungen des Schwerbehin-
dertengesetzes wird dann über weitere Verbesse-
rungen, Herr Kollege Dreßler, zu entscheiden sein. 
Sie mögen daran auch ersehen, daß wir im sozialen 
Bereich, wo wir die Notwendigkeit zur Änderung 
der bestehenden Rechtslage erkennen, diese Ände-
rungen zügig in Angriff nehmen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Mut der Vernunft! 
— Lutz [SPD]: Da kommen wir mit dem 
Ändern nicht mehr nach, wenn wir das al

-

les korrigieren wollen!) 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen ein-
schränkende Regelungen über die Freifahrt im öf-
fentlichen Personennahverkehr, die bei der Neuord-
nung des Rechts der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter durch das Haushaltsbegleitge-
setz 1984 eingeführt wurden und zu Härten geführt 
haben, wieder aufgehoben, verbessert sowie Er-
leichterungen für die Schwerbehinderten bei der 
Zahlung der Eigenbeteiligung geschaffen werden. 

(Zurufe von der SPD) 

Im einzelnen sind vier Maßnahmen vorgesehen. 
Erstens. Gehörlose werden in den Kreis der berech-
tigten Personen einbezogen, so daß sie ohne Rück-
sicht darauf, ob sie in ihrer Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt sind, ge-
gen Entrichtung der Eigenbeteiligung das Recht 
der unentgeltlichen Beförderung in Anspruch neh-
men können. Dies ist deswegen begründet, weil die 
Gehörlosen mit Nichtbehinderten oder nicht gleich-
artig Behinderten nur in sehr begrenztem Umfang 
oder überhaupt nicht in Kommunikation treten 
können. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Die Erkenntnis 
kommt aber spät!) 

Um aber eine Isolierung zu vermeiden, sind Gehör-
lose auf Kontakte mit in gleicher Art behinderten 
Personen und auf Informationen der speziellen Ge-
hörlosendolmetscher angewiesen. 

(Lutz [SPD]: Haben wir Ihnen damals ge

-

sagt!) 

Diese Kontakte sind vielfach nur durch die Benut-
zung des öffentlichen Nahverkehrs herzustellen 
und zu erweitern. Wir ermöglichen dies. 

(Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 

Zweitens. Hilflose, die in ihrer Bewegungsfähig-
keit im Straßenverkehr nicht erheblich beeinträch-
tigt sind, werden mit den Hilflosen gleichgestellt, 
die schon nach geltendem Recht die unentgeltliche 
Beförderung in Anspruch nehmen können. Hier er-
folgt eine Gleichstellung von Schwerbehinderten 
und Hilflosen, die nicht gehbehindert sind. 

Drittens. Die unentgeltliche Beförderung mit der 
Eisenbahn im Umkreis von 50 km um den Wohnort 



10128 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 136. Sitzung. Bonn, Freitag, den 26. April 1985 

Louven 
der betroffenen Behinderten wird wieder einge-
führt. 

(Lutz [SPD]: Das haben wir Ihnen damals 
gesagt!) 

D-Züge können benutzt werden. Das geht über das 
hinaus, was bis zum 31. Dezember geltendes Recht 
war. Dies stellt eine Verbesserung besonders für 
Schwerbehinderte außerhalb der Ballungsgebiete 
dar. 

Viertens. Die Zahlung der Eigenbeteiligung von 
120 DM jährlich wird dadurch erleichtert, das Halb-
jahresmarken erworben werden können. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Lutz [SPD]) 

Außerdem können Teilbeträge der Eigenbeteili-
gung in Härtefällen erstattet werden, wenn der Be-
rechtigte, aus welchem Grund auch immer, die un-
entgeltliche Beförderung nicht mehr in Anspruch 
nehmen kann oder will. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Bürokratisierung!) 

Nach geltendem Recht muß für die Inanspruch-
nahme der unentgetlichen Beförderung eine für ein 
Jahr gültige Wertmarke erworben werden. Die Er-
fahrungen haben gezeigt, daß dies nicht zweckmä-
ßig ist. Zukünftig kann der Schwerbehinderte hier 
wählen. 

Meine Damen und Herren, der Bundesrat hat in 
seiner Stellungnahme zur Drucksache 10/3138 die 
vorgesehenen Maßnahmen ebenfalls vorgeschla-
gen. Wir sollten in der Ausschußberatung auch noch 
einmal darüber nachdenken, ob man aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung für unentgeltlich 
auszugebende Wertmarken eine Mehrjahresmarke 
einführen kann. Ich weiß natürlich, daß es wegen 
der Fahrgelderstattungen an die Verkehrsunter-
nehmen Probleme geben kann. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Lieber ganz sein 
lassen!) 

Aus dem, war wir vorschlagen, wird deutlich, daß 
wir die Behinderten nicht als Außenseiter oder als 
Randgruppe betrachten, sondern ihnen ihr Los 
nach Kräften und im Rahmen der finanziellen Mög-
lichkeiten erleichtern und sie weitestgehend am Le-
ben der Gesellschaft teilhaben lassen. 

(Lutz [SPD]: Nachdem ihr es zuvor nach 
Kräften erschwert habt!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie re-
den in diesen Tagen — dies hängt wohl auch mit 
dem Wahltermin in Nordrhein-Westfalen zusam-
men — von „Sozialabbau" und „neuer Armut". 

(Zurufe von der SPD) 

Frau Kollegin Fuchs hat dies gestern auf eine be-
sonders peinliche Art hier praktiziert. Herr Alt-
staatssekretär Egert stand ihr heute morgen in 
nichts nach. 

Meine Damen und Herren, wenn es Armut gibt, 
dann ist es keine neue. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Massenarbeits-
losigkeit schafft neue Armut!) 

Der Kollege Jagoda hat Ihnen eben die Zahlen ge-
nannt. Dies ist alte Armut, die Sie uns hinterlassen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Schon wieder eine Erblast!) 

Ich wiederhole, meine Damen und Herren, was 
ich schon einmal von diesem Pult aus sagte: Wir 
handeln, während Sie Klassenkampf betreiben. Vor 
diesem Hintergrund darf man gespannt sein, ob Sie 
mit uns darangehen, dieses Gesetz zügig zu bera-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete von der Wiesche. 

von der Wiesche (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 

(Dr. George [CDU/CSU]: Sag ja dazu, dann 
hat es sich!) 

Wir beraten heute in erster Lesung einen Gesetz-
entwurf mit dem etwas irreführenden Titel, Kollege 
George, „Erweiterung der unentgeltlichen Beförde-
rung Schwerbehinderter im öffentlichen Personen-
verkehr". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
wohl!) 

Es ist ein Entwurf, dessen es im übrigen überhaupt 
nicht bedurft hätte, wenn die Koalitionsfraktionen 
bei den Beratungen der Haushaltsoperation 1984 
unseren Vorschlägen gefolgt wären. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist schon mehr als merkwürdig, wie die Regie-
rungskoalition in diesem Lande mit Behinderten 
umspringt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es liegt noch keine 18 Monate zurück, daß Sie von 
dieser Stelle aus im Brustton der Überzeugung be-
haupteten, zur Konsolidierung der öffentlichen Fi-
nanzen seien gravierende Einschnitte in das Behin-
dertenrecht unumgänglich. 

Heute — bemerkenswerterweise ein paar Ta-
ge vor den Landtagswahlen in Nordrhein-Westfa-
len  — 

(Dr.  George [CDU/CSU]: Das ist rein zufäl

-

lig!) 

kommen Sie mit einem neuen Hut aus altem Filz, 
ganz nach der Devise „Alles neu macht der Mai". 

(Beifall bei der SPD) 

Sind Sie sich eigentlich bewußt, welch ein übles 
Spiel Sie gerade mit denjenigen getrieben haben, 
die am Ersten des Monats nicht wissen, wie sie mit 
ihrem kärglichen Einkommen das Monatsende er-
reichen sollen? Am 1. Januar bzw. 1. April 1984 ha-
ben Sie trotz eindringlicher Warnungen von seiten 
der Sozialdemokraten für die überwiegende Mehr-
zahl der Behinderten die sogenannten Vergünsti-
gungen gestrichen. Ein Teil dieser sogenannten 
Vergünstigungen soll nun ein knappes Jahr später 
teilweise wieder eingeführt werden. 
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von der Wiesche 

Bereits am 10. Juli vergangenen Jahres hat die 
SPD-Bundestagsfraktion einen eigenen Gesetzent-
wurf zur Weiterentwicklung des Schwerbehinder-
tengesetzes eingebracht. In diesem Gesetzentwurf 
haben wir bereits die weitgehende Wiederherstel-
lung des Rechts der bis 1983 noch so zu nennenden 
Freifahrt für Behinderte vorgeschlagen. Die Regie-
rungskoalitionen haben unseren Gesetzentwurf 
nicht zur Kenntnis genommen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Doch, doch! — 
Aber  er ist falsch!) 

Im September haben Sie dann selber einen Gesetz-
entwurf eingebracht. In dessen Begründung heißt 
es: Weitere Änderungen der unentgeltlichen Beför-
derung Schwerbehinderter im öffentlichen Perso-
nenverkehr sind nicht vorgesehen, obwohl tatsäch-
lich keine einzige Änderung in diesem Gesetzent-
wurf enthalten ist. Im Gegenteil, die massiven Ver-
schlechterungen zu Lasten der Behinderten sollten 
ohne Zuckerguß über die Bühne gehen, meine Da-
men und Herren. 

(Zuruf von der SPD: So ist das!) 

Das war dann wohl selbst der Unionsmehrheit im 
Bundesrat zuviel. Unter massivem öffentlichen 
Druck forderte der Bundesrat in seiner Sitzung 
vom 26. Oktober 1984 einige, wenn auch unzurei-
chende Korrekturen im Hinblick auf die früher ein-
mal unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personenverkehr. Fast ein halbes 
Jahr lang war die Bundesregierung nicht imstande, 
sich zur Gegenäußerung auf die vom Bundesrat er-
hobene Forderung auf Rücknahme der Verschlech-
terungen aufzuraffen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist typisch!) 

Die Bundesregierung hat in dieser Gegenäußerung 
den meisten Forderungen des Bundesrates, die das 
Recht der Beförderung Behinderter betreffen, of-
fensichtlich schweren Herzens zugestimmt. 

Keine vier Wochen nach dieser unter großen 
Schwierigkeiten zustande gekommenen Zustim-
mung wurden Sie, meine Damen und Herren von 
der Koalition, mit einem gesonderten Gesetzent-
wurf zur Beförderung Schwerbehinderter im öffent-
lichen Personenverkehr mit einer an den Haaren 
herbeigezogenen Begründung vorgeschickt. Dieser 
Entwurf, über den wir heute beraten, bleibt seiner-
seits nun wieder hinter den Bundesratsforderungen 
zurück, denen die Bundesregierung unter ach so 
großen Bauchschmerzen noch zugestimmt hatte. 
Verwirrender, meine verehrten Damen und Herren, 
kann Salami-Taktik wohl nun kaum noch gestaltet 
werden. 

(Zuruf von der SPD: Salami-Taktik? Das ist 
Heuchelei!) 

Dieser Gesetzentwurf ist weiter nichts als die 
längst überfällige Rücknahme massiver Ver-
schlechterungen bei der Beförderung Behinderter 
im öffentlichen Personenverkehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Es sind im wesentlichen drei Punkte, die im Ge-
setz enthalten sind. Erstens. Die Gehör- und Hilflo-
sen, die in ihrer Bewegungsunfähigkeit im Stra-

ßenverkehr nicht erheblich beeinträchtigt im Sinne 
des Gesetzes sind, sollen nun wieder in den berech-
tigten Personenkreis einbezogen werden. Meine 
Damen und Herren, das hätten Sie viel früher ha-
ben können; denn genau dies ist in unserem Gesetz-
entwurf vom 10. Juli 1984 enthalten. 

Die unentgeltliche Beförderung soll im Nahbe-
reich auch wieder mit Eisenbahnen möglich sein. 
Auch dieser Punkt, meine Damen und Herren, ist in 
unserem Entwurf vom Sommer 1984 vorgesehen. 

Des weiteren soll es die Möglichkeit geben, die 
Eigenbeteiligung von 120 DM jährlich in Teilbeträ-
gen zu zahlen. Diese Anregung — das will ich gerne 
zugeben — ist in unserem Gesetzentwurf nicht ent-
halten, auch wenn sie für viele einkommenschwa-
che Behinderte eine Erleichterung bedeuten mag. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Ihr denkt halt 
nicht weit genug!) 

Wir ziehen in unserer Vorlage allerdings die rich-
tige Konsequenz und schlagen vor, den ganzen so-
zialpolitisch groben Unfug der Eigenbeteiligung 
wieder abzuschaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind nach wie vor der Auffassung, daß Selbstbe-
teiligung im Recht unentgeltlicher Beförderung Be-
hinderter nichts zu suchen hat, weil es dann eben 
keine unentgeltliche Beförderung mehr ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren, haben aber mit 
der bürokratischen Axt der Selbstbeteiligung nach 
dem 31. Dezember 1983 die Zahl der freifahrtbe-
rechtigten Behinderten praktisch halbiert. 1,7 Mil-
lionen wurden aus dem Kreis der bis dahin Frei-
fahrtberechtigten ausgegrenzt. Die Statistik ver-
birgt dies hinter den nüchternen Worten: „Berechti-
gung entfallen aus sonstigen Gründen". Hinter die-
sen dürren Formulierungen verbergen sich Schick-
sale von verbitterten und in ihrer Würde gekränk-
ten Behinderten. Die Bundesregierung hält diese 
Behinderten für desinteressiert, weil sie sich nicht 
gemeldet haben. Dazu gehören auch viele derjeni-
gen Behinderten, die aus verschämter Armut, aus 
Stolz, aus Angst vor Belastung ihrer Kinder oder 
einfach aus Unkenntnis und Schwellenangst den 
eigentlich notwendigen Gang zum Sozialamt scheu-
en. 

Es ist wirklich höchste Zeit, endlich die erforderli-
chen Korrekturen vorzunehmen. Die sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion wird diesem Gesetz-
entwurf im Grundsatz zustimmen, weil er ein klei-
ner Schritt in die richtige Richtung ist. 

(Lutz [SPD]: Ein sehr kleiner Schritt!) 

Meine Damen und Herren, wir werden aber nicht 
widerspruchslos hinnehmen, daß in diesem Ent-
wurf die sozialhilfebedürftigen schwerbehinderten 
Heimbewohner wieder einmal vergessen werden 
sollen. Es ist uns unverständlich, warum Sie bei die-
sem wichtigen Punkt den Empfehlungen von Bun-
desrat und Bundesregierung nicht gefolgt sind. 

(Lutz [SPD]: Was? Unglaublich!) 
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Sie sollten sich am Beispiel Nordrhein-Westfalens 
orientieren. Dessen Sozialminister Friedhelm 
Farthmann hat sofort nach Bekanntwerden der Ge-
genäußerung der Bundesregierung zur Stellung-
nahme des Bundesrates angeordnet, allen in Nord-
rhein-Westfalen in Heimen lebenden schwerbehin-
derten Sozialhilfeempfängern auf Antrag die Wert-
marke für die Freifahrt kostenlos zu überlassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bleibt zu hoffen, daß sich der Entwurf, den wir 
heute in erster Lesung beraten, nicht als wahl-
kampftaktisch bestimmte Eintagsfliege erweist, die 
nach den Wahlen in Nordrhein-Westfalen bis zur 
endgültigen Verabschiedung der Novelle des 
Schwerbehindertengesetzes wieder auf Eis gelegt 
wird. Einige Ungereimtheiten und Formulierungen 
Ihres Entwurfs deuten bedauerlicherweise darauf 
hin. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Diese Unterstellung 
tut aber weh!) 

Wir Sozialdemokraten sind jedenfalls zu einer Ver-
besserung der sozialen Situation der Behinderten 
sofort bereit. 

(Beifall bei der SPD — Jagoda [CDU/CSU]: 
Uns so etwas zu unterstellen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr von 
der Wiesche, es ist richtig: Wir haben das Haus-
haltsbegleitgesetz 1984 verabschiedet, weil eine 
Haushaltskonsolidierung notwendig war. Ich sage 
Ihnen: Das Ziel der Haushaltskonsolidierung wird 
auch noch eine ganze Weile notwendig sein. Diese 
Regierung und die sie tragenden Koalitionsfraktio-
nen haben größere Fortschritte gemacht, als wir 
das zu Beginn unserer Arbeit, 1982, erwarten konn-
ten. Wir sind stolz darauf, daß wir diese Fortschritte 
gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Schmidt  [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 

Auf wessen Kosten?) 

Aber eines stimmt nicht: daß wir alle Maßnah-
men gleichermaßen mit unserer unkritischen Zu-
stimmung bedacht hätten. Es hat ein paar Dinge 
gegeben, die durchaus auch in unseren eigenen Rei-
hen umstritten gewesen sind. Diese Sachen werden 
wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf aufneh-
men und ausbügeln. 

Meine Damen und Herren, ich gebe zu, wir sind 
klüger geworden. Aber, ich bitte Sie, es wird von 
uns doch immer wieder verlangt, daß wir auch ein-
mal zugeben sollen, Fehler gemacht zu haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir geben zu, wir haben in diesen Punkten Fehler 
gemacht. 

Wir haben im übrigen damals, bei der Verab-
schiedung des Haushaltsbegleitgesetzes, gleich ge-
sagt: Bei diesen Maßnahmen müssen wir einmal  

die Auswirkungen überprüfen, um eventuell dann 
darauf zurückzukommen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es wäre ehrlich gewesen, wenn Sie das auch einmal 
zugegeben hätten. 

(Lutz [SPD]: Wir sind immer ehrlich! — Zu

-

ruf von der SPD: Wenn Sie Fehler gemacht 
haben, haben wir recht behalten!) 

Meine Damen und Herren, es sind drei Punkte, 
die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf angegan-
gen werden. Für mich ist die Wiedereinbeziehung 
der Eisenbahn im Nahverkehr in die Freifahrtmög-
lichkeiten für Behinderte besonders wichtig, denn 
dies ist ganz eindeutig eine Verbesserung der Situa-
tion der Behinderten im ländlichen Raum. Ich bin 
froh darüber, daß das jetzt wieder aufgenommen 
wird. 

Der zweite Punkt. Wir hatten eigentlich gedacht, 
daß die Versorgungsämter von sich aus auf die Idee 
kommen würden, den Eigenbeitrag auch in Teilbe-
trägen anzunehmen. Dies war nicht der Fall. Des-
halb muß jetzt die gesetzliche Grundlage dafür, daß 
das so geschehen kann, nachgeliefert werden. Die 
SPD geht in ihrem Gesetzentwurf viel weiter. Sie 
lehnt den Eigenbeitrag ab. Das heißt, sie lehnt wie-
der einmal die Haushaltskonsolidierung ab. 

(Zurufe von der SPD: Unsinn!) 

Sie sagt nicht, wer es bezahlen soll. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Typisch 
Ihre Konsolidierung! Immer auf dem Rük

-

ken der Kleinen!) 

Denn wer soll es bezahlen? Natürlich die aktiven 
Arbeitnehmer über ihre Steuern. 

Wie die Sozialdemokraten mit dem Geld anderer 
Leute umgehen, wird übrigens aus einem anderen 
Vorgang sehr deutlich. 

(Egert [SPD]: Bei Herrn Lambsdorff auch! 
— Dressler [SPD]: Lambsdorff kann mit 
Geld umgehen! Das ist wahr! — Weitere 

lebhafte Zurufe von der SPD) 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat im Bundesrat 
einen Gesetzentwurf zur Verbesserung ganz be-
stimmter Vorschriften in der Sozialhilfe einge-
bracht. Das sind alles sehr erwägenswerte Sachen. 
Aber ganz typisch ist folgendes. Dem Land Nord-
rhein-Westfalen entsteht aus diesem Gesetzent-
wurf, den es selbst eingereicht hat, keine zusätzli-
che Mark an Kosten. Die Kosten werden alle beim 
Bundeshaushalt abgeladen und würden dort mit 5,6 
Milliarden DM pro Jahr zu Buche schlagen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie la

-

den die Lasten bei den Gemeinden ab! — 
Egert [SPD]: Die Gemeinden müssen blu

-

ten!) 

So gehen Sozialdemokraten mit dem Geld anderer 
Leute um. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der dritte Punkt, der für uns auch sehr wichtig 
ist, ist die Wiedereinbeziehung der Gehörlosen und 
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Hilflosen in den Kreis der Berechtigten für die 
Freifahrt im öffentlichen Personenverkehr. Hier 
geht es darum, besonders abgegrenzte, besonderer 
Hilfe bedürftige Gruppen, z. B. die Gehörlosen, wie-
der in die Lage zu versetzen, ihre Kommunikations-
einrichtungen aufzusuchen. Sie sind in einem be-
sonderen Ausmaß darauf angewiesen, diese Kom-
munikationseinrichtungen benutzen zu können. 

(Wolfram [Recklingshausen] [SPD]: Späte 
Erkenntnis bei Ihnen!) 

Alles in allem, meine Damen und Herren: Ich 
gebe es zu, wir haben damals einen Fehler gemacht. 
Wir sind bereit, diesen Fehler auszubügeln. 

Ich möchte hier aber noch einen anderen Punkt 
anschließen, der mit diesem Gesetz direkt nichts zu 
tun hat, auf den wir aber immer wieder angespro-
chen werden. Das ist der Punkt der Rechtssicher-
heit bei den Anerkennungsbescheiden im Schwer-
behindertenrecht. Hier hat es eine große Unruhe 
gegeben, die auch noch nicht abgebaut ist. Deshalb 
erkläre ich hier ganz eindeutig: Wir wollen nicht, 
daß alle Schwerbehindertenbescheide überprüft 
werden, 

(Lutz [SPD]: Aha!) 

sondern wir wollen, daß die Rechtssicherheit auch 
in diesem Bereich gewährleistet bleibt. 

(Beifall bei der FDP — Lutz [SPD]: Späte 
Einsicht!) 

Meine Damen und Herren, insgesamt ist es not-
wendig, den vorliegenden Gesetzentwurf sehr 
schnell zu beraten und sehr schnell zu verabschie-
den. Die Opposition hat erkennen lassen, daß sie 
bereit ist, dabei mitzumachen. Ich muß hier noch 
einmal die Frage stellen, warum sie immer so fürch-
terlich draufdrischt, wenn sie dem Gesetzentwurf 
hinterher dann doch zustimmt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wahlkampf!) 

Insofern, finde ich, ist es etwas inkonsequent, was 
Sie hier betreiben. Aber im Interesse derer, die da-
von begünstigt werden sollen, sollten wir gemein-
sam versuchen, 

(Zuruf von der SPD: Wir haben unsere Mei-
nung nicht geändert! Deshalb sind wir da-

für!) 

ihn möglichst schnell über die Bühne zu bekom-
men. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Wagner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es steht ein Gesetz zur Debatte, 
das erst durch das unsoziale Haushaltsbegleitge-
setz 1984 dieser Bundesregierung notwendig gewor-
den ist. Schauen wir uns doch zunächst einmal an, 
was damals bezüglich der unentgeltlichen Beförde-
rung Schwerbehinderter im öffentlichen Personen-
verkehr passiert ist. Unter Hinweis auf die Haus-
haltssituation in Bund und Ländern wurden bei der 
unentgeltlichen Beförderung im öffentlichen Perso-

nenverkehr Leistungsverkürzungen vorgeschlagen, 
die im Gesetzentwurf auch noch als sinnvolle Ein-
schränkungen bezeichnet wurden. Diese wurden 
dann auch verabschiedet. Unser Entschließungsan-
trag auf Streichung dieses Artikels wurde niederge-
stimmt. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das nehmen Sie 
sofort zurück!) 

Folgende Kürzungen gab es: Erstens die Ein-
schränkung des begünstigten Personenkreises 
durch Herausnahme derjenigen Schwerbehinder-
ten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
80 v. H. und mehr, die in ihrer Bewegungsfähigkeit 
im Straßenverkehr nicht erheblich beeinträchtigt 
sind, zweitens die Einführung einer Eigenbeteili-
gung von 120 DM jährlich, lediglich mit der Aus-
nahme für blinde und hilflose Schwerbehinderte 
und für typische Gruppen einkommensschwacher 
Schwerbehinderter sowie natürlich für Kriegsbe-
schädigte und -verfolgte. Als dritten Punkt nenne 
ich den Wegfall der unentgeltlichen Beförderung 
Schwerbehinderter im Schienenverkehr. 

Abgesehen davon, daß vom Finalitätsprinzip im 
Schwerbehindertenrecht auch an dieser Stelle ein-
mal mehr wieder abgerückt wurde, denn die Kriegs-
beschädigten konnten weiterhin uneingeschränkt 
freifahren, mußte dieses Gesetz unweigerlich zu 
Härten führen. Dies war voraussehbar; das steht 
auch in dem zur Abstimmung anstehenden Gesetz-
entwurf. 

Wenn man nun denkt, die Bundesregierung sei 
einsichtig geworden und dieses Gesetz stelle viel-
leicht einen Meilenstein in der Behindertenpolitik 
der Bundesregierung dar, so hat man sich gründlich 
getäuscht. Meilensteine in der Behindertenpolitik 
haben die Behinderten von dieser Bundesregierung 
allerdings ohnehin nicht erwartet. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Jetzt gehen Sie zu weit!) 

Was mit diesem Gesetz nun gemacht werden soll, 
ist nicht nur enttäuschend, sondern schlichtweg 
lachhaft. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Zuruf 
von der CDU/CSU: Sie können doch gar 

nicht lachen!) 

Gehörlose und Hilflose, die in ihrer Beweglichkeit 
im Straßenverkehr nicht erheblich beeinträchtigt 
sind, sollen in den berechtigten Personenkreis für 
Freifahrten wieder einbezogen werden. Weniger 
geht nun wirklich nicht mehr! Die unentgeltliche 
Beförderung im Nahbereich soll nun auch wieder 
mit Eisenbahnen möglich sein. Dazu stand schon 
folgendes in unserem Entschließungsantrag vom 
7. Dezember 1983 zum Haushaltsbegleitgesetz: 

In ländlichen Gegenden ist die Bahn ein wichti

-

ger Träger des öffentlichen Nahverkehrs und 
oft das einzige Verkehrsmittel, um die Nach

-

bargemeinden zu erreichen. 

Endlich — wahrscheinlich nur auf Druck der ländli

-

chen Gemeinden und Kreise — ist dies nun auch 
der Bundesregierung aufgegangen. Das Haushalts- 
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begleitgesetz 1984 war eines der unsozialsten Ma-
chenschaften dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Na, na.) 

— Es gab Aktenordner voller Einwände gegen diese 
Maßnahmen, doch sie wurden nicht beachtet. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Sie waren doch da-
mals gar nicht im Bundestag! Sie wissen es 

doch gar nicht!) 

Man weigerte sich beharrlich, sie zur Kenntnis zu 
nehmen und wich keinen Millimeter zur Seite. Die 
Wirtschaftskrise sollte auf dem Rücken der sozial 
Schwächsten ausgetragen werden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Sehr 
richtig! bei den GRÜNEN!) 

Ich werde den Verdacht nicht los: Es sollte auspro-
biert werden, wie weit man dabei gehen kann. Die 
Rede von Frau Adam-Schwaetzer hat mich darin 
eigentlich nur bestärkt. 

Dem unermüdlichen Nachhaken der Verbände und 
Initiativen ist es nun zu verdanken, daß diese Mini

-

Reform ansteht. Ein Prunkstück, das man vorzei-
gen könnte, ist es allerdings nicht. Warum ist die 
Bundesregierung nicht bereit, den alten Zustand 
wiederherzustellen? 

(Lutz [SPD]: Weil sie so ist, wie sie ist! — 
Heiterkeit bei der SPD) 

Es war doch auch vorher schon so, daß nur Schwer-
behinderte mit einer MdE von mindestens 80 % 
diese Vergünstigungen, wie es bei Herrn Blüm im-
mer so schön heißt, erhielten. Unser kurzfristiges 
Ziel ist es, zumindest diesen Zustand wiederherzu-
stellen. Langfristig gesehen schweben uns da aller-
dings noch ganz andere Dinge vor. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 

Nach wie vor ist der öffentliche Nah- und Fern-
verkehr für eine große Gruppe der Schwerstbehin-
derten, nämlich der Rollstuhlfahrer, überhaupt 
nicht nutzbar. Dabei sollte das Grundgesetz doch 
eigentlich jedem Menschen den Schutz der Men-
schenwürde und das Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit garantieren. Im Fall der Behinder-
ten wird das wohl nicht ganz so eng gesehen. Die 
öffentlichen Verkehrsmittel sind behindertenfeind-
lich. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Somit nützt vielen Behinderten auch keine Frei-
fahrtkarte, wenn es ihnen unmöglich gemacht wird, 
den Zug überhaupt zu benutzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wer von Ihnen, meine Damen und Herren, würde 
denn z. B. schon gerne im Gepäckwagen des Zuges 
statt in bequemen Erster-Klasse-Abteilen mitfah-
ren, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die fliegen mit 
der Bundeswehr!) 

und dies ohne Zugang zum Speisewagen und WC? 
Oder versuchen Sie doch einmal, mit dem Rollstuhl 
die U-Bahn zu erreichen. Aber die U-Bahn brau

-

chen Sie j a auch nicht; Sie können die Fahrbereit-
schaft des Bundestages benutzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Jagoda [CDU/ 
CSU]: Sie fahren mit dem Fahrrad! — Wei

-

terer Zuruf von der CDU/CSU: Was schla

-

gen Sie denn vor, Frau Kollegin?) 

— Auch wir gehören zu dem Berichtigtenkreis, die 
das bekommen können. Dadurch wird es aber nicht 
besser. Denn für den normalen Bürger und insbe-
sondere für den Behinderten sieht das ganz anders 
aus. 

Stufen erschweren den Einstieg in Bus und Bahn, 
nicht nur für behinderte Menschen, sondern auch 
für Eltern mit Kinderwagen oder für alte Men-
schen. Für Blinde fehlen Akustiksignalanlagen, für 
Gehbehinderte Einstiegshilfen. 

(Bueb [GRÜNE]: Für die zählt nur Lei

-

stung, keine Behinderung!) 

Die Liste der Mängel bei öffentlichen Einrichtun-
gen ließe sich noch beliebig fortsetzen. Je nachdem, 
ob Kinder, alte, körperbehinderte, blinde oder hör-
geschädigte Menschen befragt werden, treten an-
dere Mängel zutage. Deshalb sollten bei der behin-
dertenfreundlichen Gestaltung und Veränderung 
von allen öffentlichen Einrichtungen, nicht nur der 
Busse und Bahnen, die Betroffenen mitwirken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Denn auch hier gilt der Grundsatz: Betroffene sind 
Experten für ihr Leben. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt!) 

Denn Menschen, die auf Grund ihres Alters oder 
auf Grund von Behinderung in ihrer Mobilität ein-
geschränkt sind, dürfen nicht noch zusätzlich durch 
mangelhafte oder fehlende Verkehrssysteme be-
nachteiligt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Grundsätzlich gilt für die GRÜNEN, daß dem Sy-
stem des öffentlichen Nahverkehrs Vorrang vor der 
Individualbeförderung zu geben ist. 

(Lutz [SPD]: Das sagen wir auch immer!) 

Dies gilt vor allem auch für den finanziellen Aspekt 
und dessen Gewichtung. Solange wir aber immer 
noch eine Bevorzugung des Individualverkehrs ha-
ben und noch immer Behinderte ellenlange Män-
gellisten aufweisen können, kann man wirklich 
nicht davon sprechen, daß Behinderten Vergünsti-
gungen zukommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was ist das für eine Vergünstigung, daß 
Schwerstbehinderte kostenlosen Eintritt zu einem 
Verkehrsmittel erhalten sollen, dessen Zugang ih-
nen nach wie vor verwehrt wird? 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Genau das ist der 
Punkt! — Beifall bei Abgeordneten der 

GRÜNEN) 

Als kurzfristige Maßnahme fordern wir die ko-
stenlose Benutzung aller öffentlichen Einrichtun-
gen für Schwerstbehinderte, insbesondere der 
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Busse und Bahnen. Mit der uns vorliegenden Mini-
reform können wir uns nicht zufriedengeben. Wir 
fordern eine freie Fahrt für alle Behinderten in 
allen Systemen des öffentlichen Verkehrs. Wir for-
dern behindertengerechte Verkehrssysteme. Denn 
behindertengerechte Verkehrssysteme sind hu-
mane Verkehrssysteme, die die menschliche Begeg-
nung erleichtern und die Kommunikation fördern. 
Sie sind eine notwendige Voraussetzung für die 
Emanzipation und Integration benachteiligter Men-
schen. 

Eine Studie der Weltgesundheitsorganisation hat 
übrigens gezeigt, daß der finanzielle Aufwand zum 
Auf- und Ausbau eines behindertengerechten Ver-
kehrssystems langfristig volkswirtschaftlich gerin-
ger ist als die durch die Sonderregelung sowie aus 
Unfällen entstehenden Folgekosten bestehender 
Verkehrssysteme. 

Die anstehende Novellierung des Schwerbehin-
dertengesetzes durch die Regierungskoalition lehne 
zumindest ich entschieden ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/3218 zur federführenden Bera-
tung an den Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Verkehr sowie zur Mitberatung und zur Beratung 
gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den Haus-
haltsausschuß zu überweisen. Gibt es anderweitige 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 14 a und 14 b der Tagesord-
nung auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über den Bundesrechnungshof (Bundesrech-
nungshofgesetz — BRHG —) 
— Drucksache 10/2929 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Friedmann, Roth (Gießen), Deres, Ross-
manith, von Hammerstein, Gerster (Mainz), 
Dr. Rose, Dr. Riedl (München), Austermann, 
Schmitz (Baesweiler), Löher und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Frau Seiler-Albring, Dr. Weng, Hoffie, Grün-
beck, Dr. Haussmann, Wolfgramm (Göttin-
gen) und der Fraktion der FDP eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes über den Bun-
desrechnungshof (Bundesrechnungshofge-
setz — BRHG —) 
— Drucksache 10/3204 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung beider Tagesordnungspunkte und eine Aus-
sprache von 60 Minuten vorgesehen. — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Jahrhundertelang ha-
ben westliche Parlamente um das Budgetrecht ge-
kämpft. Heute ist das Budgetrecht ein Kernstück 
westlichen Parlamentarismus. Was Budgetrecht be-
deutet, erleben wir j a am aktuellen Beispiel des 
Europaparlaments. Wenn jenes Parlament so sehr 
um die Anerkennung ringt, hängt dies auch damit 
zusammen, daß noch Zuständigkeiten im Budgetbe-
reich fehlen. 

Wer aber das Budgetrecht hat, der sollte auch das 
Recht der Budgetkontrolle haben. Wer Geld ge-
währt, muß darüber wachen können, ob dieses Geld 
richtig und wirtschaftlich verwendet wird. Wir alle 
stehen dem Steuerzahler gegenüber in der Verant-
wortung, daß seine Steuergroschen richtig angelegt 
werden. 

Nun wäre natürlich ein Parlament wie auch das 
unsere überfordert, wenn es bei jeder Mark und bei 
jedem Pfennig selbst nachprüfen müßte, ob dieses 
Geld richtig ausgegeben wird. Wir brauchen dazu 
einen Partner. Und dieser Partner ist der Bundes-
rechnungshof. 

Es liegt auf der Hand, daß wir als Legislative 
gegenüber der Exekutive in der Hinterhand sind, 
wenn es um die Kontrolle draußen geht. Die Exeku-
tive hat ihren eigenen Unterbau und kann darauf 
jederzeit zurückgreifen. Wir, das Parlament, haben 
etwas Derartiges nicht. Wir brauchen einen Part-
ner, nämlich den Bundesrechnungshof. Dabei ist 
für uns völlig unbestritten, daß dieser Bundesrech-
nungshof, wie es die Verfassung vorsieht, natürlich 
unabhängig, nicht weisungsgebunden ist. Das 
macht j a auch die Qualität seiner Prüfungsbemer-
kungen aus. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Nicht immer!) 

— Doch. 

Die Arbeit dieses Rechnungshofs muß natürlich 
in bestimmtem Rahmen geregelt sein. Diesem 
Zweck dient das Bundesrechnungshofgesetz. Das 
jetzt noch geltende Rechnungshofgesetz stammt 
aus dem Jahre 1950. Alle Bundesländer haben Ge-
setze, die jüngeren Datums sind. So ist es nicht zu 
vermeiden, daß das Bundesrechnungshofgesetz in 
Teilen veraltet und überholt ist. An sich wäre ein 
neues Gesetz Ende der 60er Jahre fällig gewesen, 
als damals das materielle Recht der Prüfung und 
die verfassungsrechtliche Grundlage des Rech-
nungshofes neu geregelt wurden. Wegen der damals 
bevorstehenden Bundestagswahl kam es nicht 
dazu. Und als neue Gesetzentwürfe 1973 auf den 
Tisch gekommen waren, stand wieder eine Bundes- 
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tagswahl bevor, und wieder kam es nicht zur Verab-
schiedung. So haben wir jetzt, wie ich glaube, recht-
zeitig die Chance ergriffen, und zwar überfraktio-
nell, ein neues Rechnungshofgesetz zu formulie-
ren. 

Wir haben uns mit der Materie schon seit einiger 
Zeit im Rechnungsprüfungsausschuß und im Haus-
haltsausschuß befaßt. Ich darf in die Erinnerung 
rufen, daß wir letztes Jahr bei der Entlastung der 
Regierung den Finanzminister hier im Plenum 
einstimmig gebeten hatten, einen neuen Gesetzent-
wurf für den Bundesrechnungshof vorzulegen. 
Noch nicht auf der Grundlage eines offiziellen Ent-
wurfs, aber auf der Grundlage von Vorstellungen 
des Finanzministeriums und natürlich auf Grund 
eigener Vorstellungen haben wir die Grundzüge ei-
nes solchen Gesetzes bereits besprochen, wobei wir 
uns natürlich die eigenen Erfahrungen zunutze 
machten. 

Ich möchte an dieser Stelle vorwegsagen, daß ich 
allen Fraktionen, die daran mitgearbeitet haben, 
sehr dankbar für die konstruktive Zusammenarbeit 
bin. Denn machen wir uns doch nichts vor: Die Kon-
trolle der Exekutive ist nicht nur Sache einer oder 
zweier Fraktionen. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr gut!) 

Es ist Aufgabe des ganzen Parlaments, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

übrigens auch der Regierungskoalition, die Exeku-
tive zu kontrollieren. Davon lebt die Demokratie. 

Die Diskussion traf sich — ich möchte sagen: 
glücklicherweise — mit Bestrebungen dieses Hau-
ses, einem neuen Selbstverständnis Geltung zu ver-
schaffen. Immer mehr kommt bei Mitgliedern des 
Parlaments zum Ausdruck, daß man da und dort 
deutlich herausheben will: Das Verfassungsorgan 
Deutscher Bundestag hat in vielen Bereichen origi-
näre Zuständigkeiten, die manches Mal mit denen 
der Exekutive verwischt worden sind. Es geht uns 
also darum, den Rechnungshof mehr an den Bun-
destag heranzuführen, aber ohne die Selbständig-
keit des Rechnungshofes anzutasten. 

Obwohl in diesem neuen Gesetz mancherlei zu 
regeln ist, hat sich die Diskussion in den Ausschüs-
sen, auch in der Öffentlichkeit immer mehr auf das 
Bestellungsverfahren der Spitze des Rechnungsho-
fes konzentriert. Aber ich muß ausdrücklich sagen: 
dies ist nicht das einzige Anliegen dieses Gesetzent-
wurfes. Wenn es nun um die Bestellung der Spitze 
des Rechnungshofes geht, dann taucht natürlich die 
Frage auf, wer das Vorschlagsrecht haben soll. Bis-
her hat die Exekutive, hat die Regierung das Vor-
schlagsrecht. Hier im Parlament hatte sich eine 
Stimmung breitgemacht, wir, der Bundestag, wollen 
wählen. Wir waren uns bei den Beratungen — das 
muß ich fairerweise sagen — einig geworden, das 
Vorschlagsrecht solle bei den Fraktionen, es solle 
beim Haushaltsausschuß oder es solle bei so vielen 
Abgeordneten liegen, wie mindestens eine Fraktion 
ausmachen. Im Vorschlag der SPD kehrt das Vor-
schlagsrecht des Haushaltsausschusses nicht wie-
der. Das hat möglicherweise als Ursache verfas-

sungsrechtliche Bedenken. Im übrigen haben Sie 
sich an die Ausarbeitung im Ausschuß gehalten. 
Unser Gesetzentwurf weicht nach einer anderen 
Seite hin ab, und zwar dahin gehend, daß die Regie-
rung das Vorschlagsrecht haben soll, wobei aller-
dings in der Gesetzesbegründung, die zum Geset-
zeswerk gehört, festgehalten ist, daß zuvor das Be-
nehmen mit dem Haushaltsausschuß hergestellt 
werden soll. Dies würde immerhin bedeuten, daß in 
einem offiziellen Organ des Parlaments mit allen 
Fraktionen, auch mit der Opposition, gesprochen 
wird. In unserem Vorschlag kommt auch zum Aus-
druck, daß der Rechnungshof natürlich mit allen 
Verfassungsorganen zu tun hat, nämlich mit dem 
Bundestag, mit dem Bundesrat und anderen. Ich 
bin schon der Meinung, daß wir über diesen Punkt 
noch einmal reden sollten. Dies ist ja erst die erste 
Lesung, der sich weitere Beratungen anschließen 
werden. 

Ein zweiter zentraler Punkt war, mit welcher 
Mehrheit Präsident und Vizepräsident hier gewählt 
werden sollen. Zeitweise hatten einzelne an eine 
Zweidrittelmehrheit gedacht. Wir waren in den Aus-
schußberatungen davon abgekommen, weil Zwei-
drittelmehrheiten bei Personalwahlen nicht üblich 
sind. Wir hatten uns auf die absolute Mehrheit, auf 
die Kanzlermehrheit geeinigt. Nun weicht der SPD- 
Vorschlag nach oben zur Zweidrittelmehrheit ab, 
unser Gesetzentwurf weicht nach unten zur einfa-
chen Mehrheit ab. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn ich hier 
durch die Reihen schaue und feststelle, wie wieder 
einmal, wenn es um Probleme des Rechnungshofes, 
der Entlastung der Regierung geht, die Präsenz ist, 
dann gibt es mir zu denken, wenn Präsident und 
Vizepräsident des Rechnungshofes nur mit einfa-
cher Mehrheit gewählt werden sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine, es würde der Sache nicht dienen, wenn 
die Spitze des Rechnungshofes von sich sagen 
könnte, sie sei von 20 oder 25 Mitgliedern des Parla-
ments gewählt worden. Vor diesem Hintergrund 
sollten wir noch einmal darüber reden, ob Ihr Ab-
weichen nach oben und unser Abweichen nach un-
ten vielleicht konsensfähig in der Mitte ist. Ich 
möchte es nicht ausschließen, ich kann es nicht 
zusagen; aber wir müssen darüber reden. 

Ein dritter Punkt bei den Beratungen war die 
Beteiligung des Bundesrates. Bei den Ausschußbe-
ratungen waren wir uns einig, daß der Bundesrat 
beteiligt werden soll, allerdings nicht auf der 
gleichen Ebene wie der Bundestag. Wir waren der 
Meinung, es würde reichen, wenn der Bundesrat in 
Form der Zustimmung mitwirken würde. Nun ha-
ben Sie in Ihrem Gesetzentwurf vom Bundesrat 
nichts mehr vorgesehen. Wir haben ihn gleichbe-
rechtigt mit dem Bundestag hinsichtlich der Wah-
len beteiligt, weil der Bundesrat sehr massiv ver-
langt, daß er gleichgewichtig beteiligt wird. Wie sie 
wissen, liegt seit ein paar Tagen ein Gutachten des 
Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages vor. 
Dieses Gutachten kommt zum Ergebnis, daß kein 
Zwang, aber auch kein Verbot besteht, den Bundes-
rat gleichgewichtig, gleichberechtigt mit dem Bun- 
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destag zu beteiligen. Wir meinen, es spricht nichts 
dagegen, den Bundesrat hier gleichgewichtig zu be-
teiligen. Deshalb haben wir dies in unseren Gesetz-
entwurf aufgenommen, wobei ich bitten möchte zu 
bedenken, daß der Bundesrat hier als Bundesorgan 
angesprochen ist. 

Das sind, wenn ich es richtig sehe, die Haupt-
punkte, in denen wir uns unterscheiden. Es kom-
men ein paar kleinere dazu. Sie haben z. B. eine 
Aussage, ob der Präsident wiedergewählt werden 
kann. Wir meinen: nein, nur für zwölf Jahre, dann 
soll Schluß sein. Wir wollten eigentlich haben, daß 
Prüfungsersuchen des Parlaments an den Rech-
nungshof dort mit Vorrang erledigt werden sollen. 
Wir hatten eine Formulierung gefunden, die mit 
dem Rechnungshof und dem Finanzministerium 
abgestimmt war. Sie kehrt auch im SPD-Entwurf 
wieder. Ich meine, auch darüber müssen wir noch 
einmal reden. 

Sie wollen haben, daß der Präsident nicht nur die 
Beamten des Rechnungshofes, sondern auch des-
sen Mitglieder soll bestellen können. Wir haben uns 
auf die Beamten des Rechnungshofes beschränkt. 

Dann kehrt auch die Frage wieder, ob das Juri-
stenmonopol zementiert werden soll oder nicht. Un-
ser Entwurf sieht hier einen mittleren Weg vor. Ich 
meine, man sollte auch einem tüchtigen Wirt-
schaftsprüfer und ähnlichen Leuten nicht verweh-
ren, wenn sie dafür in Frage kommen, z. B. Präsi-
dent des Bundesrechnungshofes zu werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und meine Herren, jeder von uns 
schuldet seinen Wählern, schuldet dem Bürger Re-
chenschaft für sein Geld, das er dem Staat anver-
traut. Das kann nur richtig laufen — das hat die 
parlamentarische Erfahrung gezeigt —, wenn der 
Rechnungshof unabhängig dem Parlament zuarbei-
tet. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Deshalb kommt diesem Gesetzentwurf solche Be-
deutung bei, nicht nur zusammen mit den Bestre-
bungen um mehr Selbständigkeiten dieses Parla-
ments, sondern auch wegen der Unabhängigkeit 
der Kontrolle gegenüber der Exekutive. Das Testat 
des Rechnungshofes ist ein Gütesiegel. Deshalb 
darf dies, was wir hier besprechen, nicht unter 
„ferner liefen" abgehandelt werden, sondern hier 
geht es um eine Frage, die von zentraler Bedeutung 
für das Funktionieren einer Demokratie ist. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich würde mich freuen, wenn wir in den weiteren 
Beratungen zu möglichst weitgehenden Überein-
stimmungen kommen, und darf mich bedanken, daß 
Sie mir zu dieser fortgeschrittenen Freitagsstunde 
so lange zugehört haben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Esters. 

Esters (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Käme es allein auf den Willen dieses Hau-
ses an, so hätte ich keinen Zweifel, welchem der bei-
den Gesetzentwürfe der Vorzug gegeben würde. Ich 
bin nämlich davon überzeugt, daß viele Kolleginnen 
und Kollegen aus den Koalitionsfraktionen inner-
lich dem Entwurf meiner Fraktion zustimmen. Ich 
bin Ihnen übrigens dafür sehr dankbar, daß Sie den 
Regierungsentwurf für die Koalitionsfraktionen 
übernommen und eingebracht haben, um damit ei-
nen Beitrag zur notwendigen Beschleunigung des 
Gesetzgebungsverfahrens zu leisten. 

Ich möchte kurz den Weg nachzeichnen, der zu 
unserer heutigen Beratung geführt hat. Am 6. Juni 
1984 hat dieses Plenum auf Grund einer Beschluß-
empfehlung des Haushaltsausschusses und des 
Rechnungsprüfungsausschusses einstimmig be-
schlossen, daß die Bundesregierung alsbald den 
Entwurf für ein neues Bundesrechnungshofgesetz 
erarbeitet, welches der notwendigen Unterstützung 
des Deutschen Bundestages durch den Bundesrech-
nungshof so weit wie möglich Rechnung trägt. In 
der Begründung dazu heißt es, „daß in einer parla-
mentarischen Demokratie der Volksvertretung die 
Finanz- und Haushaltskontrolle gegenüber der Re-
gierung und der Exekutive zukommt". Um dieser 
einhelligen Auffassung von Anfang an Geltung zu 
verschaffen, haben Haushaltsausschuß und Rech-
nungsprüfungsausschuß bereits die Vorarbeiten 
des Bundesministers der Finanzen begleitet. Der 
BMF hat beiden Ausschüssen am 28. November 
1984 einen Sachstandsbericht erstattet, dem ein Re-
ferentenentwurf beigefügt war, der wiederum im 
wesentlichen dem nun vorliegenden Gesetzentwurf 
entspricht. Der Rechnungsprüfungsausschuß war 
einmütig der Auffassung, daß dieser Referentenent-
wurf in wichtigen Punkten nicht den Absichten des 
Deutschen Bundestages entspricht. 

In seiner Mitteilung an den Haushaltsausschuß 
heißt es, 

daß der Vorschlag des Bundesministers der Fi-
nanzen, wonach das Vorschlagsrecht für die 
Wahl des Präsidenten und des Vizepräsidenten 
der Bundesregierung zustehen soll, während 
der Bundestag nur die Möglichkeit der Zustim-
mung hätte, den Mitgliedern des Ausschusses 
nicht weitgehend genug erscheint und im übri-
gen auch nicht der Zielsetzung des Ausschus-
ses gerecht würde, den Bundesrechnungshof 
näher an das Parlament heranzuführen. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Statt dessen solle der Präsident des Rech-
nungshofes in geheimer Wahl analog der Rege-
lung für die Wahl des Wehrbeauftragten vom 
Bundestag gewählt und vom Bundestagspräsi-
denten ernannt werden. 

So weit das Zitat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Diesem Votum ist der Haushaltsausschuß am 
6. Februar 1985 mit den Stimmen aller Fraktionen 
beigetreten. Auf exakt dieser im Ausschuß unstritti-
gen Kernforderung baut der Gesetzentwurf meiner 
Fraktion auf. Er führt die Ziele der insoweit unvoll- 
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endeten Haushaltsrechtsreform von 1969 fort, in-
dem in ihm die besonderen Beziehungen bei der 
Finanzkontrolle und der Ausübung des Budget-
rechts dadurch unterstrichen werden, daß der Prä-
sident und der Vizepräsident künftig in weitgehen-
der Anlehnung an die Wahl des Wehrbeauftragten 
vom Deutschen Bundestag gewählt werden. 

Der Gesetzentwurf befindet sich damit nicht nur 
in Übereinstimmung mit einer sachverständigen 
Öffentlichkeit wie dem Bund der Steuerzahler, der 
sich davon eine größere Durchschlagskraft sowohl 
des Parlaments als auch des Bundesrechnungsho-
fes gegenüber der Bundesregierung und der Büro-
kratie verspricht. Übereinstimmung besteht auch 
mit den drängenden Mahnungen der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion — solange sie sich in der Oppo-
sition befand. Der heutige Parlamentarische Staats-
sekretär im Bundesministerium der Finanzen Dr. 
Häfele stellte 1982 als verantwortlicher finanzpoliti-
scher Sprecher seiner Fraktion dieselbe Forderung 
auf und begründete sie damit, daß ein bestimmen-
der Einfluß der Bundesregierung auf die Ernen-
nung von Präsident und Vizepräsident — ich zitiere 
— „mit der Stellung des Bundesrechnungshofes als 
Kontrollinstanz des Regierungshandelns nicht ver-
einbar" sei. 

(Sehr gut! bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: To wear several hats!) 

So weit Dr. Häfele. 

Ebenfalls in Übereinstimmung mit dem Bund der 
Steuerzahler und den seinerzeitigen Forderungen 
der CDU/CSU-Fraktion sieht der Gesetzentwurf 
meiner Fraktion vor, daß die Wahl mit einer Zwei-
drittelmehrheit der Mitglieder des Deutschen Bun-
destages erfolgt. Die Ernennung durch den Präsi-
denten des Deutschen Bundestages ist dann eine 
logische Folge. 

Diese qualifizierte Mehrheit ist nicht nur gebo-
ten, weil die vom Bundesrechnungshof zu unterstüt-
zende parlamentarische Finanzkontrolle der Regie-
rung eine Sache des ganzen Hauses ist. Vielmehr 
bedarf die künftig verstärkte Stellung von Präsi-
dent und Vizepräsident eines auf breitester Basis 
beruhenden Vertrauens, das zugleich eine ständige 
Gewähr für die Unabhängigkeit des Bundesrech-
nungshofes ist. Getragen von dieser Vertrauensba-
sis kann dann der Präsident des Bundesrechnungs-
hofes wiederum ohne eine irgendwie geartete Mit-
sprache oder Gegenzeichnung eines Mitglieds der 
Bundesregierung die Mitglieder des Bundesrech-
nungshofes und die übrigen Beamten ernennen. 

Der Gesetzentwurf der Koalition bleibt hinter 
diesen Vorschlägen entschieden zurück. Ich stehe 
nicht an zu erklären, daß ich es dem Bundesmini-
ster der Finanzen nicht übelnehme, wenn er aus 
seiner Sicht an einer vollständigen Unabhängigkeit 
des Bundesrechnungshofes von der Bundesregie-
rung und an einer vorrangigen Zuordnung dieser 
Kontrollbehörde zum Parlament nicht besonders 
interessiert ist. Es würde ein Übermaß an Selbst-
verleugnung erfordern, wenn der Bundesminister 
der Finanzen selbst einen den Vorschlägen meiner 

Fraktion entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen 
würde. 

(Gilges [SPD]: Vielleicht könnte der Fi

-

nanzminister auch einmal über seinen 
Schatten springen!) 

Es ist ureigenste Aufgabe des Deutschen Bundesta-
ges selbst, dafür zu sorgen, daß sein Budget- und 
Kontrollrecht gegenüber der Bundesregierung so 
wirkungsvoll wie möglich ausgestaltet wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte Sie an die Diskussion erinnern, die wir 
im September vergangenen Jahres über die Stel-
lung und Arbeit des Deutschen Bundestages und 
seiner Mitglieder geführt haben. Damals waren wir 
uns einig, daß, wie unser Kollege Dr. Barzel als 
Bundestagspräsident ausgeführt hat, es mit dem 
Selbstverständnis des Parlaments nicht vereinbar 
ist, daß die Bundesregierung und nicht wir selbst 
den Präsidenten des Bundesrechnungshofes aussu-
chen. Dieser gemeinsam bekräftigten Überzeugung 
widerspricht das bindende Vorschlagsrecht, das die 
Bundesregierung nach dem Gesetzentwurf der Ko-
alition für die Wahl des Bundesrechnungshofpräsi-
denten und -vizepräsidenten erhalten soll. 

Auch die Zusicherung, daß Präsident und Vize-
präsident im Konsens zwischen Bundesregierung, 
Bundestag und Bundesrat bestimmt werden sollen, 
kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß im Zwei-
felsfall die Bundesregierung durch das von ihr be-
anspruchte Vorschlagsrecht die Letztentscheidung 
behält. Insbesondere die Bereitschaft, bereits im 
Vorfeld der Entscheidungen das Benehmen mit 
dem Haushaltsausschuß des Bundestages herzu-
stellen, läuft leer, weil ein nur im Innenverhältnis 
vorbereitend tätiges Hilfsorgan — und dies sind die 
Ausschüsse — nicht für das Plenum des Deutschen 
Bundestages handeln kann. 

Ich glaube deshalb nicht, daß es der Würde des 
Deutschen Bundestages entspricht, sich bei seinen 
Entscheidungen nur im Rahmen dessen bewegen 
zu dürfen, was die Bundesregierung vorgibt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Klei

-

nert [Marburg] [GRÜNE]) 

Ich darf als Kronzeugen auch die Ad-hoc-Kom-
mission Parlamentsreform heranziehen, die auf 
Grund der Selbstverständnisdebatte von diesem 
Haus eingesetzt ist. Der Vorsitzende dieser Korn-
mission, Bundestagspräsident Dr. Jenninger, hat 
gegenüber dem Haushaltsausschuß — ich zitiere — 

mit  Befriedigung festgestellt, daß sich das Mei-
nungsbild in der Ad-hoc-Kommission mit dem 
des Rechnungsprüfungsausschusses deckt. 

Wer das Protokoll der 3. Sitzung der Ad-hoc-Kom-
mission liest, wird feststellen, daß auch die dort ver-
tretenen Kollegen der Koalitionsfraktionen sich 
eindeutig für die freie Wahl der Spitze des Bundes-
rechnungshofs durch den Deutschen Bundestag 
eingesetzt haben. 

Die Ad-hoc-Kommission hat ein übriges getan 
und sich in einem Gutachten bestätigen lassen, daß 
eine Beteiligung des Bundesrats an der Wahl recht- 
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lich nicht geboten ist. Sie ist im Gesetzentwurf mei-
ner Fraktion deshalb auch nicht vorgesehen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum jedenfalls 
bislang unstrittigen Teil beider Gesetzentwürfe sa-
gen. Sie sind Organisationsgesetzentwürfe, d. h. sie 
regeln — nach vorheriger Abstimmung mit dem 
Bundesrechnungshof — Aufbau, Zuständigkeit und 
Verfahrensabläufe, wobei ich nicht verschweigen 
will, daß die Mitglieder des Haushaltsausschusses 
schon in der Vergangenheit bei den Einzelplanbera-
tungen darauf nicht unwesentlich Einfluß genom-
men haben. 

Diese Organisationsgesetzentwürfe sollten des-
halb nicht mit zusätzlichen Bestimmungen befrach-
tet werden, die in anderen Gesetzen zu regeln sind, 
so wie z. B. die Stellung des Hauptprüfungsamts der 
Deutschen Bundesbahn in einer Novellierung des 
Bundesbahngesetzes ihren Niederschlag finden 
muß. 

Bei den bevorstehenden Beratungen beider Ge-
setzentwürfe in den Ausschüssen geht es nicht nur 
um eine möglichst effektive Ausgestaltung der par-
lamentarischen Finanzkontrolle durch Stärkung 
und veränderte Zuordnung des Bundesrechnungs-
hofs. Es geht auch um eine Nagelprobe für unser 
eigenes Selbstverständnis. 

Ich bitte deshalb die Kolleginnen und Kollegen 
aller Fraktionen des Hauses, eine Einigung zu su-
chen, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

und erkläre dazu die Bereitschaft meiner Fraktion. 
Wir würden uns und dem Bundesrechnungshof als 
einem unabhängigen Instrument der Finanzkon-
trolle einen guten Dienst erweisen, wenn wir in 
zweiter und dritter Lesung einstimmig ein gemein-
sames Gesetz beschließen könnten. Ich appelliere 
an die Kontrolleure: Vereinigt euch zum Wohl der 
parlamentarischen Kontrolle! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Esters, ich habe Ihnen sehr gern zugehört; denn 
Ihre Rede war genau wie die von Herrn Dr. Fried-
mann ein Zeichen dafür und ein Spiegelbild dessen, 
wie wir es im Haushaltsausschuß und im Rech-
nungsprüfungsausschuß mit der Thematik halten. 
Es ist immer eine sehr positive und erfreuliche Ar-
beitsweise. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Die Fraktionen dieses Hauses, meine Damen und 
Herren, und insbesondere die Mitglieder des Rech-
nungsprüfungsausschusses und des Haushaltsaus-
schusses fordern seit langem ein zeitgemäßes Rech-
nungshofgesetz, das den Bundesrechnungshof nä-
her an das Parlament heranführt. Dieser Wunsch 
resultiert aus der Einsicht, daß wir als Parlamenta-
rier die Kompetenz und die Zuarbeit des Rech-

nungshofes brauchen, um unserer Pflicht und Auf-
gabe, eine effiziente Finanzkontrolle durchzufüh-
ren, gerecht werden zu können. 

In der Wahl des Präsidenten durch den Deut-
schen Bundestag, die alle Fraktionen auch seit lan-
gem fordern, sehen wir in Abkehr von der bisheri-
gen Praxis ein positives Signal. Der Deutsche Bun-
destag hatte bei der Entlastung der Bundesregie-
rung für das Haushaltsjahr 1981 seine Erwartung 
zum Ausdruck gebracht — das ist noch einmal in 
Erinnerung zu rufen —, daß die Bundesregierung 
alsbald einen Entwurf für ein Bundesrechnungshof-
gesetz vorlegt. 

Der uns nun heute vorliegende Gesetzentwurf, 
den die Bundesregierung erarbeitet hat und der von 
den Koalitionsfraktionen übernommen worden ist, 
trägt dem Auftrag des Haushaltsausschusses und 
des Deutschen Bundestages in Teilen Rechnung. 
Ich verhehle aber nicht, daß z. B. der Wahlvorgang 
so, wie er im Gesetz jetzt vorgesehen ist, für mich 
nicht befriedigend ist. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Zwar konnten wir bereits in den Vorgesprächen 
eine Verbesserung dahingehend erreichen, daß der 
Präsident bzw. der Vizepräsident auf Vorschlag der 
Bundesregierung und im Benehmen mit dem Haus-
haltsausschuß, wie in der Begründung ausgeführt, 
mit einfacher Mehrheit gewählt werden soll. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das war Ihr 
Verdienst!) 

Auch mache ich der Bundesregierung für diesen 
Vorschlag — genau wie der Kollege Esters — gar 
keinen Vorwurf, denn es ist für mich selbstver-
ständlich, daß eine Regierung versucht, ihre Inter-
essen soweit wie möglich zu wahren. Aber, meine 
Damen und Herren, meine lieben Kollegen, das 
muß auch für das Parlament gelten. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Um es zu wiederholen: Nach Ansicht der im 
Haushaltsausschuß vertretenen Fraktionen soll es 
das Ziel eines Gesetzentwurfs über den Bundes-
rechnungshof sein, den Rechnungshof enger an das 
Parlament heranzuführen und ihm so eine stärkere 
Unabhängigkeit gegenüber der zu kontrollierenden 
Exekutive zu geben. Deshalb streben wir eine ein-
deutige geregelte Beteiligung des Parlaments bei 
der Nominierung der Kandidaten für das Präsiden-
tenamt und für das Vizepräsidentenamt an. Ich 
glaube, wir sollten jeden Eindruck vermeiden und 
peinlichst darauf bedacht sein zu verhindern, daß 
sich der Kontrollierte, d. h. in diesem Fall die Regie-
rung, den Kontrolleur, repräsentiert durch den Prä-
sidenten und den Vizepräsidenten des Bundesrech-
nungshofes, selbst aussucht. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, vor wenigen Monaten 
hat dieses Haus in der Debatte über das Selbstver-
ständnis des Deutschen Bundestages eine Stärkung 
der gesetzgebenden Körperschaft gefordert. Sie, 
Herr Dr. Barzel, haben damals unter dem Beifall 
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des ganzen Hauses ausgeführt: Wir nehmen immer 
noch hin, daß der Präsident des Bundesrechnungs-
hofes nicht von uns, sondern von der Bundesregie-
rung ausgesucht wird. — Wenn wir die Forderung 
nach einer Stärkung des Selbstverständnisses des 
Parlamentes ernst meinen, kann der Lösungsvor-
schlag der Regierung nicht das letzte Wort sein. 

Ein Teil der Anregungen meiner Fraktion findet 
sich in dem vorgelegten Gesetzentwurf der Bundes-
regierung wieder, andere wichtige Forderungen 
sind nicht erfüllt worden — wir werden bei der 
Beratung in den zuständigen Ausschüssen darauf 
zurückkommen —, wobei beide Gesetzentwürfe, so-
wohl der Gesetzentwurf der Bundesregierung als 
auch der Gesetzentwurf der SPD, hilfreiche Bera-
tungsunterlagen sein werden. Beide Gesetzent-
würfe enthalten in einigen Fällen Regelungen, die 
für mein Dafürhalten noch verbessert werden kön-
nen. Lassen Sie mich dies an einigen wenigen Bei-
spielen deutlich machen. Ich nenne beispielsweise 
das Quorum. Im Entwurf der SPD ist ein Quorum 
von zwei Dritteln vorgesehen. Das ist nach meinem 
Dafürhalten zu hoch, während die in dem von der 
Bundesregierung erarbeiteten Gesetzentwurf vor-
gesehene einfache Mehrheit für mich nicht ausrei-
chend sein wird. Ich glaube, wir sollten versuchen, 
uns darauf zu verständigen, zur Kanzlermehrheit 
zu kommen. 

Weiterhin halte ich die im Regierungsentwurf 
vorgesehene Mitwirkung des Bundesrats nicht für 
zwingend. Das Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes hat erwiesen: Bei Verfassungsjuristen ist 
es unstreitig, daß hier ausschließlich der Deutsche 
Bundestag gefragt ist. 

So gibt es noch eine Reihe von Änderungswün-
schen, die wir in den nächsten Wochen im Haus-
haltsausschuß und im Rechnungsprüfungsaus-
schuß in der dort üblichen guten Zusammenarbeit 
aller Fraktionen ansprechen und regeln sollten. 
Wenn es mit der Forderung bezüglich des Selbst-
verständnisses des Deutschen Bundestags allen 
ernst gemeint war, so kann ich mir vorstellen, Herr 
Esters, daß wir hier tatsächlich zu einer gemeinsa-
men Lösung kommen können. 

Meine Kollegen von der SPD, ein wenig verwun-
dert hat mich, daß Sie uns unterstellten, wir wollten 
den Gesetzentwurf verschleppen. Das wollen wir 
natürlich nicht. Wir wollen tatsächlich einen Ge-
setzentwurf so zeitig haben, daß wir die anstehende 
Wahl des Präsidenten des Bundesrechnungshofs im 
September nach dem neuen Gesetz durchführen 
können. 

Ich möchte noch kurz einen Gedanken anspre-
chen, der in der öffentlichen Diskussion immer wie-
der eine Rolle spielt und der auch vom Bund der 
Steuerzahler immer wieder in die Debatte einge-
führt wird, nämlich den Gedanken, einen öffentli-
chen Ankläger zu installieren und einen gesonder-
ten Tatbestand der Amtsuntreue im Strafgesetz-
buch zu schaffen, um die Verschwendung öffentli-
cher Gelder besser in den Griff zu bekommen. Dies 
ist aber, so populär das natürlich auf den ersten 
Blick sein mag, nach meiner Auffassung der falsche 
Weg. Die vorhandenen rechtlichen Bestimmungen  

sowohl im Strafrecht als auch im Disziplinarrecht 
reichen aus. 

Mit einer Stärkung des Rechnungshofs und einer 
Beschleunigung der Prüfung, auf die wir weiterhin 
drängen werden — diesbezüglich sind wir auch be-
reits ein gutes Stück vorangekommen —, können 
wir auf diesem Gebiet mehr erreichen als durch 
zusätzliche Behörden und zusätzliche Straftatbe-
stände im Gesetz. 

Meine Damen und Herren, alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestags — ich glaube, das kann man 
auch für die Fraktion der GRÜNEN sagen — wollen 
einen effizienten, modernen, personell erstklassig 
besetzten, unabhängigen Rechnungshof. Wir erwar-
ten aber auch, daß der Bundesrechnungshof — und 
dieses sage ich mit allem Respekt, aber sehr deut-
lich — bei seiner Prüfungstätigkeit jeden Zweifel 
an seiner Neutralität vermeidet. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Der Bundesrechnungshof ist weder das Instru-
ment der Regierung noch ist er das Instrument der 
Opposition. Er soll ein unabhängiger und starker 
Partner des Parlaments sein. Dieses zu erreichen 
wird Ziel unserer Arbeit in den Ausschüssen sein. 
Die Verabschiedung eines Gesetzes über den Bun-
desrechnungshof wird, meine Damen und Herren, 
auch ein Gradmesser für das Selbstverständnis die-
ses Hauses sein. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifal bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Kleinert (Marburg). 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Soviel Einigkeit wie in 
dieser Debatte findet sich in diesem Hause ausge-
sprochen selten. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das stimmt!) 

In der Tat: Auch ich sehe eine Reihe von Gemein-
samkeiten in dem, was die Vorredner hier mit ihren 
Bemerkungen zum Ausdruck gebracht haben. 

(Zuruf des Abg. Horacek [GRÜNE]) 

Wenn Herr Friedmann festgestellt hat, daß es 
beim Rechnungshof um eine Institution geht, die 
für eine funktionierende Demokratie von grund-
sätzlicher Bedeutung ist, dann muß ich ihm aus-
drücklich zustimmen. Ich will das jetzt zum Anlaß 
nehmen, ein paar grundsätzliche Bemerkungen 
zum Thema Rechnungshof zu machen. 

Die Überprüfung der wirtschaftlichen Handlun-
gen der Exekutive ist derart zeitaufwendig und der-
art kompliziert, daß die Parlamentarier eine solche 
Überprüfung nicht ohne die Hilfe einer zusätzli-
chen Prüfungsbehörde leisten können. Das gilt 
ganz besonders in einer Zeit, in der Verwaltungs-
vorgänge oft nur unter Zuhilfenahme von fachwis-
senschaftlichen Erkenntnissen überhaupt noch 
durchschaubar sind. Wie sollte beispielsweise das 
Parlament die Kostensteigerungen beim Großklini-
kum in Aachen, den verordneten Schrumpfkurs für 
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die Bundesbahn oder etwa die Wirtschaftlichkeit 
der Verkabelungspolitik beurteilen, wenn nicht mit 
der Hilfe der Arbeitskapazität und des Fachwissens 
der Rechnungshöfe? Herr Kollege Friedmann, Sie 
kennen sich ja besonders gut aus, was die Wirt-
schaftlichkeit der Verkabelungspolitik betrifft. 

Leider aber — das muß ich in diesem Zusammen-
hang in dieser Debatte der großen Übereinstim-
mung auch feststellen — werden diese Möglichkei-
ten nicht oder mitunter jedenfalls nur mangelhaft 
genutzt, weil sich dieses Parlament bislang teil-
weise selber die Hände gebunden hat und weil das 
dazu führt, daß die Bedeutung des Bundesrech-
nungshofes in der politischen Praxis nicht dem ent-
spricht, was der Bundesrechnungshof in der politi-
schen Theorie an Bedeutung eigentlich haben soll-
te. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Es ist leider 
so!) 

Ich sehe dafür drei Gründe. Der Bundesrech-
nungshof prüft in aller Regel Vorgänge, die admi-
nistrativ und politisch schon abgeschlossen sind, 
d. h. wo das Kind schon in den Brunnen gefallen ist. 
Der Rechnungsprüfungsausschuß des Parlaments 
behandelt diese Vorgänge meistens erst einige 
Jahre später, wenn sie die politische Öffentlichkeit 
nicht mehr interessieren und die Verantwortlichen, 
wie das oft der Fall ist, längst die Treppe hochgefal-
len sind oder sich im Ruhestand befinden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der zweite Punkt. Die Regierungsentscheidun -
gen werden in aller Regel von der Parlamentsmehr-
heit auch dann abgesegnet, wenn sie unter Wirt -
schaftlichkeitsgesichtspunkten nicht verantwortbar 
sind. Dafür gibt es eine Reihe von Beispielen. Ich 
will den Schnellen Brüter in Kalkar und den Rhein-
Main-Donau-Kanal anführen. Es gibt auch noch an-
dere Projekte. In der Regel ist es leider so, daß die 
Fraktionsdisziplin von oben nach unten, von Regie-
rung und Fraktionsspitze auf die einzelnen Abge-
ordneten fast immer stärker ist als die wirtschaftli-
che Vernunft. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist doch 
Käse!) 

— Das ist kein Käse. Schauen Sie sich doch einmal 
die Erfahrungen an. Auch das ist ein Grund dafür, 
weshalb der Rechnungshof nicht die Rolle spielt, 
die er eigentlich spielen könnte. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das Chaos von 
euch übernehmen wir jedenfalls nicht! Das 

ist völlig klar!) 

— Ach, Herr Bötsch, wir haben Freitagmittag; er-
sparen Sie mir doch jetzt noch eine Polemik Ihnen 
gegenüber anzubringen. Ich wollte jetzt zum Ende 
kommen. 

Ich will auch dafür ein Beispiel nennen. Die ver-
schiedenen Vorstöße des Kollegen Dr. Friedmann 
z. B. in Sachen Breitbandverkabelung, die ich aus-
gesprochen sympathisch finde, haben zwar dazu ge-
führt, daß die Verkabelungsprogramme des Postmi-
nisters vom Rechnungshof unter die Lupe genom-
men worden sind, und diese Vorstöße haben zu  

einem Prüfungsbericht geführt, der sehr eindring-
lich klargemacht hat, welch maßlose Verschwen-
dung von Steuergeldern mit der Verkabelung ge-
trieben wird. Aber was ist die politische Konse-
quenz daraus gewesen? Die politische Konsequenz 
ist bis zum heutigen Tag die, daß der Herr Schwarz

-

Schilling immer noch in Amt und Würden sitzt, daß 
die Bundesrepublik weiter verkabelt wird und daß 
in manchen Gegenden inzwischen zwangsverkabelt 
wird. Man muß schon sagen: Die politische Konse-
quenz daraus wird nicht gezogen. 

Ein dritter Punkt der Kritik muß dort ansetzen, 
wo die Opposition in der Regel keine Möglichkeit 
hat, einen Prüfungsauftrag an den Rechnungshof 
zu vergeben. Das führt zu einer Benachteiligung 
der Opposition gegenüber einer sowieso schon 
übermächtigen Verwaltung. Auch das ist ein Pro-
blem des Rechnungshofswesens. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Nun liegen hier zwei Gesetzentwürfe vor, die eine 
Reform der Organisation des Rechnungshofes be-
treffen. Die grundsätzliche Intention der Entwürfe, 
die auf eine Stärkung der Kompetenzen des Parla-
ments im Verfahren der Rechnungsprüfung hinaus-
laufen, begrüßen wir. Das gilt besonders für den 
SPD-Entwurf, der den Präsidenten und den Vize-
präsidenten von einer Zweidrittelmehrheit des 
Bundestages gewählt sehen will und das Vor-
schlagsrecht bei den Fraktionen und nicht bei der 
Bundesregierung ansiedelt, wie das die Regierungs-
fraktionen wollen. Hier muß ich ausdrücklich dem 
Kollegen Esters zustimmen. 

Meines Erachtens müßte jedoch eine Reihe von 
weiteren Punkten berücksichtigt werden, wenn der 
Rechnungshof tatsächlich zu einem effektiven Kon-
trollinstrument werden soll. So sollte jede Fraktion 
des Bundestages künftig das Recht haben, Prü-
fungsaufträge an den Rechnungshof zu vergeben. 
Um Überlastungen zu vermeiden, könnte man die 
Zahl der jährlichen Aufträge kontingentieren. Der 
Rechnungshof sollte viel stärker als bisher auch 
schon zur Prüfung laufender Projekte und nicht 
nur zur Prüfung von schon abgeschlossenen Projek-
ten eingesetzt werden, 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. 
Frau Seiler-Albring [FDP]) 

und er sollte schließlich nicht nur die finanziellen 
Auswirkungen von schon getätigten Investitionen, 
sondern auch die finanziellen Auswirkungen von 
unterlassenen Investitionen untersuchen. 

(Beifall des Abg. Horacek [GRÜNE]) 

Er sollte beispielsweise untersuchen, welche zusätz-
lichen Belastungen für künftige Bundeshaushalte 
auch dadurch entstehen können, daß heute drin-
gend notwendige Investitionen, z. B. zur Bekämp-
fung des Waldsterbens oder zur Sanierung der Bun-
desbahn, unterlassen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 
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Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Schließlich sind wir 
der Auffassung, daß die Prüfungsberichte des 
Rechnungshofes im Grundsatz der Öffentlichkeit 
zugänglich sein sollten. 

Meine Damen und Herren, der Rechnungshof ist 
ein wichtiges Instrument für eine funktionierende 
demokratische Kontrolle. Deshalb ist es auch nur 
folgerichtig, wenn er stärker in die Nähe des Parla-
ments und der Fraktionen gerückt wird. Der da-
durch mögliche Gewinn an effektiver Kontrollmög-
lichkeit gegenüber der Regierung muß verbunden 
werden mit einer größeren Transparenz und mit 
stärkeren Möglichkeiten der Einflußnahme für die 
einzelnen Fraktionen. Eine Reform, die in diese 
Richtung geht, wird unsere Zustimmung finden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen, Herrn Dr. Voss, das Wort. 

Dr. Voss, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein 
neues Gesetz über den Bundesrechnungshof ist 
überfällig. Hierin besteht Einigkeit; denn es ist lei-
der in mehr als zehn Jahren nicht gelungen, ver-
säumt worden — auf die Gründe will ich hier nicht 
eingehen —, die veralteten und zum Teil durch Zeit-
ablauf überholten Vorschriften über den Bundes-
rechnungshof zu überarbeiten und damit den For-
derungen einer modernen Finanzkontrolle gerecht 
zu werden. 

Diesem Zustand vermag, Herr Kollege Esters, lei-
der der vorliegende Gesetzentwurf Ihrer Fraktion 
nicht ganz gerecht zu werden; er vermag ihn nicht 
zu beheben. Der Koalitionsentwurf unterscheidet 
sich doch in drei wesentlichen Punkten von Ihrem 
Entwurf. Ich will diese Punkte, obwohl sie bereits 
angedeutet worden sind, noch einmal kurz auffüh-
ren. 

Erstens sieht der Koalitionsentwurf vor, daß Prä-
sident und Vizepräsident auf Vorschlag der Bun-
desregierung von Bundestag und Bundesrat ge-
wählt werden. Der SPD-Entwurf sieht dagegen eine 
Wahl alleine durch den Bundestag mit Zweidrittel-
mehrheit und das Vorschlagsrecht der Fraktionen 
oder einer bestimmten Anzahl von Abgeordneten 
vor. Der Bundesrat hat aber — Herr Kollege Fried-
mann, Sie haben darauf bereits hingewiesen — im 
Oktober vorigen Jahres mit einem einstimmigen 
Beschluß vorsorglich darauf hingewiesen, daß er 
bei einer Änderung des Bestellungsverfahrens im 
Verhältnis zum Bundestag gleichgewichtig mitwir-
ken wolle. Der Finanzausschuß des Bundesrates 
hat dies mit einer entsprechenden Beschlußemp-
fehlung für die heutige Bundesratssitzung, in der 
der Regierungsentwurf zum Rechnungshofgesetz 
im ersten Durchgang beraten wird, noch einmal 
ausdrücklich bekräftigt. Wir haben dieser Forde-
rung, die wir für zutreffend halten, Rechnung getra-
gen. 

Der SPD-Entwurf will weder dem Bundesrat 
noch der Bundesregierung eine Beteiligung am Be-
stellungsverfahren einräumen. Aber nach Meinung 
der Bundesregierung obliegt ihr das Vorschlags-
recht, weil der Bundesrechnungshof sowohl der 
Exekutive als auch der Legislative zu dienen hat. 
Deshalb ist ein einvernehmliches Zusammenwir-
ken aller beteiligten Verfassungsorgane bei der Be-
stellung der Leitung des Bundesrechnungshofes er-
forderlich. Bevor die Bundesregierung ihren Perso-
nalvorschlag beschließt und ihn dem Parlament zu-
leitet, wird sie sich zur Vorabklärung mit dem 
Haushaltsausschuß des Bundestages und, Herr Kol-
lege Esters, auch mit dem Finanzausschuß des Bun-
desrates ins Benehmen setzen. Dies sieht ein ent-
sprechender Kabinettsbeschluß ausdrücklich vor. 

Auf diese Weise soll sichergestellt werden und 
wird nach meiner Auffassung auch sichergestellt, 
daß der Vorschlag eine Mehrheit im Parlament — 
sowohl im Bundestag als auch im Bundesrat — fin-
den wird. Die Ernennung erfolgt nach dem Koali-
tionsentwurf durch den Bundespräsidenten, im Ge-
gensatz zu Ihrem Entwurf, Herr Kollege Esters, in 
dem die Ernennungskompetenz dem Bundestags-
präsidenten eingeräumt wird. Der SPD-Entwurf 
setzt auch in diesem Punkt nach unserer Auffas-
sung die Fehlbeurteilung der Stellung des Bundes-
rechnungshofes, und zwar konsequent, fort. Die Be-
teiligung der gesetzgebenden Körperschaften an 
der Bestellung des Präsidenten und des Vizepräsi-
denten verändert nämlich nicht deren Rechtsstel-
lung als Beamte. Die Befugnis zur Ernennung von 
Beamten obliegt nach unserem Grundgesetz, näm-
lich Art. 60, aber alleine dem Bundespräsidenten. 

Lassen Sie mich eine zweite Bemerkung machen 
und hier darauf hinweisen, daß der Koalitionsent-
wurf die Bedeutung herausstellt, die der Unterstüt-
zung des Bundestages, des Bundesrates und der 
Bundesregierung durch den Bundesrechnungshof 
bei anstehenden Entscheidungen zukommt. Es war 
ja ein besonderes Anliegen der Kollegen im Haus-
haltsausschuß — das ist hier bereits angeklun-
gen —, mehr Unterstützung durch den Bundesrech-
nungshof insbesondere bei zukunftsorientierten, fi-
nanzwirksamen Maßnahmen zu erfahren. Der Bun-
desrechnungshof sollte in die Lage versetzt werden, 
möglichst gegenwartsnah zu prüfen, um dazu beizu-
tragen, Fehlentscheidungen und finanzielle Nach-
teile zu vermeiden. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Deshalb soll der Bundesrechnungshof für be-
stimmte Maßnahmen besondere übergreifende Ar-
beits- und Entscheidungsgremien bilden können. 

Der SPD-Entwurf enthält dagegen eine Regelung, 
nach der Beratungs- und Prüfungsersuchen des 
Bundestages vom Bundesrechnungshof vorrangig 
berücksichtigt werden. 

(Gilges [SPD]: Ja!) 

Er verkennt leider auch in diesem Punkt die Verfas-
sungslage, wie sie sich aus Art. 114 unseres Grund-
gesetzes ergibt, meine Damen und Herren, wenn 
Sie hier zu einer sachgerechten Auslegung kom-
men. Der Koalitionsentwurf sieht ferner eine ver- 
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stärkte Mitwirkung des Bundesrechnungshofes bei 
der Auswahl des Personals. für die Vorprüfungsstel-
len vor. Hiermit wird den Problemen Rechnung ge-
tragen, die sich beim gegenwärtigen System der 
Vorprüfung ergeben haben. 

Die Regelung im SPD-Entwurf, die als Leiter ei-
ner Vorprüfungsstelle auch einen Beamten des 
Bundesrechnungshofs als möglich vorsieht, ist da-
gegen abzulehnen, weil dieser Vorschlag zahlreiche 
dienst- und organisationsrechtliche Zweifelsfragen 
in sich birgt. Ohne formale Unterstellung unter den 
Behördenvorsteher wäre es einem Leiter einer sol-
chen Vorprüfungsstelle rechtlich beispielsweise un-
möglich, dienstliche Weisungen, die über das fachli-
che Weisungsrecht des Bundesrechnungshofs hin-
ausgehen, dem Prüfungsbeamten zu erteilen. 

Bei zahlreichen anderen Änderungen stimmen 
die Gesetzentwürfe, wie ich sehr begrüße, überein. 
Hier ist erstens die Einführung einer Amtszeit von 
zwölf Jahren für den Präsidenten und den Vizeprä-
sidenten des Bundesrechnungshofes zu erwähnen. 
Damit und durch den Ausschluß einer Wiederwahl 
soll die besondere Stellung des Bundesrechnungs-
hofes und seiner Leitung herausstellt und deren 
Unabhängigkeit gestärkt werden. 

Zweitens. Die Regelung, daß entweder Präsident 
oder der Vizepräsident die Befähigung zum Rich-
teramt haben müssen, ist herauszuheben, denn da-
mit soll die Berufung auch solcher Personen ermög-
licht werden, die sich in anderen Bereichen als der 
Verwaltung eine besondere Qualifikation erworben 
haben und sich daher für diese Position qualifiziert 
haben. Hier ist also eindeutig, wie Sie bereits ausge-
führt haben, Herr Kollege Friedmann, eine Durch-
brechung des bisher zwar nicht im Gesetz, aber in 
praxi geltenden Juristenmonopols erfolgt. 

Drittens. Die Herabsetzung der Altersgrenzen für 
alle Mitglieder des Bundesrechnungshofes auf die 
geltende Beamtenregelung ist zu erwähnen. Dabei 
möchte ich betonen, daß dies kein Präjudiz für eine 
künftige Regelung für die Richter der obersten 
Bundesgerichte sein soll und sein kann, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Warum 
nicht?) 

weil für die Mitglieder des Bundesrechnungshofes 
grundsätzlich das Beamtenrecht gilt und die Alters-
grenze, Herr Kollege Friedmann, keine Frage der 
richterlichen Unabhängigkeit ist. 

Die Bundesregierung begrüßt, meine Damen und 
Herren, daß der vorliegende, von Abgeordneten der 
Koalitionsfraktionen eingebrachte Entwurf, der mit 
dem Regierungsentwurf, wie gesagt, identisch ist, 
das Gesetzgebungsverfahren beschleunigt. Das ist 
auch das Ziel, das Sie, Herr Kollege Esters, hier dar-
gelegt haben, wobei ich hier privat sagen darf, daß 
ich Ihnen besonders dankbar bin, daß Sie der Bun-
desregierung nicht die Aufgabe auferlegen, ein 
Übermaß an Selbstverleugnung an den Tag zu le-
gen. 

Die Bundesregierung strebt an und ist sicher, daß 
die im Herbst dieses Jahres anstehende Neubestel-
lung des Präsidenten des Bundesrechnungshofes  

bereits nach dem neuen Recht vorgenommen wer-
den kann. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie des Abgeordneten Esters [SPD] und 
des Abgeordneten Mann [GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Gesetzentwürfe 
auf den Drucksachen 10/2929 und 10/3204 an den 
Haushaltsausschuß zur federführenden Beratung 
und an den Innenausschuß zur Mitberatung zu 
überweisen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? 
— Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. *) 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über den 
Widerruf von Haustürgeschäften und ähnli-
chen Geschäften 
— Drucksache 10/2876 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsauschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Sauter 
(Ichenhausen). 

(Mann [GRÜNE]: Die Bayern sind wieder 
mal vorn! — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Wie 

immer!) 

Sauter (Ichenhausen) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Mann, ich freue mich darüber, daß Sie nach 
kurzer Zugehörigkeit zum Parlament so schnell er-
kannt haben, daß die Bayern immer vorne sind; das 
bestätigt sich auch heute wieder. Ich darf dazusa-
gen, Frau Kollegin, daß in Bayern natürlich wie-
derum die CSU vorne ist. 

Der Deutsche Bundestag befaßt sich heute zum 
zweiten Male in dieser Legislaturperiode in erster 
Lesung mit einem Gesetzentwurf, der dem Schutz 
des Verbrauchers dienen soll. Bereits im November 
1983 hat die SPD-Fraktion in bekannter und erfolg-
loser Schnellschußmanier den Entwurf eines Geset-
zes über den Widerruf von Haustürgeschäften ein-
gebracht. Dieser Gesetzentwurf konnte inhaltlich 
nicht befriedigen, da er erkennbar zu weit geht und 
an den wirklichen Problemen vorbei formuliert ist. 
Er wurde nicht akzeptiert und konnte somit keine 
Grundlage für ernsthafte Beratungen darstellen. 

*) Weitere Überweisung Seite 10148 
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Nunmehr haben die Länder einstimmig — ich 
möchte dies besonders betonen — über den Bun-
desrat auf Initiative des Freistaates Bayern — Sie 
sehen, Herr Mann, wiederum war der Freistaat 
Bayern vorne — eine besser vorbereitete und bes-
ser durchdachte Gesetzesinitiative mit dem 
gleichen Ziel vorgelegt. Dieser Bundesrats-Entwurf 
ist Gegenstand der heutigen Debatte. 

Die Verabschiedung einer EG-Richtlinie für 
Haustürgeschäfte erscheint nach dieser Gesetzesin-
itiative nicht mehr dringend erforderlich. Dabei 
muß auch darauf hingewiesen werden, daß dies al-
les sowieso nur sehr schleppend vorangeht. Falls es 
in Zukunft doch noch zu einer Richtlinie kommen 
sollte, sind wir der Ansicht, daß sich diese Richtlinie 
an unseren Vorstellungen 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

— beim Auto war es genauso —, also an dem zu ver-
abschiedenden Gesetz zu orientieren hat. 

Mit dem neuen Gesetz soll dem Kunden im we-
sentlichen ein auf eine Woche befristetes Wider-
rufsrecht eingeräumt werden, wenn er durch unse-
riöse Gewerbetreibende an der Haustüre zum Ab-
schluß von Kaufverträgen überrumpelt oder in an-
derer Weise unseriös beeinflußt worden ist. Über 
Einzelheiten des Gesetzes — davon gehe ich aus — 
werden wir uns im Rechtsausschuß sicher noch ein-
gehend unterhalten. 

Ich möchte mich hier auf einige grundsätzliche 
Bemerkungen beschränken. 

Erstens. Der Entwurf will das berechtigte Anlie-
gen der Verbraucher nach einem besseren Schutz 
bei Haustürgeschäften verwirklichen. Diese Not-
wendigkeit ist durch wissenschaftliche Untersu-
chungen auf der einen Seite und durch Erfahrun-
gen aus der Praxis auf der anderen Seite bestätigt 
worden. Wir alle wissen, daß bei Vertragsverhand-
lungen an der Haustür, auf der Straße, am Arbeits-
platz, bei sogenannten Kaffeefahrten oder bei ähn-
lichen Gelegenheiten die Möglichkeit besteht, sich 
besonders eingehend mit den Kunden zu befassen. 
Der Kunde wird in seiner Entscheidung zweifels-
ohne stärker beeinflußt, wenn er von psychologisch 
besonders geschulten Verkaufsexperten innerhalb 
und außerhalb seiner Wohnung zu einem Zeitpunkt 
auf einen Kaufabschluß angesprochen wird, zu dem 
er damit nicht rechnet und zu dem er auch nicht 
darauf eingestellt ist. Es fehlt dann meistens an der 
für Ladengeschäfte typischen Umkehrmöglichkeit. 
Der Kunde wird angehalten, sich sofort zu entschei-
den. Unseriöse Gewerbetreibende nutzen diese 
Lage vielfach in mißbräuchlicher Weise zur Über-
rumpelung oder zur anderweitigen unlauteren Be-
einflussung aus. Bei Werbeveranstaltungen wird 
die Freude über neue menschliche Kontakte, über 
eine Unterbrechung des Alltags oder über einen 
bunten Nachmittag ausgenutzt, um für die Einflü-
sterungen eines besonders geschickten Kundenbe-
raters empfänglich zu werden. 

In diesen Fällen, in denen der Kunde in seiner 
rechtsgeschäftlichen Entscheidungsfreiheit über-
fordert ist oder sich wegen Beweisnot nicht von 
rechtswidrig herbeigeführten Vertragsabschlüssen  

lösen kann, soll ihm die Möglichkeit eingeräumt 
werden, binnen Wochenfrist seine Vertragserklä-
rung zu widerrufen. 

Warum, so werden manche fragen, sollte in die-
sen Fällen der Gesetzgeber den Verbraucher ei-
gentlich besser schützen? Kann es nicht dem mün-
digen Bürger überlassen bleiben, selbst für seine 
Interessen zu sorgen und vielleicht aus Schaden 
klug zu werden? Ich glaube, diese Frage beantwor-
tet sich von selbst, wenn der Personenkreis ins 
Auge gefaßt wird, der hier geschützt werden soll. 
Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren Kol-
legen, die Sie im Moment nur noch spärlich vertre-
ten sind — aber man redet immer an die Fal-
schen — — 

(Kleinert  [Hannover] [FDP]: Wir sind nicht 
spärlich vertreten!) 

— Die Kollegen sind nicht spärlich vertreten, Herr 
Kollege Kleinert, natürlich, nachdem Sie zwischen-
zeitlich auch da sind. Aber die Kollegen, die nicht 
da sind, sind spärlich. 

(Heiterkeit — Dr. Emmerlich [SPD]: Gar 
nicht! Sie sind nur abwesend!) 

Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren Kol-
legen, lassen sich an der Haustür sicher keine Heiz-
geräte andrehen, Daunendecken oder Gesundheits-
elixiere, ja, ganze Aussteuern oder ähnliches. Sie 
lassen sich nicht teure Rheumadecken zu überhöh-
ten Preisen aufdrängen, weil Ihre alten Decken an-
geblich gesundheitsschädlich sind. Sie, meine Da-
men und Herren, erwerben nicht Badesalze in Men-
gen, für die Sie keinen Bedarf haben, bzw. in sol-
chen Mengen, mit denen Sie die Kolleginnen und 
Kollegen des Deutschen Bundestages über Jahre 
hinweg versorgen könnten, 

(Horacek [GRÜNE]: Wir wollen die auch 
nicht einseifen!) 

oder Haushaltsgeräte, die den verlangten Preis 
nicht wert sind. Sie nehmen auch nicht an zweifel-
haften Werbeveranstaltungen teil. Zumindest gilt 
dies für die Kollegen von vier Parteien in diesem 
Hause. Bei der fünften Partei weiß ich es nicht. 
Allenfalls, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, hat der eine oder andere Kollege in der Vergan-
genheit vielleicht einmal nach gewissem Drängen 
bzw. gutem Zureden seine Zustimmung zu einem 
Gesetz gegeben, wo er sich kurze Zeit später ein 
Widerrufsrecht gewünscht hätte. Mit dem neuen 
Gesetz wird in einem solchen Fall allerdings nicht 
geholfen werden können. 

Geschützt werden muß natürlich ein anderer Per-
sonenkreis. Leidtragende unseriöser Werbeveran-
staltungen und Haustürgeschäfte sind ganz beson-
ders ältere Menschen, Menschen, die immer wieder 
den Verführungskünsten geschickter Verkaufs-
agenten erliegen, Rentner, die finanzielle Verluste 
nicht mit Leichtigkeit verschmerzen können. Leid-
tragende sind auch Bürger, die geschäftlich weniger 
gewandt sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Grundanliegen des vorliegenden Gesetzentwurfes 
ist, zu verhindern, daß der Bürger durch unlautere 
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Einflußnahme auf seine Entscheidungsfreiheit un-
mündig gemacht wird. Diesem Anliegen haben vor 
der Bundestagswahl die Vorsitzenden der Parteien 
CDU, CSU, SPD und FDP mehrfach in Erklärungen 
Rechnung getragen. 

Lassen Sie mich noch auf einen weiteren Ge-
sichtspunkt hinweisen, der mir persönlich am Her-
zen liegt. Der Gesetzentwurf richtet sich gegen un-
seriöse Geschäftemacher. Er richtet sich nicht — 
das stellt die Gesetzesbegründung ausdrücklich 
klar — gegen den Direktvertrieb insgesamt. Der 
Direktvertrieb erfüllt eine volkswirtschaftlich be-
deutsame Funktion. Nicht alle Vertreter sind Bau-
ernfänger, ganz im Gegenteil. Die meisten Direkt

-

vertriebsfirmen sind seriös und wollen zufriedene 
Dauerkunden haben. Auch Werbeverkaufsveran-
staltungen darf man nicht pauschal verdammen. 

Es geht ausschließlich um die schwarzen Schafe, 
die es darauf anlegen, gutgläubigen Menschen mit 
allen Tricks der modernen Verkaufspsychologie das 
Geld aus der Tasche zu ziehen. Diesen Herrschaf-
ten muß endlich das Handwerk gelegt werden. Sie 
sollen den Kunden das einräumen müssen, was bei 
seriösen Firmen fast schon selbstverständlich ist, 
nämlich eine Woche Bedenkzeit nach Abschluß des 
Geschäfts. 

Der vorliegende Gesetzentwurf unternimmt es, 
den Kundenschutz wesentlich zu verbessern, ohne 
den Handel übermäßig oder unpraktikabel zu bela-
sten. Damit unterscheidet er sich schon bei ober-
flächlicher Betrachtung von der SPD-Initiative. Wir 
werden in den Beratungen nochmals eingehend er-
örtern, ob der sachliche und persönliche Anwen-
dungsbereich richtig abgegrenzt ist. Dort, wo keine 
besondere Schutzbedürftigkeit des Kunden besteht, 
müssen Ausnahmen und Einschränkungen vorge-
sehen werden. 

Ohne mich bereits endgültig hier festlegen zu 
wollen, könnte ich mir denken, daß insbesondere 
Versicherungsverträge wegen ihrer Besonderheiten 
aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes heraus-
genommen werden können. 

(Mann [GRÜNE]: Die gehören hinein, Herr 
Sauter! Sie haben noch nichts von Kunden-

schutz verstanden!) 

— Herr Mann, hören Sie in aller Ruhe zu. Dann 
werden Sie gleich sehen, warum die nicht hineinge-
hören. 

(Horacek [GRÜNE]: Wenn Sie so ein ge-
schickter Vertreter wären, dann würde ich 

auf Sie hereinfallen!) 

— Herr Horacek, Sie können sich darauf verlassen: 
Ich würde von Ihnen nichts kaufen. Aber umge-
kehrt könnte es möglich sein. 

(Horacek [GRÜNE]: Ja! Aber deshalb muß 
ich vor so einem Vertreter geschützt wer-

den!) 

Es ist wohl zutreffend, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, daß die für das Gesetzgebungsvor-
haben maßgeblichen Gründe für den Vertrieb von 

Versicherungsverträgen im wesentlichen nicht zu-
treffen. 

(Horacek [GRÜNE]: Absolut notwendig!) 

Das Zustandekommen von Versicherungsverträgen 
kann kaum mit dem typischer Haustürgeschäfte 
gleichgesetzt werden. Für den Kunden kommt der 
Vertreterbesuch nicht überraschend. Der Vermitt-
ler ist vielmehr bestellt bzw. kommt regelmäßig im-
mer wieder. Der Kunde läuft auch nicht Gefahr, die 
Versicherung zu Hause ungünstiger einzukaufen 
als in den Geschäftsräumen des Versicherers. Oft-
mals legt der Kunde auch wegen der Bedeutung des 
Abschlusses für die ganze Familie Wert auf deren 
Anwesenheit bei den Verhandlungen, was zu Hause 
natürlich am besten und am ehesten gewährleistet 
ist. Nicht vergessen werden darf schließlich, daß die 
Einführung eines undifferenzierten Widerrufs-
rechts bei Versicherungsverträgen das meist er-
wünschte sofortige Wirksamwerden des Versiche-
rungsschutzes verzögern würde bzw. sogar unmög-
lich machen könnte. 

Wir werden diese und alle anderen Fragen nüch-
tern und unvoreingenommen erörtern. Dabei wer-
den wir davon ausgehen, daß dem Bürger durch die-
ses Gesetz ein Stück mehr Freiheit im Rechtsver-
kehr verschafft werden soll. Es gilt, die rechtsge-
schäftliche Entscheidung zu sichern, nicht, den 
mündigen Bürger und den Handel zu gängeln. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Schwenk (Stade). 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Sauter hat ja hier schon eine ganze Menge an In-
halt ausgebreitet. Das hatten wir schon öfter. Denn 
Bayern hat schon in der 7. und 8. Legislaturperiode 
sich angestrengt und Vorlagen eingebracht, übri-
gens, sinnvollerweise, nachdem die CDU nicht mehr 
in der Regierung war. Da waren dann die Entwürfe 
da. 

(Mann [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Jetzt sind sie wiedergekommen. 

Das sind inzwischen schon bekannte Vorhaben, 
die wir auch längst hätten verwirklichen können, 
wenn die politischen Mehrheiten dagewesen wären. 
Herr Sauter, Sie haben bemängelt, daß nur noch 
wenige im Saale seien. Aber es sind diejenigen 
stark im Saale vertreten, auf die es dann ankommt, 
die Herren — die Damen sind hinausgegangen — 
von  der FDP. Auf die kommt es an, wenn aus der 
ganzen Sache etwas werden soll. Erste Lesungen 
veranstalten, Gesetzentwürfe einbringen, in denen 
schöne Sachen stehen, das können wir leicht haben. 
Das haben wir auch schon öfter gehabt. Aber ob es 
nachher auch zu Beratungen mit Verwirklichungs-
willen kommt, ist schon die nächste Frage. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Ob es dann zur Verabschiedung kommt, wollen wir 
mal sehen. Vielleicht gelingt es Ihnen in Ihrer 
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neuen Koalition, endlich etwas zu erreichen, was 
wir in der früheren Koalition nicht haben machen 
können. Allerdings hat damals auch die politische 
Unterstützung von Ihrer Seite gefehlt. Sonst hätten 
wir doch Mehrheiten haben können. Jetzt wollen 
wir sehen, ob Sie das zustande bringen. 

Sie haben vorhin gesagt, der SPD-Entwurf sei in 
Schnellschußmanier vorgelegt worden. So schnell 
war das schon deshalb nicht, weil die Inhalte schon 
längst vorgelegen haben. Dann ist wieder einge-
bracht worden. Wir haben unseren Entwurf um den 
Schutz vor Kreditwucher erweitert, ein, wie wir wis-
sen, sozialpolitisch immer dringender werdendes 
Anliegen, das auch behandelt werden muß 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

und längst hätte behandelt werden können, wenn 
wir das im Rechtsausschuß schon einmal auf der 
Tagesordnung gehabt hätten. Wenn das dort gar 
nicht auf die Tagesordnung kommt, können wir in 
der ersten Lesung überweisen, so oft wir wollen, es 
verfällt dann wieder der Diskontinuität. 

So ganz neu ist das alles nicht. Auch der Deut-
sche Richterbund hat in seiner Richterzeitung im 
Februar diesen Jahres darauf hingewiesen: Nun 
wird es Zeit, daß endlich einmal etwas verabschie-
det wird und das nicht immer so weitergeht. — Er 
hat noch einmal deutlich darauf hingewiesen, daß 
die Anfechtungsgründe, die im BGB genannt sind, 
nicht ausreichen. Und er hat auch darauf aufmerk-
sam gemacht — das sind ja Richter, die haben ja 
ihre praktischen Erfahrungen —, daß die Käufer 
bei Haustür-, Kaffeegeschäften und was da alles so 
ist, mit diesen Anfechtungsgründen nicht durchkä-
men, weil sie in Beweisschwierigkeiten seien. Wenn 
sie erst einmal unterschrieben haben, kommen sie 
da nicht wieder heraus. Nachweisen, daß es sich um 
sittenwidrige Beeinflussung gehandelt hat, können 
sie eben nicht. Wenn uns der Richterbund erneut 
wieder mahnt, etwas zu tun, tut er das nicht von 
ungefähr; denn die Not der Betroffenen kennt er. — 
Und nun wollen wir einmal sehen, ob wirklich Ernst 
gemacht wird. 

Bedauerlich, daß der Justizminister nicht da ist. 
Er ist auch FDP-Mitglied. Er soll nun mal auf seine 
Fraktion, auf seine Partei einwirken. Ich war j a 
ganz überrascht, in der Stellungnahme der Bundes-
regierung zum Bundesratsentwurf zu lesen, daß 
Maßnahmen zum Verbraucherschutz dringend er-
forderlich sind. Dem kann ich nur zustimmen. Nun 
soll er mal machen, nun soll er seinem Kollegen 
Wirtschaftsminister — bekanntermaßen j a auch 
von der FDP — mal die Ellenbogen in die Seite 
stemmen, damit von dort nicht gebremst, sondern 
gefördert wird. Denn wir wissen ja genau, daß alle 
diese ordnungspolitischen Maßnahmen, die im 
Rechtssektor erforderlich sind, vom Wirtschaftsmi-
nisterium nicht gefördert werden, sondern abge-
bremst werden, ob es nun das Maklerrecht ist, ob es 
Maßnahmen gegen den Kreditwucher sind. Da 
kann ich eine ganze Latte aufzählen. Von dort 
kommt nichts. Da heißt es dann — bis in den Wirt-
schaftsausschuß hinein —, es soll nichts werden. 
Dann stellt mein Kollege Hans de With eine An-
frage an die Bundesregierung. Dann sagt der Justiz-

minister: Nein, nein, Maklerrecht bleibt auf der Ta-
gesordnung. Das sagt der Justizminister. Aber ge-
schehen wird wieder nichts. Er kann sich nicht 
durchsetzen. 

(Sauter [Ichenhausen] [CDU/CSU]: Sie 
können sich darauf verlassen: Alles, was 
Sie nicht fertiggebracht haben, machen 

wir!) 

— Ja, ja, jetzt haben Sie den Koalitionspartner. Se-
hen Sie mal zu, daß Sie ihn herüberkriegen. 

Dann haben Sie gesagt: Eine EG-Richtlinie brau-
chen wir nicht mehr. Gut, wenn wir die Mehrheiten 
kriegen, so daß wir hier mehr Verbraucherschutz 
bekommen, dann brauchen wir die auch nicht mehr. 
Aber wer hat denn bei der EG in Brüssel gebremst? 
Ich habe hier freundlicherweise die „Nürnberger 
Nachrichten" vom 7. Juni 1984 überreicht bekom-
men. Da steht ganz klar drin: Die anderen EG- 
Diplomaten wollten verbesserten Verbraucher-
schutz haben, wollten EG-Richtlinien für den Wi-
derruf von Haustürgeschäften, und ausgerechnet 
die Bundesregierung hat dagegen votiert. Na, wo 
kommt denn das alles her? 1984! Wir wissen alle, wo 
es herkommt. 

(Mann [GRÜNE]: Geldsäcke!) 

Wenn also hier Ernst gemacht werden soll und 
nicht bloß wieder in erster Lesung gesagt werden 
soll, was wir Schönes wollen, was auch die Bayeri-
sche Staatsregierung will — wir wissen, daß Sie da 
einen Referenten haben, der sich um Verbraucher-
schutz bemüht hat —, 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Schon im

-

mer!) 

so finden wir das sehr schön. Bloß durchgesetzt 
wurde nichts. Da sind nun einmal Mehrheiten nötig 
und nicht schöne Worte. Da kann ich nur sagen — 
ich wiederhole mich jetzt —, machen Sie mal. Sie 
haben aufgezählt: Hausfrauen, alte Leute usw. un-
terliegen dem Druck. Da kommen die Drückerko-
lonnen, die Leute machen auf, dann ist ein Fuß in 
der Tür, der geht nicht wieder raus. Ein alerter Ver-
käufer oder einer, der zum wiederholten Mal er-
klärt, er komme gerade aus dem Knast, man müsse 
ihm für seinen Lebensunterhalt helfen — — 

(Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Waren Sie am 
Mittwoch in Everton?) 

— Da brauche ich gar nicht hin. Vielleicht ist bei 
Ihnen an der Haustür so einer noch nicht gewesen. 
Bei mir sind sie schon gewesen, das kennen wir 
alles. Davor können die Leute sich nicht retten. Das 
haben wir alles aufgezählt. Das stimmt, es ist so. 
Neuerdings kommen dann „Afrikahilfevereine". Die 
machen dann auf die Mitleidstour. Da will man für 
Afrika auch etwa geben und tritt ein. Hinterher 
hört man, von 10 DM kommt vielleicht eine dort an, 
das andere geht als Unkosten drauf. Wenn man das 
erfährt, muß man auch wieder herauskönnen, nicht 
durch Austritt aus dem Verein — das dauert viel-
leicht ein Jahr —, sondern sofort. 

Bedarf gibt es genug, Bedarf hier, Bedarf an an-
deren Verbraucherschutzgesetzen. Wir wollen hier 
nicht immer wieder das Hohelied der freien Markt- 
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wirtschaft hören, wo sich der Tüchtige durchsetzt 
und den anderen die Hunde beißen, sondern wir 
wollen auch mal wieder das Soziale aus unserem 
Verfassungsgebot hervorholen und den nötigen 
Schutz für diejenigen bringen, die das aus eigener 
Kraft nicht können. 

(Horacek [GRÜNE]: Das geht mit der FDP 
nicht!) 

Herr Sauter, wir nehmen Sie beim Wort. Sehen 
Sie zu, daß Sie Mehrheiten bekommen. Unsere Un-
terstützung haben Sie, unsere Forderungen liegen 
auf dem Tisch. Beratungsstoff ist da. Sehen Sie zu, 
daß Sie das auf die Tagesordnung kriegen. Der 
Rechtsausschuß hat anfangs gebummelt, jetzt ist er 
mit Sachen bis obenhin vollgestopft. Von mir aus 
können wir auch mal eine Sondersitzung machen, 
konzentriert auf den Verbraucherschutz, damit wir 
weiterkommen. Machen Sie das. Wenn wir dann in 
der dritten Lesung etwas verabschieden und Sie 
dazu stehen, dann haben wir etwas gemacht. Kom-
men Sie über! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kleinert (Hannover). 

(Mann [GRÜNE]: Wir sind gespannt, Herr 
Kleinert!) 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Sehr 
verehrte Frau Kollegin! Meine Herren! Wir machen 
das nicht zum erstenmal. Es ist alles dargelegt wor-
den. Aber ich weiß noch ganz genau, wie ich 1969 
hier zum erstenmal im Deutschen Bundestag war 
und die Regierungserklärung von Willy Brandt ge-
hört habe mit diesem unglaublichen Pathos, das 
uns damals alle angerührt hat. Ich schäme mich 
dessen überhaupt nicht, relativiere allerdings eini-
ges von dem, was mir damals einfach so erschienen 
ist, wie es gesagt wurde, inzwischen erheblich — 
aus verschiedenen Gründen, die hier nicht ausge-
führt werden müssen. Ein wesentlicher Punkt die-
ser Regierungserklärung war die Figur des mündi-
gen Bürgers. Da müssen wir nun einmal wissen, 
wie wir es mit diesem mündigen Bürger halten. Ist 
er nur dann mündig, wenn er Stimmen zur Wahl 
abgeben soll und das natürlich besonders für die 
jeweils Gewählten sehr überlegt und weise getan 
hat, oder ist er auch mündig, wenn es sich um — wir 
wollen die Sache doch nicht zu sehr aufbauschen — 
vergleichsweise kleine Geschäfte des täglichen Le-
bens handelt? 

Wie verhält es sich mit den Sonntagsreden? 
Heute ist der graue Freitag. Am Sonntag heißt es 
dann wieder: Wir sind gegen die Gesetzesflut. Es 
gibt eine Beweislast für den, der Gesetze verlangt, 
daß er nachweist, daß diese Gesetze auch wirklich 
erforderlich sind. Das ist Sonntag dran. 

Ich möchte aber damit schon Freitag praktische 
Politik machen. Die Freien Demokraten möchten 
sich überhaupt die ganze Woche an die gleichen 
Äußerungen halten, und nicht nur am Sonntag: der 
mündige Bürger und das Stoppen der Gesetzesflut, 
und am Freitag heißt es dann: „Ach, wir könnten 
doch versuchen" und „Diese vielen armen Men-

schen". Das geht dann so weit, daß die Dinge im 
rein Rechtstechnischen einfach nicht mehr ausein-
andergehalten werden. 

Im letzten Sommer hat eine Kollegin aus der 
SPD, die ich übrigens sehr schätze, es fertigge-
kriegt, zu sagen, nur meine besonderen Beziehun-
gen zu einem großen Verlagshaus — die im übrigen 
in dieser Form keineswegs existieren — führten 
dazu, daß diese Haustürgeschichte immer wieder 
gestoppt werde. Da liegt ein Rechtsirrtum zugrun-
de. Seit 1974 ist durch die Novellierung des Abzah-
lungsgesetzes geltendes Recht, daß auch die soge-
nannten Sukzessivlieferungsverträge unter die Ab-
zahlungsgeschäfte fallen. Alles, was an Zeitschrif-
tenabonnements, an Leseringmitgliedschaften und 
dergleichen Dingen in dieser Republik existiert, 
fällt seit 1974, seit inzwischen elf Jahren, unter das 
Abzahlungsgesetz mitsamt der Widerrufsfrist, die 
hier gefordert wird. Deshalb besteht nicht die ge-
ringste Veranlassung, zu glauben, das könne man 
durch die hier erwogenen Änderungen noch in ir-
gendeiner Weise beeinflussen. Es ist geltendes 
Recht. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schwenk? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Ich bitte darum. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Kollege Kleinert, 
sind Sie der Auffassung, daß das, was für den Abge-
ordneten Kleinert ein kleines Geschäft ist, für die 
Witwe Schulte die gleiche Dimension hat, wenn sie 
von einer geringen Rente leben muß? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Ich bin nicht davon 
überzeugt, daß das die gleiche Dimension hat, bin 
aber der Überzeugung, daß es eine noch gerade ver-
tretbare Dimension haben könnte. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Wenn man nun der Witwe Schulte — ich glaube, 
so hieß sie — helfen will, dann sage ich Ihnen ohne 
den leisesten Hauch von Zynismus, den mir bitte in 
diesem Zusammenhang keiner unterstellen soll, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Doch!) 

es wird der Witwe lange und viele Jahre nichts 
mehr auf dem Sektor passieren, wenn ihr aus-
nahmsweise einmal etwas passiert ist. Das ist näm-
lich immer noch die sicherste Methode, sich auch 
auf diesem Gebiet durch Erfahrung — anders geht 
das gar nicht — weiterzuentwickeln. 

Sie reden hier, nebenbei bemerkt, auch über den 
Grundsatz der Vertragsfreiheit. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Schlenker von Herrn Sauter, der sich hier über-
haupt in einer seltsamen Koalition mit Herrn 
Schwenk befindet, hat mir sehr gefallen: eine Säule 
geradezu der besonderen freien Marktwirtschaft, 
die sich im Lande Bayern befinden soll, wenn ich 
dem Vorsitzenden der dort zuständigen Staatspar-
tei traue, hat einen richtigen Riß in dem Moment 
bekommen, wo Herr Schwenk ungestraft sagen 
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konnte, er sei mit Ihnen einer Meinung — das muß 
man sich alles einmal vor Augen halten —, und es 
gehe jetzt mehr um das Soziale als um das Markt-
wirtschaftliche. Und dazu nicken Sie auch noch ver-
legen. Da müssen Sie einmal wissen, wie das geht. 

Sie legen hier jedenfalls Hand an, nachdem — da 
sind wir doch gar nicht dogmatisch — die wirklich 
wichtigen Dinge mit der Novellierung des Abzah-
lungsgesetzes erledigt sind. Fragen Sie doch einmal 
jemand, was er von Haustürgeschäften hält und 
warum er dagegen ist. Wissen Sie, was Sie dann 
hören? Sie hören etwas über Zeitschriftenabonne-
ments. Und ich bemühe mich gerade, Ihnen klarzu-
machen, daß das seit elf Jahren in dem Sinne ge-
setzlich geregelt ist, in dem jetzt auch andere Ge-
schäfte geregelt werden sollen. Darüber herrscht 
einfach rechtliche Unklarheit. Es führt nicht weiter, 
diese Unklarheit noch zu vergrößern. 

Otto von Gierke, ein wirklich bedeutender Straf-
rechtslehrer aus Göttingen — darum hat mich Herr 
Wolfgramm auch noch einmal auf ihn aufmerksam 
gemacht — — 

(Zurufe von der SPD: Strafrechtler? Ein Zi-
vilrechtler!) 

— Habe ich Strafrechtler gesagt? Um Gottes willen. 
Nein, Zivilrechtler. Es bezieht sich j a auf das Zivil-
recht, wie Sie, meine Herren Kollegen, sogleich er-
kennen werden. 

Otto von Gierke hat seinen Studenten gesagt, was 
in diesem Zusammenhang stets zu wiederholen 
wichtig ist: Augen auf, Kauf ist Kauf. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist der entscheidende Gesichtspunkt. Man muß 
die Vertragstreue da, wo es nicht zwingend anders 
geboten ist, sehr ernst nehmen. Es ist besser, aus 
einer schlechten Erfahrung zu lernen, als diesen 
eben wiederholten Grundsatz zu ändern, als mit im-
mer neuen Gesetzen immer mehr neuen Rege

-

lungs- und Schutzbedarf zu erzeugen. Das ist nun 
einmal unsere Auffassung von der Art, wie sich die 
Dinge zum Wohle auch der besonders schwachen 
Teile der Bevölkerung entwickeln können. 

Es hat j a schon angefangen — das kommt noch 
hinzu — mit den Ausnahmen. Ausnahmen die Fül-
le: ob das nun Versicherer sind oder ob das Autover-
käufer sind, weil man doch das neue Auto vorfah-
ren und über den Kauf in der Wohnung des Kunden 
sprechen muß. Das haben wir schon alles wortreich 
erklärt bekommen. Da kommt man uns mit einer 
Fülle von Ausnahmen. Die Gründe sind dafür auch 
nicht einsehbar. 

Man sollte doch glauben, daß der einzelne Bürger 
in seiner eigenen Wohnung so viel Selbständigkeit 
hat, daß er auch noch so geschickten Überredungs-
künsten widerstehen kann, jedenfalls wenn es eini-
germaßen ernst wird. 

Damit Sie bloß nicht denken, wir wären in dieser 
Sache engherzig oder dogmatisch festgelegt: Ich 
könnte mir denken, daß ein anderer Fall, der auch 
moralisch anders zu beurteilen ist, anders zu bewer-
ten ist, nämlich diese sogenannten Kaffeefahrten, 
diese Busausflüge, wo nämlich nicht in der eigenen 

Wohnung etwas verkauft wird, da, wo der Kunde 
das Hausrecht hat, sondern wo unter der Vorgauke-
lung, man biete eine besonders günstige Reise- und 
Ausflugsgelegenheit, hinterher der dadurch ent-
standene gewisse moralische Druck, die Dankbar-
keit, die entstanden ist, ausgenutzt wird, um auf 
fremdem Platz, an ganz anderem Ort und umgeben 
von vielen anderen, fremden Menschen ein Ge-
schäft zustande zu bringen. Das erscheint mir aller-
dings schon erheblich bedenklicher und für den An-
gesprochenen von dem psychologischen Druck her 
viel beschwerlicher. Darüber könnten wir ja z. B. 
einmal bei den Beratungen reden, um auch insofern 
einen zusätzlichen Aspekt zu eröffnen. 

Im übrigen aber lassen Sie es uns dabei belassen. 
Wer ein Gesetz vorschlägt, der soll beweisen, daß es 
ganz dringend erforderlich ist. Dieses ganz be-
stimmt nicht. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Kolleginnen und 
Kollegen! Nein, eine Kollegin ist nicht mehr anwe-
send. Verehrte Kollegen! Liebe Bürgerinnen und 
Bürger! 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Doch! Hinter 
Ihnen! — Das ist ja meine Feinsinnigkeit 

gewesen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Es ist eine Abgeordnete 
als Schriftführerin tätig, Herr Kollege. 

Mann (GRÜNE): Ah ja. Verzeihung! 

Herr Kleinert, ich habe mir die Mühe gemacht, 
heute morgen in unserer Akte noch mal die Stel-
lungnahme der betroffenen Verbände oder einiger 
von ihnen einzusehen. Mir ist — um das gleich zu 
Anfang zu sagen — aufgefallen, daß eine Firma, die, 
glaube ich, vor allem durch den Verkauf von Staub-
saugern bekannt ist, zu diesem Gesetzentwurf fast 
wörtlich so wie Sie Stellung genommen hat, näm-
lich: Es ist erklärtes Ziel der Koalitionsparteien, die 
Gesetzesflut einzudämmen usw. usf.; und dann 
kommt der mündige Bürger. Und so fürchte ich, 
wenn ich die Stellungnahme der Bundesregierung 
lese, wo von grundsätzlicher Zustimmung und auf-
geschlossener Prüfung die Rede ist, daß diesem Ge-
setzentwurf, auch wenn er aus Bayern kommt, Herr 
Sauter, das traurige Schicksal verschiedener Initia-
tiven, die im Bundestag anhängig gewesen sind, ge-
schehen wird. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Beschieden sein 
wird!) 

— Beschieden sein wird. Vielen Dank! 

Der Gesetzentwurf — insofern darf ich das Land 
Bayern, um dessen Initiative über den Bundesrat es 
hier heute ja geht, ausdrücklich loben — 

(Beifall des Abg. Horacek [GRÜNE] und 
des Abg. Dr. Vogel [SPD] — Zuruf des Abg. 

Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 
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stellt hier sehr eingehend die Geschichte der ver-
schiedenen Initiativen dar. Ich verweise die Kolle-
gin und die Kollegen deshalb auf die Seiten 8 und 9 
der uns vorliegenden Drucksache. Da beginnt es: 

Der Bundesrat hat auf Antrag Bayerns in der 7. 
Wahlperiode des Deutschen Bundestages und 
erneut in der 8. Wahlperiode den Entwurf eines 
Gesetzes über den Widerruf von Haustürge-
schäften und ähnlichen Geschäften einge-
bracht (...). 

Dann wird auf die EG-Problematik und darauf hin-
gewiesen, daß nun die Zeit gekommen ist, eine na-
tionale deutsche Regelung zu finden. 

Vielleicht noch zum Grundsatz der Diskontinui-
tät. Der bedeutet auf gut deutsch: Die anhängig 
gewesenen Gesetzesvorhaben sind erledigt und fal-
len alle unter den Tisch, wenn sich im Lauf der 
Beratung Schwierigkeiten ergeben, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Bei uns die Geset-
ze, bei Ihnen die Abgeordneten!) 

Schwierigkeiten, wie sie Herr Kleinert heute sicht-
bar gemacht und wie sie auch Herr Schwenk ange-
sprochen hat. Wenn nämlich eine kleine feine Par-
tei wie die FDP auf Grund der Interessen der be-
troffenen Wirtschaft sich hier querlegt, war eine 
SPD in der Zeit der sozialliberalen Koalition nicht 
in der Lage und dann wird vermutlich auch eine 
CDU/CSU nicht in der Lage sein, Herr Sauter, 

(Beifall des Abg. Dr. Schwenk [Stade] 
[SPD]) 

eine solche nur kleine Verbesserung im Sinne des 
Verbraucherschutzes durchzusetzen. 

(Beckmann [FDP]: Und die Große Koali-
tion? — Zuruf von der FDP: Das weiß ich 

nicht!) 

— Ich habe nur beschränkte Redezeit. 

(Lachen bei der FDP — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Und beschränkte Kenntnisse!) 

Ich möchte an die Adresse vor allem von Herrn 
Kleinert, so sehr auch ich für den mündigen Bürger 
bin, noch mal ganz kurz deutlich machen, daß hier 
ein Regelungsbedürfnis besteht. Es handelt sich 
hier um eine volkswirtschaftlich sehr wesentliche 
Problematik. Der Umsatz in allen Sparten des Di-
rektvertriebs in der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich des Versandhandels wird auf 40 bis 
50 Milliarden DM geschätzt. Das stammt aus einer 
1982 veröffentlichten, in der Drucksache auf Seite 6 
erwähnten Studie von Herrn Gilles. Es geht hier 
also um Geschäfte — Herr Sauter hat sie im einzel-
nen mit Phantasie bis zum Badesalz genannt —, die 
für die betreffenden Bürger von großer Bedeutung 
sind. Der durchschnittliche Geschäftswert beträgt 
500 DM. Es gibt aber auch sehr wohl Haustürge-
schäfte über 10 000 DM und mehr, z. B. in der Mö-
bel- und Aussteuerbranche. Dazu gibt es ja das 
BGH-Urteil von 1982. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Kleinert (Hannover)? 

Mann (GRÜNE): Nein. Vielen Dank. Ich verbitte 
mir jetzt eine Zwischenfrage. 

(Oho-Rufe bei der FDP und bei der CDU/ 
CSU) 

Herr Kleinert, im Rechtsausschuß bei der Bera-
tung, die hoffentlich sehr bald anberaumt wird, wo 
ich Sie hoffentlich begrüßen kann, gern immer. 

Es geht hier also im Sinne von Verbraucher-
schutz, vor allem des Schutzes bestimmter Gruppen 
schutzbedürftiger Bürger — und das sind besonders 
alte Menschen; die Kaffeefahrten haben auch Sie 
erwähnt — um gravierende Probleme. Da sollte in 
dieser Wahlperiode etwas passieren. Wir warten 
auch darauf, wie der Bundeskanzler, der im März 
1983 zugesagt hat, hier eine Regelung durchzuset-
zen, wieder einmal Worte und Taten in Einklang 
bringt. 

Ich möchte die Gelegenheit benutzen — und da 
gebe ich dem Kollegen Kleinert allerdings recht —, 
auf die viel weitergehenden Probleme hinzuweisen, 
die bestehen, wenn man wirklich Verbraucher-
schutz erreichen will. In der Tat gibt das Abzah-
lungsgesetz in vielen Bereichen, vor allem bei den 
Zeitschriftenabonnements, sehr wohl schon heute 
die Möglichkeit und das Recht des Widerrufs bin-
nen einer Woche. — Um mehr geht es j a nicht: nur 
um eine Woche. Es geht j a auch nur um die 
schwarzen Schafe. — Nur zeigen alle Untersuchun-
gen, alle Rückmeldungen von den Verbraucherver-
bänden, daß das einfach nicht funktioniert. Da müs-
sen wir uns Gedanken machen. Ich denke, man 
sollte auch weiterreichende Initiativen zu einem 
umfassenden Verbraucherschutz ins Auge fassen 
und hier nicht nur diese und die Drucksache der 
SPD beraten. 

Wir diskutieren bei uns zur Zeit den Entwurf 
eines Konsumentenkreditgesetzes, die Verabschie-
dung eines Gesetzes oder eine Initiative, die die 
finanzielle Sanierung von Bürgern bei Überschul-
dung regelt. Das kann man sehr wohl in der näch-
sten Wahlperiode, wo wohl über den Konkurs insge-
samt zu reden sein wird, auch mal in den Blick neh-
men. Schließlich geht es — das halte ich für sehr 
wichtig — um den Ausbau und den Aufbau einer 
umfassenden Rechtsberatung; denn was nutzen 
uns die tollsten Gesetze, auch dieses Gesetz, wenn 
das Problem darin besteht — das zeigt sich immer 
wieder —, daß die Bürger ihre Rechte nicht genü-
gend kennen? Sie wissen nicht, daß sie auch schon 
heute im Geltungsbereich des Abzahlungsgesetzes, 
bei Zeitschriftenverträgen, bei Sukzessivverträgen, 
innerhalb einer Woche widerrufen können. Da muß 
Abhilfe geschaffen werden. Es werden in jedem 
Jahr eine Reihe von Milliarden Mark für Werbung 
ausgegeben. Soweit ich aus dem Kopf weiß, haben 
die Verbraucherschutzstellen 50 bis 60 Millionen 
DM, u. a. für solche Aufklärung, zur Verfügung. Das 
sind die Probleme, mit denen wir uns natürlich 
auch befassen müssen. 

Wir meinen also, der Entwurf der SPD wie auch 
der Entwurf des Bundesrates, der sich, wie ich mei-
ne, nicht so sehr davon unterscheidet, sollten zügig 
beraten werden. Wir werden dazu im Rechtsaus-
schuß im einzelnen Änderungsvorschläge machen, 
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aber wir sollten nicht die eigentlichen Probleme aus 
dem Blick verlieren, z. B. im Bereich der Ratenkre-
dite, wo dankenswerterweise ebenfalls ein Gesetz-
entwurf zur Beratung ansteht, der bisher vor uns 
hergeschoben wurde. Vielleicht können wir in dem 
Zusammenhang dann noch einmal weiter bohren. 

Ich möchte zu diesem Gesetzentwurf noch eine 
aus unserer Sicht besonders problematische Stelle 
erwähnen. Da unterscheidet sich der bayerische 
Entwurf von dem SPD-Entwurf. Das ist das Wider-
rufsrecht, das hinsichtlich des Betrages noch be-
schränkt werden soll. Was Herr Sauter mit den Ver-
sicherungen angesprochen hat, kann ich aus Zeit-
gründen nicht mehr ansprechen. Wir sind der Mei-
nung, daß man — das sollten wir im Rechtsaus-
schuß im einzelnen tun — überlegen muß, daß die 
Widerrufsfrist von einer Woche erst dann zu laufen 
beginnt, wenn nicht nur die Belehrung schriftlich 
irgendwo im Kleingedruckten erfolgt, sondern auch 
die Ware den Leuten sozusagen auf den Tisch flat-
tert. Denn es geht hier wirklich um den Schutz von 
Leuten, die nicht so gewandt sind wie Sie, Herr 
Kleinert, und ich vielleicht oder wie Juristen, son-
dern es geht um ein Gesetz für kleine Leute und 
gegen schwarze Schafe. Da muß man sehen, daß 
Schriftlichkeit, was die Juristen immer als Rege-
lungsansatz haben, gar nicht viel bringt. Die Leute 
werden sich oft erst darüber klar, was sie unter-
schrieben haben, wenn ihnen die Ware tatsächlich 
auf den Tisch flattert. Unserer Meinung nach ist 
sehr zu überlegen, ob nicht die Widerrufsfrist von 
einer Woche — das scheint uns durchaus vertretbar 
zu sein — beginnt, wenn die Ware beim Kunden, 
beim Besteller eingeht. 

Ich möchte noch zu dem Problem des Abzah-
lungsgesetzes — Herr Kleinert hat das ja angespro-
chen —, des Widerrufs nach dem Abzahlungsgesetz 
einige Erfahrungen der Verbraucherschutzver-
bände und einige Vorschläge vortragen. Wir brauch-
ten da — da müßte das Abzahlungsgesetz überar-
beitet werden — erstens einen arbeitsrechtlichen 
Schutz für die Provisionsvertreter, die heute unter 
den miesesten Bedingungen ausgebeutet werden. 
Das ist nämlich oft der tiefere Grund dafür, daß die 
Leute zu solchen Verträgen gebracht werden. Zwei-
tens brauchen wir ein Kündigungsrecht. Wir den-
ken da an ein dreimonatiges Kündigungsrecht. 
Nach dem AGB-Gesetz ist die Vertragsdauer regel-
mäßig zwei Jahre, und das Geschäft und damit auch 
die Prämien für die Werber — und darin liegt die 
Ursache für diese miesen Methoden — lohnen sich 
erst, wenn ein Verbraucher zwei Jahre lang nicht 
kündigen kann. Gibt es ein früheres Kündigungs-
recht, entfällt das Interesse der Buchclubs auch an 
solchen unlauteren Werbungsmethoden. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß! 

Mann (GRÜNE): Ich komme zum Schluß. 
Wir werden, wie ich schon sagte, auf eine zügige 

Beratung — Herr Sauter, wir nehmen Sie da beim 
Wort — dieser bayerischen Initiative drängen. Wir 
werden uns aber nicht darauf beschränken, son-

dern die weiterreichenden Initiativen z. B. im Rah-
men des Gesetzentwurfs der SPD-Fraktion zum 
Wuchertatbestand an dieser Stelle in die Beratun-
gen einführen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
der .Justiz, Herr Erhard. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Herr Kollege Schwenk hat gemeint, leider sei 
der Justizminister nicht da. In Person war er nicht 
da. Ich war da. Aber ich war — und das will ich 
Ihnen deutlich sagen —, seitdem ich vor der na-
mentlichen Abstimmung im Saal gewesen bin, für 
eine Minute herausgegangen. Wenn Sie irgendwem 
— ob dem Minister oder seinem Vertreter — die 
Möglichkeit geben, sich vom Leibe losgelöst stets 
und ständig anwesend zu halten, dann werden wir 
das auch noch versuchen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Ein Zweites. Die Bundesregierung hat sich geäu-
ßert, wie sie zum Entwurf des Bundesrats steht. Sie 
hat sich schriftlich geäußert, und zwar vorgelegt 
vom Justizminister. Sie wissen, daß er sich ebenso 
wie wir alle an die Äußerungen der Regierung hält. 
Das heißt, der Tendenz des Gesetzes stimmt die 
Bundesregierung grundsätzlich zu. Nun muß das 
Parlament in eigener Zuständigkeit und mit eige-
ner Weisheit sehen, daß es mit dem, was aus dem 
Parlament und aus dem Bundesrat zur Beratung 
ansteht, sinnvoll zurecht kommt. 

Ich wünsche dabei große Erfolge und bitte gleich-
zeitig, die anderen Gesetze nicht zu übersehen, die 
längst vorhanden sind und zur Beratung anstehen, 
z. B. auch betreffend das Recht des unlauteren 
Wettbewerbs. 

Ich danke dafür, daß Sie so aufmerksam zugehört 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/2876 zu überweisen zur feder-
führenden Beratung an den Rechtsausschuß und 
zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft. 
Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist 
nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, bei der Beratung 
der Punkte 14 a und b betreffend das Bundes -
rechnungshofgesetz — Drucksachen 10/2929 und 
10/3204 — ist übersehen worden, daß eine Überwei-
sung zur Mitberatung an den Rechtsausschuß erfol-
gen sollte. Ich bitte um Verständnis, wenn ich diese 
Korrektur noch nachhole. — Ich sehe, das Haus ist 
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Präsident Dr. Jenninger 

mit diesem Vorschlag des Ältestenrats einverstan-
den, daß die beiden Gesetzentwürfe zur Mitbera-
tung auch an den Rechtsausschuß überwiesen wer-
den. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer Tagesordnung. Ich berufe die nächste Sit-
zung des Deutschen Bundestages auf Dienstag, den 
14. Mai 1985, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.18 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung zur steuerlichen Abgrenzung der landwirt-
schaftlichen von der gewerblichen Tierhaltung (§ 51 Abs. 1 
des Bewertungsgesetzes) (Drucksache 10/3233) 

zuständig: Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Überplanmäßige 
Ausgaben bei Kap. 23 02 Tit. 686 08 und 686 24 (Förderung 
von Ernährungssicherungsprogrammen) (Drucksache 10/ 
3234) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Programmatische 
Schwerpunkte der Raumordnung (Drucksache 10/3146) 

zuständig: Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 
Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Sechster Bericht 
zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung (Drucksache 
10/3028) 

zuständig: Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3226 Frage 20): 

Mit welchen konkreten Konsequenzen gedenkt die Bun-
desregierung sicherzustellen, daß sich ein Fehlschuß mit ei-
ner Geschoßhülle - wie am 26. März 1985 - im Bereich der 
Meldorfer Bucht von der Erprobungsstelle Elpersbüttel aus 
in das Watt außerhalb des Sicherheitsbereiches in Zukunft 
absolut ausschließen läßt, und auch künftig - wie auch sonst 
in der Vergangenheit - die Gefährdung von Unbeteiligten 
ausgeschlossen bleibt? 

Der Fehlschuß von dem Erprobungsplatz Meldor-
fer Bucht ins Watt außerhalb des Gefahrenbereichs 
ist eindeutig auf menschliches Versagen zurückzu-
führen. 

Die Bundesregierung hat in diesem Zusammen-
hang folgendes angeordnet: 

1. Künftig darf nicht mehr in Richtungen ge-
schossen werden, in deren verlängertem Gefahren-
bereich Personen und Sachen gefährdet werden 
könnten. 
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2. Durch noch intensivere Schießaufsicht in den 
Feuerstellungen ist dafür Sorge getragen, daß Fehl-
schüsse sich nicht wiederholen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) 
(Drucksache 10/3226 Fragen 30 und 31): 

Treffen Presseverlautbarungen zu, die Bundesregierung 
beabsichtige, den Gerichten eine Orientierungshilfe an die 
Hand zu geben, in der die Feststellung getroffen werde, die 
Errichtung eines Kabelanschlusses in einer Mietwohnung 
sei eine nachhaltige Erhöhung des Gebrauchswerts? 

Hält die Bundesregierung eine solche Orientierungshilfe 
auch nach der Entscheidung des Landgerichts Berlin, die 
nach einem Bericht der Süddeutschen Zeitung vom 17. April 
1985 die Verneinung einer Duldungspflicht des Mieters 
rechtskräftig werden ließ, noch für erforderlich? 

Zu Frage 30: 

Der Entwurf einer Verlautbarung der Bundesre-
gierung zum Modernisierungscharakter eines 
Breitbandanschlusses ist in einer Ressortbespre-
chung am 8. März 1985 zurückgestellt worden. Des-
halb kann über seinen Inhalt derzeit nicht infor-
miert werden. Eine unzulässige Einflußnahme auf 
die uneinheitliche Rechtsprechung der Amts- und 
Landgerichte war niemals geplant, sondern eine In-
formation der Öffentlichkeit über die technischen 
und medienrechtlichen Voraussetzungen der pro-
grammlichen Nutzung von Breitbandanschlüssen 
und ggf. den Zusammenhang mit mietrechtlichen 
Fragestellungen. Gedacht war z. B. an eine spätere 
Veröffentlichung im Bulletin der Bundesregierung. 

Zu Frage 31: 

Eine Antwort zu Ihrer 2. Frage wäre zur Zeit ver-
früht, weil der o. a. Entwurf zurückgestellt worden 
ist. Im übrigen wäre für die Bundesregierung ein 
Rechtsentscheid eines Oberlandesgerichtes von 
großer Bedeutung. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fra-
gen des Abgeordneten Steiner (SPD) (Drucksache 
10/3226 Fragen 34 und 35): 

Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, daß der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
bis heute noch nicht das Ergebnis seiner am 14. Februar 1984 
dem Deutschen Bundeswehrverband zugesagte Untersu-
chung über die Verbesserung der Wohnungsfürsorge für häu-
fig versetzte Soldaten vorgelegt hat? 

Kann die Bundesregierung stichhaltige Gründe für die 
Verzögerung des Abschlusses der Untersuchung nennen? 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau hat den Bundesvorsitzenden des 
Deutschen Bundeswehrverbandes mit Schreiben  

vom 25. September 1984 über das Ergebnis seiner 
Prüfungen unterrichtet. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Lohmann (Witten) (SPD) (Druck-
sache 10/3226 Fragen 36 und 37): 

Wie steht der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau zum Instrument der Raumverträglich-
keitsprüfung? 

Strebt er die Einführung der Raumverträglichkeitsprüfung 
an, und wie soll das geschehen? 

Die Bundesregierung mißt der Prüfung der Aus-
wirkungen auf den Raum bei raumbedeutsamen 
Maßnahmen große Bedeutung bei. 

Die Bundesregierung hat deshalb am 30. Januar 
1985 die „Programmatischen Schwerpunkte der 
Raumordnung" beschlossen. Sie liegen dem Deut-
schen Bundestag als Drucksache 10/3146 vor. 

In Kapitel IV dieser Schwerpunkte ist im einzel-
nen dargestellt, wie die Bundesregierung in Ausfül-
lung des Auftrages aus § 4 Abs. 1 des Raumord-
nungsgesetzes sicherstellen wird, daß raumbedeut-
same Maßnahmen frühzeitig auf Art und Umfang 
ihrer Auswirkungen auf den Raum gepüft werden 
und daß diese Prüfung der Auswirkungen auf den 
Raum mit der Analyse und Bewertung der Auswir-
kungen auf die Umwelt verzahnt wird. 

Die Bundesregierung hat dazu insbesondere her-
vorgehoben, daß die Fachressorts den Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
nach Maßgabe des Raumordnungsgesetzes und der 
GGO frühzeitig bei allen Planungen und Maßnah-
men beteiligen, durch die Grund und Boden in An-
spruch genommen oder die räumliche Entwicklung 
eines Gebietes beeinflußt wird. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Fragen des Abge-
ordneten Schily (GRÜNE) (Drucksache 10/3226 Fra-
gen 60 und 5): 

Hat der Bundeskanzler auf Ermittlungsverfahren oder 
steuerliche Überprüfungsverfahren wegen des Verdachts 
von illegalen Spendenzuwendungen Einfluß genommen? 

Sieht sich die Bundesregierung in ihrer Aufgabe, für Steu-
ergerechtigkeit zu sorgen und auf ein steuerehrliches Ver-
halten der Bürger hinzuwirken, dadurch behindert, daß der 
Bundeskanzler als Landtagsabgeordneter in Rheinland-Pfalz 
und später als Ministerpräsident dieses Bundeslandes an 
illegaler Parteifinanzierung mitgewirkt und mindestens in 
einem Fall eine illegale Spendensammelstelle vor dem Zu-
griff der Finanzverwaltung bewahrt haben soll? 

Ihre beiden Mündlichen Fragen beantworte ich 
wie folgt: 

Ich darf im wesentlichen auf meine Ausführun-
gen auf die Fragen des Kollegen Schmude, die den 
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gleichen Sachverhalt zum Gegenstand haben, Be-
zug nehmen (Plenarprotokoll 10/135, S. 10026 D). 

Ergänzend möchte ich jedoch sagen, daß der Bun-
deskanzler auf Ermittlungsverfahren oder steuerli-
che Überprüfungsverfahren wegen des Verdachts 
von illegalen Spendenzuwendungen keinen Einfluß 
genommen hat. 

Die in Ihrer Frage geäußerte Befürchtung ist des-
halb völlig unbegründet. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Fragen des Abge-
ordneten Mann (GRÜNE) (Drucksache 10/3226 Fra-
gen 61 und 62): 

Trifft es zu, daß etwa 2 000 von insgesamt ca. 5 000 bis 6 000 
Jugendlichen, die US-Präsident Reagan anläßlich seiner 
Rede „an die deutsche Jugend" am 6. Mai 1985 in Hambach 
zuhören sollen, nach Absprache der Bundesregierung mit 
der Landesregierung Rheinland-Pfalz durch die Oberbürger-
meister und Landräte des Bundeslandes gezielt ausgewählt 
werden sollen? 

Hält es die Bundesregierung für gesichert, daß mit einer 
Auswahl durch diese Personen repräsentative Vertreter und 
Vertreterinnen aller Jugendlichen der Bundesrepublik 
Deutschland benannt werden, und wie bewertet sie die Tat-
sache, daß arbeitslose Jugendliche auf Grund der selbst zu 
tragenden Reisekosten kaum in der Lage sein dürften, an der 
Veranstaltung teilzunehmen? 

Ihre beiden Mündlichen Fragen beantworte ich 
wie folgt: 

Es trifft zu, daß nach Absprache der Bundesregie-
rung mit der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
etwa 2 000 Jugendliche durch die Oberbürgermei-
ster und Landräte dieses Bundeslandes ausgewählt 
werden sollen. 

Die Bundesregierung hält es für gesichert, daß 
durch diese Auswahl repräsentative Vertreter und 
Vertreterinnen aller Jugendlichen benannt werden. 
Für die durch die Oberbürgermeister und Landräte 
von Rheinland-Pfalz ausgewählten Jugendlichen 
wird Transport unentgeltlich zur Verfügung ge-
stellt, so daß auch Jugendliche ohne Einkommen in 
der Lage sind, an der Veranstaltung teilzunehmen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Fragen des Abge-
ordneten Ströbele (GRÜNE) (Drucksache 10/3226 
Fragen 63 und 64): 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht von vielen jungen 
Menschen, Jugendgruppen und -verbänden, wie sie z. B. die 
Bundesvorsitzende der Jungdemokraten formulierte, daß 
„die Jugend in der Bundesrepublik Deutschland angesichts 
Weltraumrüstung, militärischer Bedrohung und der wirt-
schaftlichen Ausbeutung der Dritten Welt Gelegenheit haben 
müsse, gerade Präsident Reagan ihre Position darzulegen"? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß bei einer Aus-
wahl von jugendlichen Gesprächspartnern für ein Gespräch 
mit dem Präsidenten durch den rheinland-pfälzischen Kul-
tusminister gewährleistet ist, daß solche, eher kritische Mei-
nungen geäußert werden können? 

Ihre beiden Mündlichen Fragen beantworte ich 
wie folgt: 

Eine Gruppe von Jugendlichen erhält Gelegen-
heit, nach der Ansprache von Präsident Reagan in 
Hambach in einem Gespräch mit Präsident Reagan 
ihre Meinung darzulegen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ge-
währleistet ist, daß auch kritische Meinungen geäu-
ßert werden können. Im übrigen steht es jedem 
Jugendlichen frei, sich an die Staatskanzlei Mainz 
mit der Bitte um eine Einladung zu wenden. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Fragen der Abge-
ordneten Frau Wagner (GRÜNE) (Drucksache 10/ 
3226 Fragen 65 und 66): 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob es für die Rede des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika an die 
„deutsche Jugend" eine öffentlich ausgeschriebene Einla-
dung an alle Jugendlichen in der Bundesrepublik Deutsch-
land gegeben hat, und wenn ja, an welche Institutionen und 
Personen war sie gerichtet? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß bei Stichproben 
der Fraktion DIE GRÜNEN in Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz den dortigen Jugendämtern nichts über eine 
öffentliche Einladung an Jugendliche bekannt war, ebenso-
wenig über den Anmeldemodus oder bestehende Teilnahme-
möglichkeiten für die Veranstaltung, und welche Relevanz 
haben demnach Jugendliche aus Einrichtungen der Erzie-
hungshilfe und der kommunalen Jugendarbeit als mögliche 
Gäste? 

Ihre beiden Mündlichen Fragen beantworte ich 
wie folgt: 

Durch Presse und Fernsehen war und ist be-
kannt, daß diese Veranstaltung stattfinden wird. 

Eine öffentliche Ausschreibung der Einladung ist 
nicht erfolgt. 

Eine besondere Unterrichtung der Jugendämter 
ist nicht erfolgt. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Fragen des Abge-
ordneten Bueb (GRÜNE) (Drucksache 10/3226 Fra-
gen 67 und 68): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Präsident Ronald 
Reagan seine Rede an die „deutsche Jugend", wie im „Bonner 
General Anzeiger" vom 12. April 1985 gemeldet, vor „ausge-
wählten Jugendlichen" halten wird? 

Welche Vertreter/innen der „deutschen Jugend" sollten 
nach Meinung der Bundesregierung an dieser Veranstaltung 
teilnehmen? 

Zu Frage 67: 

Ja. 
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Zu Frage 68: 

Alle interessierten Vertreter bzw. Vertreterinnen 
der deutschen Jugend können an der Veranstaltung 
teilnehmen, soweit Plätze vorhanden sind. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Fragen der Abge-
ordneten Frau Dann (GRÜNE) (Drucksache 10/3226 
Fragen 69 und 70): 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung sicherzustellen, daß 
die Rede Präsident Reagans „an die deutsche Jugend" ge-
langt, und trifft es zu, daß z. B. an rheinland-pfälzischen 
Schulen Schüler die Rede Ronald Reagans in einer Direkt-
übertragung verfolgen können? 

Welche Art von Sicherheits- und Ausweiskontrollen plant 
die Bundesregierung für die teilnehmenden Jugendlichen, 
und inwieweit werden gegebenenfalls Personaldaten der 
Teilnehmer überprüft oder gespeichert? 

Ihre beiden Mündlichen Fragen beantworte ich 
wie folgt: 

Die Bundesregierung wird für eine Veröffentli-
chung der Rede Präsident Reagans Sorge tragen. 
Ob von rheinland-pfälzischen Schülern die Rede 
Präsident Reagans in einer Direktübertragung ver-
folgt werden kann, ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. 

Die Organisation liegt bei dem Land Rheinland

-

Pfalz. Die Bundesregierung kann daher zu dieser 
Frage keine Stellung nehmen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Mertes auf die Fragen des 
Abgeordneten Klose (SPD) (Drucksache 10/3226 
Fragen 71 und 72): 

Ist die Bundesregierung bereit, auch in Zukunft Menschen, 
die im Südchinesischen Meer aus Seenot gerettet werden, in 
der Bundesrepublik Deutschland aufzunehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich an dem kürzlich von 
13 Ländern Westeuropas sowie den USA, Kanada und Au-
stralien gebildeten Pool (Rescue at Sea Resettlement Offer), 
der eine Lastenverteilung in Fällen von Seenotrettung im 
Südchinesischen Meer vorsieht, zu beteiligen? 

Zu Frage 71: 

Die Bundesregierung ist bereit, auch in Zukunft 
Menschen, die im Südchinesischen Meer aus See-
not gerettet werden, in der Bundesrepublik 
Deutschland aufzunehmen. Bisher wurden etwa 
28 000 Flüchtlinge aus Indochina, davon über 10 000 
Bootsflüchtlinge in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgenommen. Neben den weiter stattfinden-
den Aufnahmen im Wege der Familienzusammen-
führung werden alle von unter deutscher Flagge 
fahrende Handelsschiffen geretteten Flüchtlinge 
auch in Zukunft aufgenommen, sofern sie nicht in 
anderen Länder Aufnahme finden. 

Darüber hinaus hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland an einem Vorhaben des Hohen Flücht-

lingskommissars der Vereinten Nationen zugun-
sten der Flüchtlinge, die von Schiffen unter „Billig-
flagge" aus Seenot gerettet werden, beteiligt (Dis-
embarkation and Resettlement Offers — DISERO). 
Die Bundesrepublik Deutschland hat 200 Aufnah-
meplätze für dieses Programm bereitgestellt. Wei-
terhin bemüht sich die Bundesregierung, in beson-
deren Härtefällen zusätzliche Aufnahmeplätze für 
Bootsflüchtlinge zur Verfügung zu stellen, die sich 
bereits in Lagern in Südostasien befinden und nicht 
in anderen Ländern Aufnahme finden können. 

Zu Frage 72: 

Das von Ihnen erwähnte weitere Programm 
RASRO (Rescue at Sea Resettlement Offers) des 
Hohen Flüchtlingskommissars soll in der Tat eine 
Lastenverteilung unter den Flaggenstaaten Westeu-
ropas und Nordamerikas sowie u. U. Australien und 
Japan gewährleisten. Die von Handelsschiffen un-
ter deutscher Flagge geretteten Flüchtlinge können 
— wie gesagt — bereits jetzt in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgenommen werden. 

Die Frage eines deutschen Beitritts zu RASRO 
wird zur Zeit geprüft. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Mertes auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3226 Fragen 75 und 76): 

Kann die Bundesregierung Auskunft über das Schicksal 
des — laut ap — soeben in der Sowjetunion zu fünf Jahren 
verurteilten Pfarrers der Pfingstgemeinde und weiterer Ge-
meindemitglieder, sämtlich deutscher Volkszugehörigkeit, 
erteilen und welches Urteil hat sie sich bilden können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Buch ,,Tatsa-
chen über Deutschland", das als Preis für die Teilnahme an 
einer Sendung der Deutschen Welle übersandt worden ist, 
dem Empfänger von den polnischen Behörden nicht ausge-
händigt worden ist, weil es für den Empfänger „schädlich" 
sei, und gedenkt die Bundesregierung, unter Bezug auf die 
KSZE-Schlußakte, Korb 3, dagegen Protest zu erheben? 

Zu Frage 75: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Vorste-
her der staatlich nicht registrierten Pfingstge-
meinde in Tschugujewska (Ostsibirien), Viktor Wal-
ter, Sowjetbürger deutscher Nationalität, wegen 
antisowjetischer Agitation und Propaganda sowie 
wegen Verstoßes gegen die Vorschriften über Reli-
gionsausübung am 11. April 1985 zu fünf Jahren 
Straflager verurteilt worden ist. Er ist verheiratet 
und Vater von 8 Kindern. Außerdem sind folgende 
Mitglieder der Pfingstgemeinde von Tschugu-
jewska verurteilt worden: 

Nikolaus Wiens, Vater von sieben minderjährigen 
Kindern, am 26. Februar 1985 zu einem Jahr Haft 
gegen Verletzung der Paßvorschriften und wegen 
Verstoßes gegen die Vorschriften über Religions-
ausübung; dessen Bruder Johann Wiens; Peter Wal-
ter, Bruder des verhafteten Gemeindevorstehers 
Viktor Walter; Paul Brommer, Anatolij Hoch, Vale-
rij Lobsow, Anatolij Scheludkow. Das Strafmaß die- 
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ser am 14. April 1985 verurteilten Volksdeutschen 
ist bisher nicht bekannt. Die genannten Personen 
gehören zu einer Pfingstgemeinde, die wegen ihres 
religiösen Bekenntnisses 1981 aus Usbekistan nach 
Ostsibirien zwangsdeportiert worden ist. Vorliegen-
den Informationen zufolge sind die Gemeindemit-
glieder starkem Druck und schweren Verfolgungs-
maßnahmen unterworfen. Der Bundesregierung ist 
bekannt, daß die Familien Walter und Wiens zu 
ihren in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Angehörigen ausreisen wollen. 

Die Bundesregierung sieht in der Verurteilung 
von Viktor Walter und weiterer sieben Mitglieder 
der Pfingstgemeinde von Tschugujewka sowie in 
den Verfolgungsmaßnahmen gegen deren Familien-
angehörige und Gemeindemitglieder einen schwe-
ren Verstoß gegen die Menschenrechte, zu deren 
Einhaltung sich die UdSSR mehrfach und in feierli-
cher Form verpflichtet hat. Ich erwähne insbeson-
dere die beiden Internationalen Menschenrechtsge-
setze, die auch die Sowjetunion ratifiziert hat, und 
die Schlußakte von Helsinki, deren zehnjähriges 
Jubiläum die Unterzeichnerstaaten am 1. April 1985 
feiern wollen. Es ist vorrangiges und mit Nachdruck 
immer wieder vertretenes Anliegen der Bundesre-
gierung, die sowjetische Führung zur Einhaltung 
der Menschenrechte zu veranlassen. Die Bundesre-
gierung wird sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
für die Freilassung der Betroffenen einsetzen und 
ihre Bemühungen im Zusammenhang mit den Aus-
reisewünschen der genannten Personen fortfüh-
ren. 

Zu Frage 76: 

Die Deutsche Welle vergibt an Teilnehmer von 
Quiz-Sendungen im Rahmen ihres deutschsprachi-
gen Programms kleinere Preise in Form von Schall-
platten, Transistorradios, Krawatten und Büchern, 
darunter vereinzelt auch die Publikation des Bun-
despresseamts „Tatsachen über Deutschland". 

Im vorliegenden Fall wurde einem Hörer aus 
Oberschlesien, der bereits mehrere Preise gewon-
nen hatte, von der örtlichen Zollbehörde die Aus-
händigung der Publikation „Tatsachen über 
Deutschland" in der Tat verweigert. 

Nach Auskunft der Deutschen Welle handelt es 
sich jedoch um einen vereinzelten Fall, der mehrere 
Monate zurückliegt. 

Der Bundesregierung sind weitere Vorgänge die-
ser Art nicht bekannt geworden. Sie geht daher von 
der Annahme aus, daß hier ein Einzelfall vorliegt. 
Gleichwohl wird sie die Entwicklung aufmerksam 
beobachten und gegebenenfalls im Zusammenwir-
ken mit der Deutschen Welle geeignete Schritte un-
ternehmen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Mertes auf die Fragen des 
Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 10/3226 
Fragen 77 und 78): 

Ist es zutreffend, daß der amerikanische Assistant Secre-
tary of State for European Affairs, Richard Burt, in einem 
Brief an die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union 
davor gewarnt hat, die Organisation der WEU zur Abstim-
mung für eine Westeuropäische Rüstungskontrollpolitik zu 
nutzen, und wie bewertet die Bundesregierung diesen Vor-
gang? 

Wird die Bundesregierung trotz der Intervention der ame-
rikanischen Regierung zur Erklärung der WEU-Mitgliedstaa-
ten vom 27. Oktober 1984 (Erklärung von Rom) stehen, in der 
beschlossen wurde, eine Abstimmung der Mitgliedstaaten 
„zur konkreten Sicherheitslage in Europa anzustreben ..., 
insbesondere im Hinblick auf ... Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung ..."? 

Zu Frage 77: 

Die Bundesregierung steht in allen Fragen der 
Sicherheitspolitik, einschließlich der Rüstungskon-
trolle, in einem laufenden Meinungsaustausch mit 
der amerikanischen Regierung. Dabei vertritt sie 
ihre Standpunkte und die USA die ihren. Dies ist 
ein unter Verbündeten normaler und notwendiger 
Vorgang. 

Die USA haben die Wiederbelebung der WEU, die 
sich auf der Ministertagung in Bonn am 22./ 
23. April so eindrucksvoll bestätigt hat, ausdrück-
lich begrüßt. Ich verweise z. B. auf die deutschame-
rikanische Erklärung vom 30. November 1984, in 
der der Bundeskanzler und Präsident Reagan dies 
einvernehmlich festgelegt haben. 

Zu Frage 78: 

Ja, wobei ich Ihre Wortwahl, insbesondere den 
Begriff Intervention für nicht zutreffend halte. Ich 
verweise dazu auf das Kommuniqué der Konferenz 
der Außen- und Verteidigungsminister der WEU- 
Mitgliedsstaaten vom 22. und 23. April 1985. 

Es gibt erneut dem Ziel Ausdruck, durch die Bele-
bung der WEU die europäische Säule des Bündnis-
ses und damit das Bündnis insgesamt zu stärken. 

In diesem Kommuniqué haben die Minister be-
züglich der Genfer Verhandlungen bekräftigt, daß 
sie ihren amerikanischen Verbündeten nachdrück-
lich unterstützen und ihm vertrauen bei seinen Be-
mühungen um die Erzielung eines stabileren strate-
gischen Verhältnisses auf einem möglichst niedri-
gen ausgewogenen Streitkräfteniveau. Sie haben 
die Sowjetunion aufgefordert, ebenfalls eine posi-
tive Haltung einzunehmen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) (FDP) 
(Drucksache 10/3226 Frage 83): 

Ist die Bundesregierung bereit, initiativ zu werden mit 
dem Ziel, ab kommendem Jahr auf die Einführung der Som-
merzeit zu verzichten? 
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Die Bundesregierung ist nicht bereit, die Initia-
tive mit dem Ziel zu ergreifen, ab 1986 auf die Ein-
führung der Sommerzeit zu verzichten. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksache 10/3226) 
Fragen 88 und 89): 

Wird die Bundesregierung beim Besuch des paraguayi-
schen Präsidenten Stroessner Fragen nach dem Verbleib des 
KZ-Arztes Mengele stellen, insbesondere nach den unbestä-
tigten Meldungen, Mengele lebe in einer militärischen Sperr-
zone in Paraguay? 

Welche Bemühungen wird die Bundesregierung beim Be-
such des paraguayischen Staatschefs Stroessner unterneh-
men, die Auslieferung des KZ-Arztes Mengele zu erreichen? 

Zu Frage 88: 

Wie bereits Herr Staatsminister Dr. Mertes in sei-
ner Antwort vom 24. Januar 1985 in der 117. Sitzung 
des Deutschen Bundestags auf die Frage des Herrn 
Abgeordneten Klose ausgeführt hat, wird die Bun-
desregierung beim Arbeitsbesuch des Staatspräsi-
denten Stroessner den Auslieferungsfall Mengele 
ansprechen. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß sich der von den deutschen Straf-
verfolgungsbehörden gesuchte Josef Mengele in 
einer militärischen Sperrzone in Paraguay auf-
hält. Die paraguayische Regierung hat der Bundes-
regierung wiederholt bestätigt, daß nach Mengele 
in Paraguay mit Haftbefehl gefahndet werde. 
Sie hat aber erst kürzlich noch einmal darauf 
verwiesen, Mengele befinde sich nicht mehr in Pa-
raguay. 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß, an diesen 
Angaben zu zweifeln. Sie wird jedoch bei dem an-
stehenden Besuch von Staatspräsident Stroessner 
nochmals die Erwartung zum Ausdruck bringen, 
daß die zuständigen paraguayischen Stellen die 
Fahndung im gebotenen Umfang intensivieren, 
wenn hinreichender Verdacht besteht, daß Mengele 
sich in Paraguay aufhält. 

Zu Frage 89: 

Unabhängig von den laufenden Bemühungen der 
Bundesregierung, den Aufenthaltsort Mengeles 
ausfindig zu machen, der weiter im Ausland vermu-
tet wird, ist beabsichtigt, Herrn Stroessner an das 
an Paraguay gerichtete deutsche Auslieferungser-
suchen in Sachen Mengele zu erinnern und auf das 
nachhaltige deutsche Interesse an einer Ergreifung 
und Überstellung des Verfolgten hinzuweisen. Im 
übrigen verweise ich auf meine Antwort zu Frage 
Nr. 88. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Eylmann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3226 Fragen 90 und 91): 

Hält es die Bundesregierung sowohl im Hinblick auf die 
Sicherung des Anwaltsstandes als eines unabhängigen Or-
gans der Rechtspflege als auch in Anbetracht der dramati-
schen Zunahme der Zahl der Rechtsanwälte für unbedenk-
lich, daß in großem Umfange Beamte und Richter nach Errei-
chen der Altersgrenze als Rechtsanwälte zugelassen wer-
den? 

Ist nach Auffassung der Bundesregierung eine Änderung 
der Bundesrechtsanwaltsordnung dahin geboten, pensionier-
ten Beamten und Richtern den Zugang zum Anwaltsberuf zu 
versagen, und teilt insbesondere die Bundesregierung die 
Auffassung, daß die vom Bundesverfassungsgericht entwik-
kelten Kriterien zur Einschränkung der Freiheit der Berufs-
wahl auf die vorliegenden Fälle nicht uneingeschränkt anzu-
wenden sind, weil hier nach Abschluß eines Berufslebens im 
öffentlichen Dienst ein Zweitberuf gewählt wird? 

Zu Frage 90: 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
kann man nicht davon ausgehen, daß Ruhestands-
beamte und -richter in einem großen Umfang an 
den Zulassungen zur Rechtsanwaltschaft beteiligt 
sind. Nach Angaben der Länder sind in den Jahren 
1972 bis einschließlich 1983 etwa 500 Ruhestandsbe-
amte und -richter zur Rechtsanwaltschaft zugelas-
sen worden. In der gleichen Zeit stieg die Zahl der 
Rechtsanwälte um 20105. Eine merklich zuneh-
mende Tendenz der Zulassungen aus dem Kreise 
der Ruhestandsbeamten und -richter war in dem 
genannten Zeitraum nicht festzustellen. Weil die 
Verweildauer dieser Personen im Beruf wegen ih-
res fortgeschrittenen Lebensalters verhältnismäßig 
kurz ist, dürfte der Anteil der Rechtsanwälte, die 
Ruhestandsbeamte oder -richter sind, höchstens 0,5 
bis 1 % aller Rechtsanwälte betragen. Angesichts 
der stark steigenden Zahl der Rechtsanwälte würde 
es jedoch von einem größeren Verständnis für die 
derzeitigen Nöte und Schwierigkeiten der jungen 
Juristen zeugen, wenn wirtschaftlich abgesicherte 
Ruhestandsbeamte und -richter von einer Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft absähen. 

Zu Frage 91: 

Nach Auffassung der Bundesregierung wäre eine 
generelle Versagung der Zulassung zur Rechtsan-
waltschaft für pensionierte Beamte und Richter an-
gesichts der bereits dargelegten tatsächlichen Ver-
hältnisse mit erheblichen verfassungsrechtlichen 
Risiken behaftet. Der Gedanke, für wirtschaftlich 
gesicherte ältere Personen mit einem abgeschlosse-
nen Berufsleben gelte das Grundrecht der Freiheit 
der Berufswahl nur in beschränktem Umfang, ist 
problematisch. Wegen des engen Zusammenhangs, 
der nach der verfassungsrechtlichen Rechtspre-
chung zwischen der Freiheit der Berufswahl und 
der Persönlichkeitsentfaltung sowie der Menschen-
würde besteht, wird auch älteren Berufsbewerbern 
die Freiheit der Berufswahl nicht verkürzt werden 
können. 
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Eine andere Frage ist, ob die geltenden gesetzli-
chen Vorkehrungen genügen, um dem Eindruck 
hinreichend entgegenzuwirken, der Rechtsanwalt 
könne wegen seines früheren Amtes als Beamter 
oder Richter dem Mandanten Vorteile verschaffen. 
Entsprechend den Erfahrungen der Praxis werden 
in einer Novelle zur Bundesrechtsanwaltsordnung, 
die in nächster Zeit den gesetzgebenden Körper-
schaften zugeleitet werden soll, Vorschläge für eine 
Erschwerung der örtlichen Zulassung bei früheren 
Beamten und Richtern vorgelegt werden. 
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